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Globalisierung, Steuervermeidung und Steuersenkungswettlauf

Die Einnahmen des Staates aus 
Steuern auf Gewinne und Ver-
mögen sind weggebrochen.

In Deutschland, so hört man aller-
orten, gibt es eine Haushaltskrise, eine 
Arbeitsplatzkrise, eine Ausbildungs-
krise, und auch eine Mittelstandskrise. 
Der Staat – immerhin einer der reichs-
ten der Welt – muss sparen, wo es geht, 
Schulen verkommen, und Kita-Plätze 
sind nicht zu kriegen, die Alterssiche-
rung und die Absicherung gegen Ar-
beitslosigkeit werden immer fragwür-
diger. Bei vielen macht sich da das Ge-
fühl breit, der Staat zocke sie nur ab. 
Fleißig zahlen sie beträchtliche Sum-
men an Steuern und Sozialabgaben – 
und trotzdem ist kein Geld da. Leicht 
ist es da, die Schuld dem zu Boulevard-
Ruhm gelangten Frührentner »Flori-
da-Rolf« und anderen vermeintlichen 
Sozialschmarotzern zu geben oder ver-
schwendungssüchtigen Beamten und 
Politikern wie den EU-Parlamentari-
ern, die angeblich zu ihren hohen Bezü-
gen auch noch unrechtmäßig Sitzungs-
gelder kassieren. Doch die Aufrufe zu 
weniger Verschwendung führen an der 
Wirklichkeit vorbei. Im Einzelnen mö-
gen die aufgezählten Krisen vielfältige 
Ursachen haben, aber ein Muster ist 
stets zu erkennen: Das Problem liegt auf 
der Einnahmeseite, nicht auf der Aus-
gabenseite. Vor allem die Einnahmen 
aus Steuern auf Gewinne und Vermö-
gen sind weggebrochen. Bei den Ausga-
ben dagegen ist kaum noch Sparpoten-
zial vorhanden; die meisten Posten wie 
Zinsen, Beamtenpensionen oder Sozi-
alleistungen sind den Finanzministern 

vorgegeben. 2 Mrd. EUR könne der 
Bund durch die Eindämmung von Ver-
schwendung sparen, rügte der Bundes-
rechnungshof im Juli 2004. Im Verhält-
nis zu den 15 Mrd. EUR, um die die 
Körperschaftsteuern 2003 gegenüber 
dem Jahr 2000 einbrachen, ein gerade-
zu lächerlicher Betrag.

Der Trend rückläufiger Unterneh-
menssteuern ist seit langem zu beob-
achten, und er ist nicht auf Deutsch-
land beschränkt. Ein globaler Steuer-
senkungswettlauf der Staaten unterein-
ander sowie zahlreiche Steuerschlupflö-
cher, die sich vor allem dem grenzüber-
schreitend mobilen Kapital bieten, be-
legt: Unregulierte Globalisierung droht 
nicht nur Lohn und Arbeit zu untergra-
ben, sondern auch den Sozialstaat. Wer 
Lösungsansätze für die zahlreichen 
Probleme sucht, die das Land plagen, 
wird daher schwerlich umhinkommen, 
sich mit dem scheinbar sperrigen The-
ma Steuern auseinander zu setzen. 

Und es sind nicht nur die Proble-
me dieses Landes, um die es dabei geht. 
Steuerflucht und Steuervermeidung von 
Seiten der Unternehmen betrifft gerade 
auch die ärmeren Länder, die den Kon-
zernen oft institutionell weniger entge-
genzusetzen haben und im Wettbewerb 
um Investitionen besonders erpressbar 
sind. Auch in entwicklungspolitischer 
Hinsicht ist daher das Thema Steuern 
von enormer Bedeutung.

1 Krise des Sozialstaats – Krise des 
Steuerstaats

1.1 Der Staat, die Steuern und die Umverteilung von 
unten nach oben

Mit Steuern werden gesellschaftlich 
(mehr oder weniger) wünschenswerte 
Aufgaben finanziert von Rüstung bis 
Universitäten, von Autobahnen bis Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen. Keiner 
zahlt sie gerne, aber die meisten dürften 
sich darüber bewusst sein, dass Steu-
ern trotzdem im Interesse der Gemein-

schaft sinnvoll und notwendig sind. 
»Steuern sind das, was wir für eine zi-
vilisierte Gesellschaft zahlen«, meinte 
der US-Verfassungsrichter Oliver Wen-
dell Holmes (zitiert auf der Website des 
US-Finanzamts IRS). 

Bei der Finanzierung dieser staatli-
chen Aufgaben gilt das Prinzip, dass 

Steuern mögen bei denen, die 
sie zahlen müssen, nicht beliebt 
sein, aber im Interesse der Ge-
meinschaft sind sie notwendig.
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diejenigen, die zahlungskräftiger sind, 
auch mehr zahlen sollen. Statt einer 
einheitlichen Kopfsteuer, die zu Recht 
als ungerecht empfunden wird, sind die 
Steuersysteme im Großen und Ganzen 
progressiv gestaltet, d.h. der Steuersatz 
steigt mit dem Einkommen. Ein Umver-
teilungseffekt ergibt sich dadurch, dass 
mit den Einnahmen staatliche Leistun-
gen wie Schulen, Feuerwehren oder ein 
funktionierendes Rechtssystem finan-
ziert werden, die den wenig Begüterten 
in gleichem Umfang wie den Reichen 
zu Gute kommen (oder im Fall der So-
zialhilfe sogar mehr). 

Lange galt dies als wünschenswert, 
um den sozialen Frieden zu erhalten. 
Doch in den vergangenen Jahren lässt 
sich beobachten, dass die Steuersyste-
me in den meisten Ländern tendenziell 
regressiver werden. Die Spitzensteuer-
sätze werden gesenkt, und große Un-
ternehmen zahlen relativ zu anderen 
Steuerzahlern immer weniger, auch 
wenn sie nach wie vor gerne von staat-
lichen Leistungen profitieren.

In Darstellung 1 ist das fast vollstän-
dige Wegbrechen der Körperschaft-
steuern deutlich zu erkennen. Auch 

wenn die Körperschaftsteuer von jeher 
nur einen relativ kleinen Teil des staat-
lichen Finanzierungsbedarfs deckt, so 
stellt die Steuervermeidung von Un-
ternehmen zusammen mit der Steuer-
flucht von reichen Individuen dennoch 
ein massives Problem dar. Alle anderen 
Bürger, die sich dem Zugriff des Fiskus 
nicht entziehen können, müssen erken-
nen, dass sie für ihre wachsenden Ab-
gaben immer weniger Gegenleistung in 
Form von Absicherung von Seiten des 
finanziell ausgetrockneten Staates be-
kommen. Wer kann, schafft sein Er-
spartes da lieber am Finanzamt vor-
bei auf die Seite. Eine konsequentere 
Besteuerung von Konzernen wäre des-
halb ein wichtiges Signal, dass ein ge-
rechteres Steuersystem gewollt ist. Dies 
wiederum wäre ein wichtiger Beitrag 
dazu, den Sozialstaat zu retten.

Der Staat reagiert jedoch bislang auf 
die Einnahmenausfälle, indem er ers-
tens spart – für Sozialprogramme, Kul-
turförderung und dergleichen vermeint-
lichen Luxus ist bekanntlich kein Geld 
mehr da – und zweitens indem er sich 
anderswo bedient. Dies kann bedeuten, 
dass die Einnahmen aus Sozialabgaben 

Darstellung 1 – Steuereinnahmen des deutschen Staates

Die progressive Besteuerung, 
die eine Umverteilung von 
oben nach unten bewirken 
soll, wird inzwischen vielfach 
in eine regressive Besteuerung 
umgekehrt – in eine Umvertei-
lung von unten nach oben. Eine 
konsequentere Besteuerung 
von Konzernen wäre ein wichti-
ges Signal, dass ein gerechteres 
Steuersystem gewollt ist. 
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und die indirekten Steuern auf Ver-
brauch (Mehrwertsteuer) erhöht wer-
den, wie in Darstellung 1 deutlich er-
kennbar ist, oder dass bestimmte Leis-
tungen eingeschränkt (insbesondere 
Sozialleistungen) oder kostenpflichtig 
werden (Beispiel Studiengebühren).2

Löhne und Gehälter werden nach 
wie vor hoch besteuert. In Deutschland 
flossen von 100 EUR Gewinn der Ka-
pitalgesellschaften 9 EUR an den Staat. 
Beschäftigte dagegen mussten von 100 
EUR Bruttoverdienst 19 EUR an Lohn-
steuer zahlen und dazu noch diverse 
Verbrauchssteuern (ver.di 2004). Auch 
wenn die Lohnsteuersätze nicht steigen, 
so nimmt doch der Anteil von Lohn-
steuern an den gesamten Steuereinnah-
men in vielen Ländern zu, denn die 
normalen Lohnsteuerpflichtigen haben 
praktisch keine Möglichkeit zur Ab-
wanderung oder zur steuermindernden 
»kreativen Buchhaltung«. Noch stärker 
ist der Trend bei den Sozialabgaben. In 
der OECD nahmen so zwischen 1970 
und 1996 die Sozialversicherungsab-
gaben um 5,5% zu, die Konsumsteu-
ern um 4,3% – während die Einnah-
men aus Körperschaftsteuern um 0,5% 
schrumpften (Bernauer 2000, siehe 
auch Kapitel 5.1). 

Diese Maßnahmen führen dazu, 
dass die weniger Wohlhabenden oft 
sogar noch stärker zur Kasse gebe-
ten werden als die Wohlhabenden. Da 
die unteren Einkommensschichten ei-
nen höheren Anteil ihres Einkommens 

für den täglichen Verbrauch ausgeben 
müssen als reichere Leute, werden sie 
überproportional von der Mehrwert-
steuer belastet. Die Steuereinnahmen 
des deutschen Staates bestehen inzwi-
schen schon zur Hälfte aus regressiven 
Verbrauchssteuern. Und es liegt auf der 
Hand, dass auch von geringeren Sozi-
alleistungen vor allem einkommens-
schwächere Gruppen betroffen sind. 
Die derzeitige Steuerpolitik trägt somit 
dazu bei, dass die Schere zwischen Arm 
und Reich immer weiter aufklafft.

Die Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestags beklagte schon 1999: 
»Während die Steuerlast der Unterneh-
men und Gutverdienenden abnimmt, 
zeigen die Mehrwertsteuersätze sowie 
die von allen Bürgerinnen und Bür-
gern zu zahlenden kommunalen Auf-
wendungen einen gegenläufigen Trend. 
Auch wächst der Anteil der Steuern auf 
Löhne und Gehälter, während der An-
teil von Steuern auf Einkommen und 
Gewinnen und Vermögen rückläufig 
ist. Es findet, so scheint es, eine fiska-
lische Umverteilung von unten nach 
oben statt.« (zitiert nach Segbers 2004) 
Im folgenden Jahr beschloss die Bun-
desregierung eine umfassende Steuerre-
form, die in erster Linie die Steuern für 
Unternehmen senkte und erst in zwei-
ter Linie die Einkommensteuern – wo-
bei auch hier durch die Kappung der 
Spitzensteuersätze die Besserverdienen-
den deutlich entlastet wurden.

1.2 Ein globales »race to the bottom«

Es ist auffällig, dass in den politi-
schen Debatten über Steuerreformen 
nie die Frage diskutiert wird: Welches 
Steuersystem wollen wir eigentlich? 
Wollen wir wirklich von einer progres-
siven zu einer zunehmend regressiven 
Besteuerung wechseln? Würde man Po-
litiker gleich welcher Couleur fragen, 
würden sie Letzteres sicher einhellig 
verneinen. Dennoch geschieht genau 
dies. Es scheint sich um die unsichtba-

re Hand des Marktes zu handeln, die 
diese Entwicklung einfach erzwingt. 

In der Tat verweisen Politiker und 
Unternehmensführer auf den Markt. 
Der globale Wettbewerb lasse die An-
passung der Unternehmenssteuern 
nach unten unvermeidlich werden. 
Deutschland, heißt es immer wieder, 
könne es sich schlicht nicht mehr leis-
ten, international als Hochlohn- und 
Hochsteuerland dazustehen. Das Re-
sultat ist ein für die unregulierte Glo-
balisierung durchaus typisches »race to 
the bottom«, wie es auch im Fall von 
Lohnkosten, Sozial- und Umweltstan-
dards zu beobachten ist.

2 Schon jetzt ist absehbar, dass in Deutschland 
eine Mehrwertsteuererhöhung spätestens 2006 
unausweichlich sein wird. Denn nur noch bis 
2005 kann der Bund die Lücken im Etat noch 
durch den Verkauf seiner restlichen Post- und 
Telekomanteile decken.

Lohnabhängige müssen nach 
wie vor hohe Steuerzahlungen 
und Sozialabgaben leisten. Der 
Anteil von Steuern auf Gewinne 
und Vermögen aber schrumpft 
stetig.
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Das Argument, Steuersenkungen sei-
en sowohl unabdingbar als auch unver-
meidbar, ist jedoch aus zweierlei Grün-
den fadenscheinig. Erstens ist die rea-
le Steuerbelastung der deutschen Kon-
zerne verglichen mit anderen Ländern 
schon jetzt relativ niedrig (siehe auch 
Kapitel 5). Und zweitens ist der zwi-
schenstaatliche Steuerwettbewerb zwar 
eine Realität, aber keine zwangsläu-
fige. Genauso wie Preisdumping und 
wettbewerbsverzerrende Subventionen 
im Inland zur Aufrechterhaltung eines 
marktwirtschaftlichen Wettbewerbs 
nicht geduldet werden, könnte Steu-
erdumping auf internationaler Ebene 
verhindert werden, wenn es den politi-
schen Willen dazu gäbe. 

Hartnäckig hält sich jedoch der neo-
liberale Irrglaube, dass Arbeitsplätze 
und gesellschaftlicher Reichtum be-
sonders da gedeihen würden, wo die 
Steuern besonders niedrig sind. Wenn 
Unternehmen weniger Steuern zahlen 
müssten, könnten sie mit dem gespar-

ten Geld mehr Arbeitsplätze schaffen, 
so das Mantra von Unternehmensver-
bänden und vielen Politikern. 

Empirisch gibt es dafür absolut kei-
nen Beleg. Unternehmenssteuern wur-
den in Deutschland und in vielen ande-
ren Ländern in den letzten Jahren ge-
senkt, und unabhängig davon haben 
Konzerne durch zahlreiche Tricks ihre 
durchschnittliche Steuerbelastung zum 
Teil dramatisch senken können. Trotz-
dem wurden Arbeitsplätze in den meis-
ten Industrieländern abgebaut. Umge-
kehrt führen hohe Steuern auch nicht 
zwangsläufig zu höherer Arbeitslosig-
keit. Dänemark kassiert gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) die höchs-
ten Unternehmens- und Einkommen-
steuern aller OECD-Länder, und trotz-
dem ist die Arbeitslosenquote nur etwa 
halb so hoch wie in Deutschland. Ähn-
lich sieht es in anderen Hochsteuerlän-
dern wie Schweden und Neuseeland 
aus.

3 Die Untersuchung konzentriert sich dabei auf 
die Konzernbesteuerung, da die global agie-
renden Konzerne ein wesentlicher Teil des Pro-
blems sind, und lässt den Problemkomplex der 
ganz privaten Steuerflucht aus – beispielsweise 
die Geldanlage in der Schweiz oder in karibi-
schen Steueroasen. Dieses Problem würde ge-
nügend Stoff für eine weitere Studie bieten.

1.3 Gegen eine Politik der leeren Kassen

Die Lücken im Haushalt, die Ver-
letzung europäischer Defizitkriterien 
(Maastricht-Kriterien) auf der einen 
Seite und die Steuerreform mit einer 
deutlichen Entlastung von Unterneh-
men und den Beziehern höherer Ein-
kommen auf der anderen Seite – auf 
den ersten Blick scheint die Politik wi-
dersinnig. Warum sollte sich die Regie-
rung selbst zu immer größeren Einspa-
rungen zwingen? 

Der Sozialethiker Franz Segbers 
(2004) hat eine Antwort darauf. Die 
Politik der leeren Kassen sei eine be-
wusste Politik mit leeren Kassen. Seit 
Jahren setze die Haushaltspolitik auf 
eine Einnahmereduzierung, die dann 
eine Ausgabenkürzung erzwingt. »Die 
Debatte um die Staatsverschuldung 
symbolisiert nur einen ›Stellvertreter-
krieg‹, denn eigentlich geht es um den 
sozial aktiven Staat, den die Neolibe-
ralen zu einem sozial schlanken Staat 
umbauen wollen. Am Ende herrscht 
der Sachzwang vor, man müsse schließ-

lich doch sparen. So wird durch rigo-
rose Einnahmekürzung eine Politik der 
leeren Kassen inszeniert, um anschlie-
ßend mit dem Druck von leeren Kassen 
Politik machen zu können. Die Diskus-
sion um die Staatsverschuldung ist eine 
Nebelwand, hinter der sich nicht nur 
die tatsächlichen Eigentumsverhältnis-
se und Umverteilungsprozesse, sondern 
auch die politischen Strategien verber-
gen lassen, um nach und nach das Kon-
zept einer anderen Gesellschafts- und 
Sozialverfassung umzusetzen.« 

Gegen diese Politik der angeblichen 
Sachzwänge, hinter der in Wirklich-
keit oft genug eine Umsetzung neoli-
beraler Wirtschaftsvorstellungen steht, 
muss ein Umsteuern in der Finanzpo-
litik gesetzt werden. Diese Studie soll 
einige Anstöße geben, wie dies gesche-
hen kann.3 

Wenn Unternehmen nicht so 
viele Steuern zahlen müssten, 
würden sie mehr Arbeitsplätze 
schaffen. So werden auch in 
Deutschland Steuersenkungen 
begründet. Aber selbst da, wo 
Steuern gesenkt wurden, wur-
den Arbeitsplätze abgebaut.

Mit leeren Kassen werden ver-
meintliche Sachzwänge ge-
schaffen, denen der Sozialstaat 
dann weitgehend zum Opfer 
fällt.
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Manager sprechen nicht von Steu-
ervermeidung, sondern von globalem 
Wettbewerb, innerhalb dessen sie ihre 
Steuerzahlungen so »optimieren« müs-
sen, dass ein »level playing field« ent-
steht, also gleiche Bedingungen für alle. 
Jedes Unternehmen, das nicht gerade in 
einem ausgesprochenen Niedrigsteuer-
land oder einer Steueroase angesiedelt 
ist, fühlt sich geradezu gezwungen, sei-
ne Steuerlast zu minimieren, um keine 
Nachteile gegenüber Wettbewerbern 
zu erleiden.

Konzernen stehen mehrere Optio-
nen zur Verfügung, wie sie ihre Steu-
erzahlungen »optimieren« können. Sie 

können ihre steuerpflichtigen Erträge 
in Länder transferieren, wo niedrigere 
Steuersätze gelten. Das können sie real 
tun, indem sie ihre Produktion dorthin 
verlagern, oder auch nur auf dem Pa-
pier durch bilanzielle Gewinnverschie-
bung. Im Ausland erzielte Gewinne 
werden vom deutschen Fiskus nicht an-
gerührt. Oder sie können ganz einfach 
die in Deutschland besonders großzü-
gigen legalen Steuertricks ausreizen, 
die das Hin- und Herverrechnen von 
Gewinnen und Verlusten ermöglichen, 
so lange bis von den Erträgen, auf die 
Steuern erhoben werden können, nicht 
mehr viel übrig zu sein scheint. 

2 Konzernstrategien zur Steuerver-
meidung

2.1 Abwanderung ins Ausland

Unternehmen haben einen starken 
Anreiz, Geschäfte ins Ausland zu ver-
lagern, auch wenn sie überhaupt kein 
Interesse an dem jeweiligen Markt ha-
ben – nur um Steuern zu sparen. US-
Konzerne wandern so besonders ger-
ne in Richtung karibischer Steuerpa-
radiese ab. Aber auch in der EU bie-
ten sich einige Staaten als Standorte für 
solche Zwecke an, insbesondere Irland 
oder Belgien, aber auch einige der neu 
beigetretenen Mitgliedsstaaten (siehe 
Kapitel 6.1). Ein deutscher Konzern 
braucht dann beispielsweise nur eine 
Tochter für Finanzdienstleistungen in 
Belgien zu gründen und möglichst viele 
seiner Gewinne dorthin zu verschieben 
(wie das geht, dazu mehr unten). Die 
Gewinne der Tochter werden anschlie-
ßend in Form von Dividenden an die 
Mutter in Deutschland ausgeschüttet, 
wo sie zu 95% steuerfrei bleiben. 

Kaum gebremst wird dieser Verla-
gerungstrend durch die an sich begrü-
ßenswerte deutsche Hinzurechnungs-
besteuerung. Hierbei handelt es sich 
um ein Instrument, das die rein bilanzi-
elle Verlagerung in Niedrigsteuerländer 
verhindern soll. Wenn bei einer min-
destens 50%igen Tochtergesellschaft 

im Ausland keine erkennbare Produk-
tion oder Dienstleistungsaktivitäten ge-
genüber Dritten stattfinden, dann wer-
den die Einnahmen der Tochter den zu 
versteuernden Erträgen des Konzerns 
in Deutschland zugerechnet. Dies trifft 
zum Beispiel bei einer ausländischen 
Finanzierungsgesellschaft zu, die nur 
für die deutsche Mutterfirma Finanz-
geschäfte erledigt. Bis 2003 allerdings 
griff dieses Gesetz gar nicht, wenn zwi-
schen Deutschland und dem betreffen-
den Staat ein Abkommen zur Vermei-
dung doppelter Besteuerung besteht 
– und die Bundesrepublik hat mit den 
meisten Ländern solche Doppelbesteu-
erungsabkommen abgeschlossen. Die 
belgische Tochtergesellschaft etwa war 
also nicht betroffen. 

Ob sich dies durch die Neufassung 
des Gesetzes ändert, ist noch nicht ganz 
klar; der Bundestag geht lediglich von 
Mehreinnahmen von bis zu 90 Mio. 
EUR im Jahr aus. Zu befürchten ist 
nämlich, dass Unternehmen nun in sol-
che Länder ausweichen, wo die Hinzu-
rechnungsbesteuerung nicht gilt, denn 
das Gesetz greift erst ab Steuersätzen 
unter 25%. Aber auch in einem Land 
mit einem Körperschaftsteuersatz von 

Konzerne sehen sich unter dem 
Druck, ihre Steuerzahlungen zu 
»optimieren«.

Die Abwanderung in Länder mit 
niedrigeren Steuersätzen ist für 
Konzerne der einfachste Weg, 
Steuern zu sparen. Dagegen 
versucht der deutsche Gesetz-
geber vorzugehen. Doch seine 
Waffen bleiben stumpf.
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26% könnte ein deutsches Unterneh-
men immer noch einen Vorteil von gut 
12% gegenüber dem deutschen Steuer-
niveau von mehr als 38% ausnutzen. 
Und da die Hinzurechnungsbesteue-

rung erst ab einer 50%igen Beteiligung 
greift, werden Joint Ventures, an denen 
ein deutsches Unternehmen wie häufig 
üblich nur einen Anteil von 49,9% hat, 
weiterhin nicht erfasst. 

2.2 Die Transferpreismethode

Konzerne müssen nicht gleich mit 
ihren gesamten Produktionsanlagen 
ins Ausland umziehen, wenn sie Steu-
ern sparen wollen. Sie können auch 
einfach ihre zu versteuernden Gewinne 
ins Ausland verschieben. Eine beliebte 
Möglichkeit zur Gewinnverschiebung 
ist die Transferpreismethode. Konzer-
ne, die in Hochsteuerländern ansässig 
sind, kaufen dabei Vorprodukte und 
Dienstleistungen von Tochterfirmen in 
Niedrigsteuerländern und verrechnen 
dafür Preise, die über den marktübli-
chen Preisen liegen. 

Beispielsweise kann ein hiesiger Au-
tokonzern seine Kupplungen zu Mond-
preisen von einer Tochter in Litauen 
beziehen. Dadurch entstehen der Mut-
tergesellschaft scheinbar hohe Kosten, 
wodurch die Gewinne und damit auch 
die Steuern entsprechend niedriger aus-

fallen. Die höheren Gewinne, die dage-
gen bei der litauischen Tochter ausge-
wiesen werden, unterliegen dort einem 
Körperschaftsteuersatz von nur 15% 
– statt durchschnittlicher 38,3% wie 
in Deutschland. Für den Konzern als 
Ganzen sinkt also mit Hilfe geschickt 
gestalteter interner Verrechnungspreise 
insgesamt die Steuerbelastung. 

Andersherum funktioniert es auch: 
Das deutsche Unternehmen verkauft 
Produkte und Dienstleistungen an Aus-
landstöchter zu Preisen, die unter den 
marktüblichen Preisen liegen. So könn-
te ein Autokonzern Motoren billigst 
für die Endmontage in Litauen oder 
Mexiko liefern. Der Effekt ist dersel-
be: Die Auslandstochter im Billigsteu-
erland verzeichnet durch die scheinbar 
so günstigen Einkäufe höhere Gewin-
ne, die deutsche Mutter erleidet dage-

Darstellung 2: Transferpreismethode: Wie man seine Steuerquote halbieren kann

Viele international tätige Unter-
nehmen manipulieren die Preise, 
zu denen sie konzerninterne 
Lieferungen abrechnen. Auf 
diese Weise lassen sich Gewin-
ne zu Tochtergesellschaften in 
Niedrigsteuerländern verschie-
ben.



11

Globalisierung, Steuervermeidung und Steuersenkungswettlauf

gen wegen der niedrigen erzielten Ver-
kaufspreise Gewinneinbußen. 

So finden Zollbehörden öfters Liefe-
rungen zu sehr ungewöhnlichen Preisen 
– echten Kaviar aus Russland zu 3 US$ 
das Kilo etwa oder eine Kupplung für 
6 US$ oder umgekehrt eine Alarman-
lage, die für 15.000 US$ aus den USA 
nach Russland importiert wurde, oder 
Fahrradreifen für 365 US$ das Stück. 
Diese Preisgestaltung machte eine Ka-
pitalflucht aus Russland im Umfang 
von 8,9 Mrd. US$ zwischen 1995 und 
1999 möglich (Pak 2004). 

Noch besser funktioniert die Metho-
de mit Dienstleistungen oder Lizenzen, 
die schwer in Heller und Pfennig um-
zurechnen sind, bei denen also besag-
te Mondpreise viel unauffälliger zu be-
rechnen sind. Zum Beispiel könnte ein 
US-Autohersteller einem Tochterunter-
nehmen auf den Bahamas das Patent 
für ein bestimmtes Bremssystem über-
tragen. Fortan zahlt die amerikanische 
Muttergesellschaft an die Tochter (bei 
der nicht einmal jemand angestellt sein 
muss – Briefkasten genügt) für die Li-
zenz zur Herstellung dieser Bremsen 
regelmäßig gigantische Summen. Diese 
Einnahmen der Tochter im Steuerpara-
dies Bahamas bleiben steuerfrei, wäh-
rend das zu versteuernde Einkommen 
des Konzerns in den USA sinkt. 

Ikea etwa befleißigt sich solcher 
Methoden. Das Recht am Erfolgsna-
men Ikea liegt bei einer Lizenzverwal-
tungsgesellschaft in den Niederlanden, 
deren Gewinne nur mit 6% versteuert 
werden. Ikea-Filialen in anderen Län-
dern zahlen für die Nutzung des Na-
mens rund 3% ihres Umsatzes an diese 
Lizenzverwaltungsgesellschaft und ver-
ringern so ihren zu versteuernden Ge-
winn (Jarass, Obermair 2004a).

»Die Tansferpreismethode kann Re-
gierungen ihres fairen Anteils an Steu-
ereinnahmen von global aufgestellten 
Unternehmen berauben«, schreibt die 
OECD (Neighbour 2002). »Wenn man 
sich der Tatsache bewusst wird, dass 
mehr als 60 Prozent des Welthandels 
innerhalb multinationaler Unterneh-
men stattfindet, wird die Bedeutung 
von Transferpreisen klar.«

Schätzungen für die USA gehen da-
von aus, dass etwa im Jahr 2000 dem 
amerikanischen Fiskus durch die Trans-
ferpreismethode 131 Mrd. US$ verlo-
ren gingen – das wären 18% der von 
Unternehmen angegebenen Gewinne 

(Bartelsman, Beetsma 2003). Die Ge-
winne werden größtenteils mitnichten 
in karibische Steueroasen verschoben, 
sondern nach Kanada, Mexiko und Ja-
pan, also den wesentlichen Handels-
partnern der USA. 

Schätzungen über den Einnahmeaus-
fall sind für Deutschland zwar nicht 
verfügbar. Doch es gibt einen Hinweis 
darauf, wie viel der Fiskus allein durch 
bessere Kontrollen einnehmen könnte: 
In der Begründung für das Steuerver-
günstigungsabbaugesetz von 2003 geht 
der Bundestag davon aus, dass durch 
die bei dieser Gelegenheit eingeführten 
strengeren Dokumentationspflichten 
über die internen Verrechnungsprei-
se im Jahr 2005 schon 385 Mio. EUR 
zusätzlich in die Staatskassen gespült 
werden, und im Jahr darauf sollen es 
810 Mio. EUR sein.4  

Gegen die Transferpreismethode 
versuchen Steuerbehörden inzwischen 
vorzugehen. Ihre Waffe heißt Fremd-
vergleichsprinzip, auch bekannt als 
arm’s length principle. Demnach müs-
sen Unternehmen auch für konzernin-
terne Transaktionen die gängigen Welt-
marktpreise zu Grunde legen. Die de-
taillierten Leitlinien der OECD dazu, 
die in der OECD Model Tax Conven-
tion verankert sind, wurden in viele bi-
laterale Steuerabkommen aufgenom-
men. 

Ein Vorgehen gegen unwahre Trans-
ferpreise ist für Entwicklungsländer 
wahrscheinlich noch wichtiger als für 
Industrieländer. So mancher multinati-
onaler Konzern, der in Entwicklungs-
ländern Direktinvestitionen vornahm, 
versucht, mit Hilfe der Transferpreis-
methode seine Gewinne steuerfrei zu 
repatriieren. 

Die OECD leistet zwar Unterstüt-
zung für die Finanzämter in Entwick-
lungsländern, muss aber selbst zugeben, 
dass es bei der Anwendung des Fremd-

4 Die Steuervermeidung durch interne Verrech-
nungspreise hat neben den Einnahmeausfällen 
für den Fiskus noch einen anderen Nebeneffekt: 
Da Unternehmen aus Steuergründen nämlich 
dazu tendieren, in Hochsteuerländern gerin-
ge und in Niedrigsteuerländern hohe Gewinne 
auszuweisen, wirkt es so, als sei die Produktivi-
tät in Hochsteuerländern geringer. Denn trotz 
hoher Investitionen erwirtschaften die Unter-
nehmen hier scheinbar weniger. Dies verleitet 
dann zu der irrigen Annahme, dass Steuersen-
kungen zu höherer Produktivität führen, ob-
wohl es sich in Wirklichkeit eben nur um einen 
buchhalterischen Effekt zwischen Ländern mit 
unterschiedlichen Steuersätzen handelt.

In den USA gehen dem Fiskus 
Schätzungen zufolge 131 Mrd. 
US$ im Jahr durch die Trans-
ferpreismethode verloren. In 
Deutschland könnten durch 
strengere Dokumentations-
pflichten über konzerninterne 
Verrechnungspreise die Steuer-
einnahmen um 810 Mio. EUR 
steigen.

Für Entwicklungsländer ist eine 
Kontrolle der Transferpreise be-
sonders wichtig. Doch gerade 
hier fehlen den Finanzämtern 
oft die dafür notwendigen Mit-
tel.
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vergleichsprinzips enorme Schwierig-
keiten gibt. Denn es ist äußerst zeitauf-
wändig und manchmal unmöglich, ver-
gleichbare Marktpreise zu finden, etwa 
im Fall von hochspezialisierter Technik, 
die so nicht von anderen Firmen herge-
stellt wird. Zudem ist es gar nicht leicht 
für die jeweiligen Finanzbeamten, tech-

nisch immer auf dem neusten Stand zu 
sein, um die Angemessenheit der Preise 
beurteilen zu können. Auch ein realis-
tischer Preisvergleich zwischen Blusen 
der französischen Haute Couture und 
Baumwollblüschen made in Bangla-
desh dürfte nicht immer ganz einfach 
sein.

2.3 Die Fremdfinanzierungsmethode

Vor allem wenn die Konzernmut-
ter in einem Niedrigsteuerland ihren 
Sitz hat, bietet sich Unterkapitalisie-
rung und Fremdfinanzierung an, um 
die Steuerbelastung von Töchtern in 
Hochsteuerländern zu senken. Hier-
bei wird die Tochtergesellschaft nur 
mit geringem Eigenkapital ausgestattet 
(unterkapitalisiert), sodass sie sich zur 
Finanzierung bei der Mutter verschul-
den (fremdfinanzieren) muss. Die Zin-
sen für die Kredite senken dann die Ge-
winne und damit die Steuerbelastung 
der Tochter, während die Gewinne 
stattdessen bei der Mutter in Form von 
Zinseinnahmen anfallen. Der Effekt ist 
der gleiche wie bei der Transferpreis-
methode: Der Steueraufwand des Ge-
samtkonzerns fällt geringer aus.

Auch Unternehmen in Hochsteu-
erländern können die Fremdfinanzie-
rungsmethode nutzen. Dazu muss bei-
spielsweise ein deutsches Unternehmen 
nur eine Holding (eine Gesellschaft, die 
Beteiligungen an anderen Firmen hält 
und verwaltet) in der Schweiz gründen, 
wo Holdinggesellschaften von der Un-
ternehmenssteuer freigestellt sind. Die 
deutsche Firma bringt dann einen be-
trächtlichen Teil ihres Eigenkapitals in 
die neue Holding ein und wird selbst 
nur noch als deren Tochter geführt. Da 
sie nun kaum noch über Eigenkapital 
verfügt, muss sie teure Kredite entwe-
der bei der Mutter oder auf dem inter-
nationalen Kapitalmarkt aufnehmen. 

Ihre Erträge werden durch die dafür 
fälligen Zinszahlungen geschmälert, 
die Steuerbelastung sinkt. Die Schwei-
zer Holding kann dagegen ihre Erträge 
steigern, indem sie das auf sie übertra-
gene Kapital als Kredit an die Tochter 
vergibt oder gut verzinst auf den Kapi-
talmärkten anlegt. Die Erträge werden 
zwar in Wirklichkeit nach wie vor in 
Deutschland erwirtschaftet, dennoch 
geht der deutsche Fiskus mehr oder 
weniger leer aus.

Eine Variante dieser Strategie, die 
nicht einmal mit einer Verschiebung 
ins Ausland einhergehen muss, basiert 
auf Löhnen statt auf Krediten. Das Un-
ternehmen sorgt für scheinbar höhere 
Kosten – und verringert dadurch sei-
nen zu versteuernden Gewinn –, ein-
fach indem es seinen Topmanagern hö-
here Bezüge gewährt. In den USA sind 
die Einkommen von Konzernvorstän-
den nicht von ungefähr seit Jahren um 
zweistellige Prozentsätze gestiegen – al-
lein 2003 um 27% – sodass der durch-
schnittliche amerikanische Konzern-
chef inzwischen nach Berechnung des 
US-Gewerkschaftsdachverbands AFL-
CIO etwa das 480fache eines seiner 
Arbeiter verdient (CNN, 1.6.2004). 
Da überrascht es nicht, dass sich aus-
gerechnet die Chefs von Unternehmen, 
gegen die wegen Buchführungsunregel-
mäßigkeiten und Steuerhinterziehung 
ermittelt wird, die höchsten Saläre ge-
nehmigen.

2.4 Deutsche Methoden der »Steuergestaltung«

Der deutsche Gesetzgeber war be-
sonders großzügig dabei, Konzernen 
die »Steueroptimierung« zu erleich-
tern. Die »Effekte skandalöser Steuer-
politik stellen sogar die Wirkungen in-

ternationaler Steuerflucht von Konzer-
nen in den Schatten« (Giegold 2003). 
Illegale Steuerhinterziehung ist nur ein 
kleiner Teil des Problems. Das eigentli-
che Problem ist die Quasi-Steuerhinter-

Schulden können sehr lohnend 
sein, weil sich auch dadurch 
Steuern sparen lassen. Gerne 
gründen Unternehmen Hol-
dings im steuergünstigen Aus-
land, nur um sich bei diesen 
dann zu verschulden.
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ziehung mit staatlicher Duldung – die 
dann aber nicht mehr so genannt wer-
den darf, weil sie formal ja nicht ille-
gal ist. 

• So können sich ansonsten selbstän-
dige juristische Personen zu einer 
steuerlichen Organschaft zusam-
menschließen. Deren Mitglieder 
können ihre Gewinne und Verluste 
unbeschränkt gegeneinander auf-
rechnen, sodass das zu versteuern-
de Einkommen viel geringer ausfällt 
als für jedes Unternehmen allein. 
Die Anforderungen dafür sind nied-
rig: Es genügt der Nachweis, dass 
der Organträger die Mehrheit der 
Anteile hält oder eine Beherrschung 
der Organgesellschaft vorliegt. Ob 
die einzelnen Gesellschaften auch 
wirklich wie eine unternehmeri-

sche Einheit mit gemeinsamen Zie-
len über die Steuerersparnis hinaus 
agieren, müssen sie nicht nachwei-
sen.5 

• Zudem erlaubt das deutsche Steu-
errecht Konzernen großzügig, alle 
Ausgaben für den Erwerb von Fir-
menbeteiligungen im Ausland von 
der Steuer abzusetzen. Die dazu-
gehörigen Gewinne aber sind in 
Deutschland gar nicht steuerpflich-
tig. So kann DaimlerChrysler Kos-
ten für den Erwerb von Chrysler 
gegenüber dem deutschen Finanz-
amt steuerlich geltend machen, ob-
wohl Chrysler dank Doppelbesteue-

Wie multinationale Konzerne Steuern aus dem Weg gehen 

Enron Der US-Energiehandelskonzern Enron, der bis unmittelbar vor seiner spektaku-
lären Pleite als Musterbeispiel eines modernen und erfolgreichen Unternehmens galt, 
hat insgesamt 881 Töchter in Offshore-Zentren betrieben, davon allein 692 auf den 
Cayman-Inseln, aber auch einige in den für Ausländer sehr steuerfreundlichen Nieder-
landen. Diese Tochterfirmen nutzte Enron nicht nur dazu, seine Bilanzen zu schönen, 
sondern auch schlicht, um Steuern zu sparen. So meldete das Unternehmen zwischen 
1996 und 2000 Gewinne vor Steuern von 1,8 Mrd. US$, zahlte aber in den USA kei-
nerlei Bundessteuern (New York Times 13.2.2003, Citizens for Tax Justice 17.1.2002). 
Der ehemalige Enron-Steuerberater sagte bei einer Anhörung, dass er sich doch lang-
sam Sorgen zu machen begann, als ihm klar wurde, dass der Energiekonzern immer 
mehr seiner Gewinne durch einmalige Steuertransaktionen erzielte statt durch reale 
Geschäfte. 

News Corp. Dem australischen Medienmogul Rupert Murdoch gelang es, für seinen 
globalen Medienkonzern News Corp. den Steuersatz in den Jahren 1994 bis 1998 
auf durchschnittlich 6% zu drücken – obwohl die offiziellen Steuersätze in Australien, 
Großbritannien und die USA, wo Murdoch hauptsächlich aktiv ist, zwischen 30% und 
36% lagen (Economist, 20.3.1999). News Corp. betreibt etwa 800 Tochterfirmen, von 
denen einige auch tatsächlich Zeitungen und Fernsehprogramme produzieren. Die 
höchsten Gewinne des Medienimperiums in den untersuchten vier Jahren wurden 
aber nicht etwa von der Sunday Times oder dem weltumfassenden Satelliten-TV-Netz-
werk BSkyB erwirtschaftet, sondern von einem völlig unbekannten Unternehmen in 
Bermuda namens News Publishers. »Eine beachtliche Leistung für ein Unternehmen, 
das anscheinend keine Angestellten und keine erkennbaren Einnahmequellen außer-
halb der Murdoch-eigenen Unternehmen hat«, findet der Economist. 

Vodafone Die deutsche Tochter des britischen Mobilfunkkonzerns Vodafone kündigte 
im Mai 2004 an, die Verluste durch die Übernahme von Mannesmann von der Steuer 
abzusetzen. Vodafone hatte im Jahr 2000 das deutsche Mobilfunkunternehmen für 
147 Mrd. EUR gekauft. Wer wie die Allianz seine Mannesmann-Anteile nach dem 
anhaltenden Preispoker teuer an Vodafone verkaufte, konnte enorme Gewinne einste-
cken – steuerfrei. Anschließend, als die Mobilfunkeuphorie abkühlte, nahm Vodafone 
eine Wertberichtigung um etwa ein Drittel vor. Dadurch ergibt sich ein rechnerischer 
Verlust von fast 50 Mrd. EUR. Und dieser kann beim Finanzamt geltend gemacht wer-
den. So darf der deutsche Fiskus für den offensichtlich überteuerten Kauf von Man-
nesmann aufkommen (siehe dazu auch die Attac-Kampagne gegen Vodafone: www.
attac.de/vodaklau).

5 Die steuerliche Mehrmütterorganschaft, bei 
der mehrere unabhängige Firmen als Mutter 
einer Gesellschaft fungierten, wurde 2003 ab-
geschafft.

Illegale Steuertricks sind nur ein 
Teil des Problems. Der deutsche 
Staat räumt Unternehmen viele 
Möglichkeiten ein, auch ganz 
legal Steuern zu sparen.
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rungsabkommen von den Steuern in 
Deutschland freigestellt ist. 

• Seit 2004 gibt es noch ein zusätzli-
ches Schlupfloch, das durch EU-Vor-
schriften entstand: Wenn ein deut-
scher Konzern einer ausländischen 
Tochter einen Kredit gibt, können 
die zurückfließenden Zinsen neuer-
dings unter bestimmten Umständen 
zu Dividenden deklariert werden. 
Diese sind aber zu 95% steuerfrei. 

• Eine weitere Methode sind Wertbe-
richtigungen, wie Vodafone sie jetzt 
für seine Mannesmann-Beteiligung 
vornehmen will (siehe obigen Kas-
ten).6 Dadurch entstehen Verluste 
(oder verringerte Gewinne) mit der 
Folge, dass die Steuerlast sinkt. 

• Diese und andere Verluste können 
wiederum als Verlustvorträge in 
späteren Jahren geltend gemacht 
und gegen die laufenden Erträge 
aufgerechnet werden. Zwischen 
1999 und 2002 haben so die 20 
DAX-Unternehmen, für die entspre-
chende Daten vorlagen, Verlustvor-
träge von zusammen fast 70 Mrd. 
EUR angehäuft, obwohl sie im sel-
ben Zeitraum gegenüber ihren Akti-
onären – nicht aber gegenüber dem 
Finanzamt – Gewinne von 90 Mrd. 
EUR auswiesen (Jarass, Obermair 
2004a). Streng genommen dürfen 
nur Erträge und Verluste ein und 
desselben Verursachers miteinander 

verrechnet werden. Doch dank der 
Transferpreismethode lässt sich dies 
oft so darstellen, auch wenn die Re-
alität eine andere ist.

• Dazu kommt das Problem der stil-
len Reserven. Solche Reserven ent-
stehen insbesondere, wenn ein Un-
ternehmen Vermögensbestände 
niedriger bewertet, als angemessen 
wäre. So bleibt beispielsweise eine 
vor langer Zeit billige gekaufte Im-
mobilie zu einem weit geringeren als 
dem Verkaufswert in der Bilanz ste-
hen. Der Wertzuwachs taucht nicht 
in den Bilanzen auf und wird auch 
nicht versteuert. Auf diese Weise 
können Unternehmen Erträge an-
häufen, ohne dass der Fiskus zulan-
gen kann. 

Dass die Konzerne die zahlreichen 
Lücken des deutschen Steuerrechts aus-
nutzen, ist kein Wunder. Täten sie es 
nicht, würden die Aktionäre schnell für 
den Austausch des Managements sor-
gen. Doch dass die Politik dies sehen-
den Auges duldet, während zugleich die 
Finanzierung der elementarsten staatli-
chen Aufgaben kollabiert und damit 
die wirtschaftliche Entwicklung aufs 
Spiel gesetzt wird, kann nicht angehen. 
Eine vernünftige Reform des Steuersys-
tems, die einfachere und gerechtere Re-
geln statt pauschale Steuersenkungen 
vorsieht, wäre dringend geboten.

6 Der Vodafone-Fall wäre in dieser Form nun 
allerdings nicht mehr möglich. Seit 2002 sind 
nämlich Einnahmen aus Anteilsveräußerungen 
steuerfrei; dafür können auch daraus entstan-
dene Verluste nicht mehr abgesetzt werden. Bei 
Vodafone fielen die Verluste formal bei einem 
konzerninternen Weiterkauf von Mannesmann 
an die deutsche Vodafone-Tochter an.

Unternehmen in Deutschland 
dürfen ihre Gewinne zwischen 
Töchtern hin- und herverschie-
ben, ihre Verluste in die Zukunft 
verschieben oder Verluste für 
Unternehmensübernahmen 
geltend machen – ganz wie die 
»Steueroptimierung« es erfor-
dert.
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Steueroasen sind eine Extremform 
des Steuersenkungswettlaufs. Oft han-
delt es sich bei ihnen um Inseln, beson-
ders oft ehemalige Piratennester. Da 
sich viele Investoren nicht auf womög-
lich unberechenbare Regierungen von 
Kleinststaaten verlassen wollen, sind 
abhängige – meist britische – Territo-

rien besonders beliebt, etwa die Ca-
yman-Inseln oder Bermuda ebenso wie 
das zwar weniger tropische, aber dafür 
gut zu erreichende Jersey oder die Isle 
of Man. Viele Steueroasen sind jedoch 
weder Inseln noch Kolonien, wie die 
Schweiz und Liechtenstein beweisen. 

3 Steueroasen: eine Einladung zur 
Steuerhinterziehung

3.1 Geldwäsche und andere Dienstleistungen

Da zu Steueroasen typischerweise 
ein strenges Steuergeheimnis gehört, of-
fenbarten sich früh ihre Vorteile gerade 
auch für illegale Geschäfte. Nachdem 
es dem FBI 1931 gelang, Gangsterboss 
Al Capone ausgerechnet wegen Steuer-
hinterziehung hinter Gitter zu bekom-
men, folgerte daraus schon ein Jahr 
später dessen Kollege Meyer Lansky, 
dass es besser wäre, die Gewinne aus 
verbotenem Glückspiel und später He-
roinhandel in der Schweiz unterzubrin-
gen. Später kaufte er sich gleich seine 
eigene Schweizer Bank. Diese Idee hat-
te Bestand, auch wenn sich ganze Ban-
ken wegen der minimalen Eigenkapi-
talanforderungen inzwischen in Steuer-
paradiesen wie der Südseeinsel Vanua-
tu leichter als in der Schweiz erwerben 
lassen.

Charakteristisch für Steueroasen ist, 
dass sie zwar ihre eigene Bevölkerung 
und heimischen Unternehmen besteu-
ern, aber mobiles Kapital aus dem Aus-
land von der Steuer freistellen oder die-
sem besonders niedrige Steuersätze ge-
währen (OECD 1998).7 So lockt zum 
Beispiel St. Kitts & Nevis auf der offizi-
ellen Regierungswebsite (www.stkitts-
nevis.net) alle Unternehmen und Treu-
handgesellschaften, die keine Geschäf-
te mit einem der knapp 39.000 Einhei-
mischen machen wollen, mit vollstän-
diger Steuerbefreiung. 

Steueroasen bieten vom Konto für 
Privatanleger über die Einrichtung von 
Briefkastenfirmen bis zur eigenen Bank 
(die auch nicht unbedingt viel mehr als 
einen Briefkasten braucht – die eigent-

lichen Geldgeschäfte finden anders-
wo statt) so gut wie jeden Service, der 
zur Steuervermeidung dient. Die gro-
ßen Banken dieser Welt können bei 
der steuersparenden Geldanlage meist 
behilflich sein – die größte von ihnen, 
Citigroup, hat sich offenbar um die 
Verwaltung der Gelder von Diktato-
ren wie Sani Abacha aus Nigeria be-
sonders verdient gemacht (Lascoumes, 
Godefroy 2004). Konzerne können die 
Angebote der Steueroasen nicht zuletzt 
durch die Möglichkeiten des Gewinn-
transfers nutzen. 

Auch bei privaten Anlegern erfreuen 
sich Steueroasen höchster Beliebtheit. 
Nach Schätzungen der Deutschen Steu-
er-Gewerkschaft haben Bundesbürger 
in Ländern wie der Schweiz und Liech-
tenstein über 350 Mrd. EUR gebunkert. 
Der Bundesrepublik entgehen auf diese 
Weise jedes Jahr rund 15 Mrd. EUR an 
Steuereinnahmen (Spiegel 28.6.2004). 
Wer der bereits beschlossenen europä-
ischen Zinsbesteuerung entgehen will, 
der braucht nur eine Stiftung gründen 
oder seine eigene kleine Offshore-Ge-
sellschaft, denn die Einigung gilt nur 
für private Anleger. 

7 Sonderwirtschaftszonen gelten im Allgemeinen 
nicht als Steueroasen, obwohl auch dort aus-
ländischen Investoren günstige Steuerbedin-
gungen bis hin zur Steuerfreiheit oder jeden-
falls jahrelange Befreiung von der Besteuerung 
geboten werden, weil es hierbei um reale, pro-
duktive Investitionen geht. Geht es nach eini-
gen Politikern und Wirtschaftsexperten, kriegt 
Deutschland auch eine Sonderwirtschaftszone, 
nämlich in den neuen Bundesländern.

Die Piraten der Karibik bieten 
inzwischen jede Dienstleistung 
an, die der Steuervermeidung 
dient: vom Konto für Privatan-
leger bis zur Gründung einer 
eigenen Bank.
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Rein statistisch gesehen müssten die 
rund 50 Offshore-Zentren und Steu-
eroasen auf der Welt eine unglaubli-
che Wirtschaftskraft besitzen. Obwohl 
sie nur 1,2% der Weltbevölkerung 
und 3% des globalen Sozialprodukts 
auf sich vereinen, wickeln sie schein-
bar rund die Hälfte des gesamten Welt-
handels ab (Oxfam 2000). Die Gutha-
ben, die in Steueroasen gehalten wer-
den, haben nach Schätzungen insge-
samt einen Wert von bis zu 11 Bio. US$ 
– gut ein Drittel des weltweiten Sozial-

produkts (Christensen 2003, Komisar 
2003, Oxfam 2000). Der IWF schätzt, 
dass pro Jahr zwischen 600 Mrd. US$ 
und 1,5 Bio. US$ dort gewaschen wer-
den. Das würde helfen zu erklären, wa-
rum die globale Zahlungsbilanz gegen 
alle buchhalterische Logik nicht aus-
geglichen ist, sondern eine Diskrepanz 
von 1,7 Mrd. US$ zwischen weltwei-
ten Guthaben und Forderungen be-
steht (IWF-Pressemitteilung vom Janu-
ar 2002). 

Berühmte Bewohner Bermudas

Die britische Kolonie bietet ein Heim für illustre Figuren der Zeitgeschichte, darunter 
der italienische Medienmogul Silvio Berlusconi (im Nebenberuf Ministerpräsident), der 
auf Bermuda ein Anwesen unterhält, sein New Yorker Kollege und Nachbar auf Ber-
muda Michael Bloomberg (Zweitberuf: Bürgermeister), der zweitreichste Mann der 
Welt Warren Buffet, dessen Firma Berkshire Hathaway auf Bermuda registriert ist, der 
Unternehmer und gelegentliche US-Präsidentschaftskandidat Ross Perot sowie Schau-
spieler Michael Douglas nebst Gattin Catherine Zeta-Jones. Mit diesen und noch viel 
mehr Namen wirbt die lokale Zeitung Royal Gazette im Internet unter www.bermuda-
online.org für die Insel. 

Darstellung 3: Von der OECD identifizierte Steueroase

Mit gerade einmal 1,2% der 
Weltbevölkerung wickeln Steu-
eroasen scheinbar rund die 
Hälfte des Welthandels ab. Ein 
Drittel des weltweiten Sozial-
produkts dürfte dort angelegt 
oder zeitweilig geparkt sein.
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Steueroasen unterminieren die Be-
mühungen anderer Staaten, öffentli-
che Aufgaben durch Steuern zu finan-
zieren, und treiben den Steuerwettlauf 
nach unten noch an. Sie geben großen, 
international operierenden Konzer-
nen einen Wettbewerbsvorteil gegen-
über kleineren Firmen, denen es nicht 
offen steht, auf Steueroasen auszuwei-
chen. Sie leisten Beihilfe zu allen Arten 
von illegalen Geschäften, insbesonde-
re Waffen- und Drogenhandel, indem 
sie das Verstecken und die Wäsche des 
Geldes zum Kinderspiel machen. 

Steueroasen bieten nicht zuletzt kor-
rupten Regimen in den Ländern des 
Südens und in Transformationsländern 
einen bequemen Weg, illegitim erwor-
benes Geld beiseite zu schaffen. Steuer-
oasen stellen geradezu eine Einladung 
an korrupte Politiker und Unternehmer 
dar, die öffentlichen Kassen zu plün-
dern, wie zum Beispiel die 1998 ver-
schwunden IWF-Kredite beweisen, die 
eigentlich Russlands damalige Finanz-
krise lindern sollten: »Diese fünf Mil-

liarden Dollar flossen ins Land – und 
am nächsten Tag schon wieder hinaus 
auf Schweizer Bankkonten«, erzählte 
der frühere Weltbank Chefökonom Jo-
seph Stiglitz (taz 16.4.2002). Die rus-
sische Bevölkerung sitzt damit auf ei-
nem noch höheren Schuldenberg, ohne 
jemals auch nur irgendetwas von dem 
Kredit gehabt zu haben. 

Steueroasen stellen zudem eine Be-
drohung für das globale Finanzsystem 
dar, nicht nur weil dringend benötigte 
Kredite mitunter verschwinden, son-
dern auch weil von den in Steueroasen 
praktisch unreguliert operierenden In-
vestmentfonds, speziell Hedgefonds, 
spekulative Attacken gegen kriseln-
de Währungen ausgehen – so gesche-
hen während der Asienkrise 1997. Der 
LTCM-Fonds etwa, der durch seinen 
Beinahe-Kollaps 1998 das Weltfinanz-
system ins Straucheln zu bringen droh-
te und der durch (steuerfinanzierte!) 
Kapitalspritzen in Höhe von 3,6 Mrd. 
US$ gerettet werden musste, war offizi-
ell auf den Cayman-Inseln beheimatet. 

3.2 Steueroasen als Bedrohung für die internationale 
Stabilität

3.3 Die OECD-Initiative gegen Steueroasen

Die OECD lancierte 1998 eine Ini-
tiative gegen den »schädlichen« Steu-
erwettbewerb. Hierbei geht es aller-
dings nicht darum, Steuerdumping zu 
verbieten, sondern lediglich um mehr 
Transparenz und Informationsweiter-
gabe vorwiegend zur Bekämpfung von 
Geldwäsche. Die Steueroasen wurden 
aufgefordert, auf Basis eines OECD-
Mustervertrags bilaterale Abkommen 
über die Informationsweitergabe mit 
den OECD-Mitgliedsstaaten zu schlie-
ßen. Ein automatischer Informations-
austausch ist nicht vorgesehen, son-
dern nur eine Information auf Nach-
frage. Dazu aber braucht es eine kon-
krete Spur, in welchem der zig Steuer-
paradiese das gesuchte Geld sein könn-
te. Nur diejenigen Steueroasen, die der 
Aufforderung der OECD nicht nachka-
men, werden noch in einer Liste »un-
kooperativer« Staaten an den Pranger 
gestellt. Im März 2004 waren dies nur 

noch Andorra, Liberia, Liechtenstein, 
die Marschall-Inseln und Monaco. 

Ihre eigene Definition von Steuero-
asen hat die OECD dabei inzwischen 
abgeschwächt. Als Steueroase zählt 
demnach ein Land ohne Steuern oder 
mit Minimalsteuern nur noch dann, 
wenn es gleichzeitig auch mindestens 
eins von drei weiteren Kriterien erfüllt: 
mangelnde Transparenz, mangelnde 
Kooperation mit anderen Staaten oder 
Steuerbefreiung für juristische oder 
natürliche Personen, die keinen »sub-
stanziellen Aktivitäten« in dem betref-
fenden Land nachgehen – im Klartext 
Briefkastenfirmen (OECD 2004). Als 
Begründung führt die Organisation an, 
es müsse schließlich jedem Land selbst 
überlassen sein, ob es überhaupt Steu-
ern kassiert beziehungsweise in welcher 
Höhe. Steuerdumping hat damit den 
offiziellen Segen der OECD erhalten.

Steueroasen bieten vor allem 
großen, international operieren-
den Konzernen Unterschlupf. 
Sie sind geradezu eine Einla-
dung an korrupte Politiker und 
Unternehmer, die öffentlichen 
Kassen zu plündern.

Der Industrieländerclub OECD 
will Steueroasen bekämpfen, 
doch von Jahr zu Jahr werden 
die Kriterien weicher.
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Die OECD interessiert sich zudem 
nur für die Steueroasen außerhalb des 
eigenen Clubs. Dass der Großteil des 
Fluchtkapitals aus den Entwicklungs-
ländern in OECD-Finanzzentren ange-
legt wird, insbesondere in den USA und 

der Schweiz, ignoriert der Industrielän-
derclub geflissentlich, sind doch diese 
Geldanlagen durchaus im wohlverstan-
denen Interesse dieser Länder und der 
dort ansässigen Finanzbranche. 
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Je weiter die Regierungen gerade der 
westlichen Länder die Globalisierung 
vorantreiben, desto mehr fühlen sie 
sich veranlasst, ihre nationalen Steu-
ersysteme an internationale Rahmen-
bedingungen anzupassen – nach unten. 
In der Folge nimmt der internationale 

Wettbewerb zwischen Nationalstaaten 
noch weiter zu, und Konzerne haben 
noch mehr Anreize, Geschäfte ins Aus-
land zu verschieben. Ein Teufelskreis 
der Globalisierung, in dem die Staaten 
selbst Antreiber und zugleich Getriebe-
ne sind.

4 Staaten im Steuerwettbewerb

4.1 Der Steuersenkungswettlauf hält an

Zwischen 1980 und 2002 fiel der 
durchschnittliche Körperschaftsteuer-
satz in der EU von fast 45% auf 
31,32% im Jahr 2003; in der OECD 
fielen die Steuersätze von 38% Anfang 
der Neunzigerjahre auf 29,96% im Jahr 
2004 (KPMG 2004 – siehe Darstellung 
4). Und in den Entwicklungsländern 
sanken laut PricewaterhouseCoopers 

(in Weltbank 2004) die Unternehmens-
steuersätze von durchschnittlich 30% 
Anfang der Neunzigerjahre auf knapp 
über 20% im Jahr 2003. Der Drang 
zur Senkung der nominalen Steuersät-
ze hält an. Allein seit 2000 reduzierten 
immerhin 12 der 30 OECD-Mitglieds-
staaten ihre Körperschaftsteuern. 

Vielen Ländern gelingt es zugleich, 

8 Dies wird oft als Argument dafür angeführt, 
dass der Steuerwettbewerb keine negativen 
Auswirkungen habe, sondern dass es sich beim 
beobachteten Sozialabbau allenfalls um ein 
Verteilungsproblem handele, das nicht durch 
die Steuerpolitik zu lösen sei (Boss 2003).

Darstellung 4: Steuerwettbewerb in der EU und der OECD

Fast überall senken Regierun-
gen die Körperschaftsteuern, oft 
gleich mehrmals hintereinander. 
Manchen gelingt die Gegenfi-
nanzierung etwa durch Subven-
tionskürzungen – nicht so der 
Bundesregierung.
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die Bemessungsgrundlage für die Un-
ternehmensbesteuerung zu erweitern, 
indem sie Subventionen streichen, Ab-
schreibungsmöglichkeiten reduzieren 
oder zusätzliche Einkommensarten wie 
etwa Veräußerungsgewinne in die Be-
steuerung einbeziehen, sodass unter 
dem Strich zunächst die Einnahmen oft 
nicht rückläufig sind. So ist beispiels-
weise in Frankreich der Anteil der Kör-
perschaftsteuern an den gesamten Steu-
ereinnahmen zwischen 1980 und 2000 
sogar von 5 auf 7% gestiegen.8 Auch 
die Bundesregierung hatte eigentlich 
vor, bei ihrer Steuerreform 2000 Sub-
ventionen abzubauen. Doch hier schei-
terte der Versuch schon im Ansatz – 
nicht zuletzt auf Grund der sturen Blo-
ckadepolitik der Opposition –, sodass 
der deutsche Fiskus enorme Einnah-
menausfälle verzeichnete (siehe Kapi-
tel 5).

Subventionsabbau und andere Maß-
nahmen zur Verbreiterung der Bemes-
sungsgrundlage dürften jedoch irgend-
wann an natürliche Grenzen stoßen, 
sodass sich früher oder später sinkende 
Steuersätze in den meisten Ländern auf 
die Einnahmen niederschlagen werden. 
Außerdem ist die in vielen Ländern ge-
lungene Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage mitunter von kurzer Dauer. 
In den USA wurde 1986 ebenfalls der 
Steuersatz gesenkt, während zugleich 
zahlreiche Ausnahmen und Subven-
tionen gestrichen wurden. In der Zeit 
unmittelbar nach der Steuerreform lit-
ten die Staatseinnahmen so tatsächlich 
kaum unter der Steuersenkung. Doch 
seither hat es dank der beständigen 
Lobbybemühungen der Wirtschaft so 
viele neue Steuerbefreiungen und -sub-
ventionen gegeben, dass die Einnah-
men aus Unternehmenssteuern drama-
tisch zurückgingen (siehe Kapitel 7).

4.2 Die neue Verhandlungsmacht der Konzerne

Durch den Steuerwettbewerb der 
Staaten untereinander wird dem einzel-
nen Staat immer mehr die Möglichkeit 
genommen, selbst unabhängig über sei-
ne Unternehmenssteuersätze zu bestim-
men. Bei zu hohen Steuersätzen droht 
der Verlust von Investitionen, und 
selbst wenn Unternehmen nicht ab-
wandern, bleiben höhere Steuern wir-
kungslos, weil sie durch Gewinnver-
schiebung den hohen Steuern aus dem 
Weg gehen können.9

Der Steuerwettbewerb macht Staa-
ten auch erpressbar. Dies nimmt mitun-
ter absurde Formen an, etwa als Infine-
on 2003 wegen der angeblich unerträg-
lichen Steuerlast in Deutschland mit ei-
nem Umzug in die Schweiz drohte. Da-
bei schrieb der Halbleiterhersteller so 
anhaltende Verluste, dass dank der 
Möglichkeit des Verlustvortrags selbst 
bei etwaigen Gewinnen seine Steuer-
zahlungen über Jahre hinweg minimal 
sein dürften. Die Politiker knicken aus 
Sorge vor Arbeitsplatzverlusten trotz-
dem regelmäßig ein. Auf diesen Effekt 

baute auch Hochtief, als der Baukon-
zern im Sommer 2004 seine Abwande-
rung in Aussicht stellte, sollte die deut-
sche Diskussion um eine Mindeststeu-
er nicht endlich aufhören. »Ein neuer 
Standort in den Niederlanden, etwa in 
Maastricht, würde nicht einmal den 
Umzug unserer Mitarbeiter erfordern«, 
drohte Konzernchef Hans-Peter Keitel.

Der globale Steuerwettbewerb führt 
also nicht nur dazu, dass große Konzer-
ne Geld sparen können. Möglicherwei-
se noch wichtiger ist, dass er auch ihre 
Verhandlungsmacht stärkt. In zahlrei-
chen Untersuchungen versuchen Glo-
balisierungsapologeten nachzuweisen, 
dass die Auswirkungen von Niedrig-
steuerregimen auf die realen Investiti-
onen von Unternehmen vernachlässig-
bar seien. 

Richtig daran ist, dass in der Tat 
kaum ein Unternehmen seine Investi-
tionsentscheidung in erster Linie vom 
Steuersatz abhängig macht. Doch ent-
scheidend ist nicht so sehr, ob ein Un-
ternehmen wirklich die Fabrik in 
Land A dicht macht und stattdessen 
in Niedrigsteuerland B investiert. Ent-
scheidend ist vielmehr, dass es die Mög-
lichkeit dazu hat. Denn allein diese 
Möglichkeit verleiht dem Unternehmen 

9 Schätzungen zufolge kommt von jeder Körper-
schaftsteuererhöhung nur ein Drittel beim je-
weiligen Fiskus an. Die restlichen zwei Drittel 
gehen dadurch verloren, dass Konzerne nun 
einfach niedrigere Einnahmen im betreffenden 
Land ausweisen (Bartelsman, Beetsma 2003).

Indem sich die Regierungen 
dem Steuerwettbewerb auslie-
fern, machen sie sich erst recht 
erpressbar. Konzerne müs-
sen oft nicht einmal mehr in 
Niedrigsteuerländer umziehen 
– der Verweis auf die anders-
wo niedrigeren Kosten genügt 
schon, um die eigene Regierung 
und die Belegschaften einkni-
cken zu lassen.
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Den Nationalstaaten geht es durch 
die Globalisierung wie in dem berühm-
ten Gefangenendilemma.10 Im interna-
tionalen Steuerwesen heißt das Dilem-
ma Diamond-Mirrlees-Modell11: Dem-
nach tendieren die Steuern auf Kapital 
weltweit nach null, wenn sich die Re-
gierungen nicht untereinander abspre-
chen. Wenn sie sich stattdessen bei den 
Steuerraten stets zu unterbieten versu-
chen, ist nämlich erst bei null Prozent 
ein Gleichgewicht erreicht. Dann stün-
den die Staaten wieder in der gleichen 
Wettbewerbsposition zueinander wie 
am Anfang. 

Die Wirklichkeit wird weniger ra-
dikal aussehen. Unternehmen beto-
nen schließlich immer wieder, dass die 
Höhe der Steuern bei den Investitions-
entscheidungen eine untergeordnete 
Rolle spiele. Wie wichtig andere Kri-
terien sind, lässt sich daraus ablesen, 
dass die Masse der Direktinvestitionen 
unabhängig von den Steuersätzen auf 
wenige Länder in der Welt, vorwiegend 
in Ostasien konzentriert ist. 

Eine Umfrage der Unternehmensbe-
ratung Ernst & Young unter gut 500 
Managern aus aller Welt ergab zudem, 

dass Deutschland trotz angeblich pro-
hibitiv hoher Steuern und Lohnkosten 
nach China und den USA als beliebtes-
ter Investitionsstandort gilt dank guter 
Infrastruktur und Ausbildung (Han-
delsblatt, 28.5.2004). 

Dies aber legt den Verdacht nahe, 
dass es beim Steuerwettbewerb nach 
unten gar nicht in erster Linie um das 
Anlocken von Direktinvestitionen geht. 
Vielmehr wird dadurch zum einem 
nur willig dem Lobbying der heimi-
schen Industrie nachgegeben, die zum 
Teil wider besseres Wissen mit dem 
Standortargument droht (und mitun-
ter, vor allem in den USA, mit Wahl-
kampfspenden nachhilft). Zum ande-
ren werden ausländische Unternehmen 
gelockt, die wenn schon nicht ihre Pro-
duktionsstätten, so doch wenigstens 
ihre Gewinne bilanztechnisch in das je-
weilige Land verschieben sollen. Auch 
wenn die Steuersätze niedrig sind oder 
im Fall der Steueroasen gar keine Steu-
ern, sondern nur ein paar Gebühren 
erhoben werden, so fließt damit doch 
wenigstens etwas Geld in die Staats-
schatullen. 

4.3 Das steuerpolitische Gefangenendilemma

4.4 Die Folgen des Steuersenkungswettlaufs

Dank des internationalen Steuer-
wettlaufs nach unten entziehen sich 
große Unternehmen und reiche Indi-
viduen immer stärker ihrer Verpflich-
tung, einen Beitrag zur Gesellschaft zu 
leisten, in und von der sie leben. »Der 

Prozess des Steuerwettbewerbs auf glo-
baler Ebene untergräbt den zuvor auf 
nationaler Ebene geschlossenen Ge-
sellschaftsvertrag. Steueroasen werden 
zahlreicher, die reichen Finanzzentren 
der Welt werden noch reicher, die Steu-
erzahlungen der großen Konzerne ge-
hen zurück, und normale Bürger tra-
gen die Kosten.« (Tax Justice Network 
21.3.2003) 

Die Internationale Arbeitsorganisa-
tion hat in ihrem Bericht über die so-
ziale Dimension der Globalisierung 
die Sorge geäußert, dass »der interna-
tionale Steuerwettbewerb gravierende 

10 Zwei Komplizen werden in getrennten Zel-
len gehalten. Würden beide schweigen, könn-
te man ihnen nichts nachweisen. Da aber kei-
ner von beiden weiß, ob der jeweils andere ihn 
nicht verpfeift – wofür der Geständige Straf-
milderung, der andere aber eine umso stren-
gere Strafe bekäme –, werden wahrscheinlich 
beide reden. 

11 Benannt nach den Ökonomen Peter Diamond 
und Nobelpreisträger James Mirrlees.

ein Drohpotenzial, das seine Verhand-
lungsmacht sowohl gegenüber den Re-
gierungen immens stärkt als auch ge-
genüber den Arbeitnehmern, die sich 

mit Verweis auf die angeblich zu hohen 
Kosten im Inland unter enormen Lohn-
druck gesetzt sehen.

Ein einfacher Ausweg aus dem 
Dilemma wäre es, wenn sich 
Regierungen in der Steuerpolitik 
besser abstimmen würden.

Nicht nur die Finanzierung des 
Wohlfahrtstaats gerät in Gefahr. 
Auch die Produktivität der Wirt-
schaft droht zu sinken, wenn 
kein Geld mehr für Bildung und 
Infrastruktur da ist. Die Unter-
nehmen sägen sich so den Ast 
ab, auf dem sie sitzen.
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Beschränkungen der Finanzierung des 
Wohlfahrtsstaats« nach sich zieht (ILO 
2004).

Doch selbst für Unternehmen ist die-
se Entwicklung nicht ganz ungefährlich. 
Sie sägen sich durch ihre Steuervermei-
dungsstrategie gewissermaßen den Ast 
ab, auf dem sie sitzen. Denn die Pro-
duktivität droht zu fallen, wenn es sich 
der Staat nicht mehr leisten kann, in öf-
fentliche Güter zu investieren – von Bil-
dung über Infrastruktur bis zu einem 
funktionierenden Rechtssystem. Eine 
Regierung, die in ihrer Wirtschaftspo-
litik auf niedrige Unternehmenssteuern 
setzt, tut der heimischen Wirtschaft so-
mit langfristig keinen Gefallen.

Die USA, bei denen gute Bildung 
schon jetzt so teuer ist, dass viele sie 
sich nicht leisten können, lösen die-

ses Problem statt durch höhere Aus-
gaben für das öffentliche Bildungssys-
tem, die durch Steuern finanziert wer-
den müssten, durch den Import von 
gut gebildeten Arbeitskräften aus aller 
Welt. Doch dies ist natürlich keine ech-
te Lösung, sondern nur eine Verschie-
bung des Problems auf andere Länder. 
Vernachlässigte Infrastruktur, die bei-
spielsweise Blackouts wie der an der 
gesamten Ostküste der USA im Som-
mer 2003 zur Folge hat, kann die Un-
ternehmen zudem ähnlich viel kosten, 
wie sie zuvor an Steuern gespart haben. 
Bei der angestrebten »Verschlankung« 
des Staates geht es in Wirklichkeit oft 
mehr um Ideologie als um tatsächliche 
Geldersparnis.

Der Staat reagiert auf die Einnah-
meausfälle, indem er spart, wo es geht 

Die Argumente der Steuersenkungsbefürworter

Gäbe es einen Mindeststeuersatz, würde der erforderliche Druck nachlassen, die 
Regierungen und Verwaltungen zu verschlanken, hieß es in einem Kommentar der 
Financial Times Deutschland (20.4.2004). Nach dieser Lesart dienen Steuern lediglich 
einem aufgeblasenen und ansonsten überflüssigen bürokratischen Wasserkopf. Aber 
selbst wenn man dieser Meinung sein sollte, so ist dennoch zweifelhaft, ob niedrigere 
Steuereinnahmen wirklich zu mehr Bescheidenheit bei Bürokraten führen oder nicht 
vielmehr zwangsweise zu einem enger Schnallen des Gürtels bei denen, die sich am 
wenigsten wehren können. 

Ein Mindeststeuersatz würde den Wettbewerb einschränken, heißt es weiter, und sei 
daher nicht mit der freien Marktwirtschaft vereinbar. Allerdings hinkt der Vergleich 
von Preis- mit Steuerwettbewerb. Bei den Preisen konkurrieren schließlich private, 
auf Gewinne ausgerichtete Unternehmen miteinander. Staaten hingegen sind nicht 
dem Gewinnstreben verpflichtet, sondern ihren Bürgern. Und da Unternehmen nicht 
auf Dauer rote Zahlen schreiben können, hat der Preiswettkampf klare Grenzen nach 
unten, während es beim Wettlauf um die niedrigsten Unternehmenssteuern keine 
Grenzen gibt, weil Staaten regelmäßig Defizite machen können.

Weniger Unternehmenssteuern führen zu mehr Investitionen und damit Wirtschafts-
wachstum, lautet ein weiteres Argument, und dadurch steigen dann in absoluten Zah-
len auch wieder die Steuereinnahmen. Der Erste, der diese Theorie radikal umsetzte, 
war US-Präsident Ronald Reagan – vor allem mit niedrigeren Steuern für die Bestver-
dienenden, den angeblichen Unternehmern. Die Folge: Das Haushaltsdefizit nahm 
gigantische Ausmaße an, und die Steuern mussten wieder erhöht werden. Diese Auf-
gabe musste Reagans Nachfolger Bush d. Ä. übernehmen, der doch mit dem Slogan 
»Read my lips: no new taxes« die Wahl gewonnen hatte. (Sein Sohn wollte offenbar 
die »Sünden« des Vaters nicht nur in Hinblick auf den Irak überkompensieren und 
setzte die größte Steuersenkung aller Zeiten durch – mit den bekannten dramatischen 
Folgen für den Haushalt.)

Aber die Theorie ist in etwas abgewandelter Form auch hierzulande populär, jeden-
falls in Wirtschaftskreisen und bei vielen Politikern. Durch niedrigere Steuern daheim 
in Deutschland ebenso wie durch die Verlagerung von Wirtschaftstätigkeit in Länder 
mit niedrigeren Steuern und Löhnen sparen Unternehmen Geld, heißt es, und können 
damit investieren und Arbeitsplätze schaffen. Die Praxis lässt eine derartige Entwick-
lung nicht erkennen. Vernunftbegabte Unternehmer investieren nämlich nicht, wenn 
weder vom ausgetrockneten Staat noch von den immer stärker belasteten Privathaus-
halten Nachfrage nach den zusätzlichen Produkten und Dienstleistungen zu erwarten 
ist.

Der Staat reagiert auf die Ein-
nahmeausfälle durch Sparen 
– vorwiegend an den schwächs-
ten Mitgliedern der Gesellschaft 
– und höhere Schulden. Diese 
schaffen dann wieder weite-
re Sparzwänge. Für Entwick-
lungsländer können zusätzliche 
Schulden kritisch werden.
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– also an den schwächsten Gliedern der 
Gesellschaft –, Steuern bei den Ortsge-
bundenen erhebt und Kosten ansons-
ten durch Privatisierungen und höhe-
re Schuldenaufnahme deckt. Letzteres 
führt in Ländern wie der Bundesrepub-
lik dann dazu, dass die Verschuldungs-
grenzen des Maastrichter Stabilitäts-
pakts überschritten werden. Das ist ein 
politisches Ärgernis, aber kein Drama, 
denn Deutschland hat keine Probleme, 
seine Schulden abzubezahlen.12 

Doch die Finanzierung über Kre-
dite und Anleihen kann im Fall von 
Entwicklungsländern kritisch wer-
den. In ihrem Fall steigt anders als 
im Fall Deutschland die Auslandsver-
schuldung. Nun muss das Land darum 
kämpfen, die für den Schuldendienst 
nötigen Deviseneinnahmen zu erzielen. 

12 Allerdings trägt die höhere Staatsverschuldung 
auch in Industrieländern zu einer Umverteilung 
in Richtung der Wohlhabenderen bei. Denn 
diejenigen, die über genügend Ersparnisse ver-
fügen, um diese in Staatsanleihen zu investie-
ren, bekommen dann vom Staat auch noch 
Zinsen. Für diejenigen, die das Geld vom Staat 
am ehesten bräuchten, bleibt dagegen in einem 
hoch verschuldeten Staat nichts mehr übrig.
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Die Bundesrepublik hat es beim all-
gemeinen Steuersenkungswettlauf be-
sonders wild getrieben. Der Gesetzge-
ber hat »seit Jahren schrittweise eine 
steuerrechtliche Situation herbeige-
führt, in der die Unternehmen in der 
Lage, aber durch den Wettbewerb 
auch gezwungen sind, ihre Steuerzah-
lungen durch rechtlich zulässige Ge-
staltungen auf Werte nahe bei Null zu 
reduzieren« (Jarass, Obermair 2004a). 
Dies geschah zunächst durch zahlrei-
che Ausnahmen und Vergünstigungen. 
Im Jahr 2001 senkte die rot-grüne Ko-
alition zudem den Körperschaftsteuer-
satz radikal von 40% für einbehaltene 
und 30% für ausgeschüttete Gewin-
ne (Dividenden) auf einheitliche 25%. 
Die Einkommensteuern, die für Perso-
nengesellschaften und Selbständige gel-
ten, sinken bis 2005 schrittweise von 
zwischen 25,9% (Eingangssteuersatz) 
und 53% (Spitzensteuersatz) auf 15% 
bis 42%. 

Noch viel radikaler als die Steuer-
sätze sanken die realen Steuereinnah-
men. Weil die Regierung eine Geset-
zeslücke wenn schon nicht übersehen, 
so doch unterschätzt hatte, musste der 
Fiskus 2001 sogar mehr an Konzerne 
auszahlen, als er an Steuern einnahm 
– um genau zu sein, 430 Mio. EUR.13 
Die Deutsche Bank zum Beispiel wies 
2001 in Deutschland ein Ergebnis vor 
Steuern von 600 Mio. EUR aus, for-
derte aber trotzdem Steuern in Millio-
nenhöhe zurück (ver.di 2002). 

Seitdem haben sich die Einnahmen 
nur wenig erholt. Im Mittel der Jahre 
2001 bis 2003 lag das Körperschaft-
steueraufkommen nur bei etwa einem 
Fünftel des Werts in den Jahren 1998 
bis 2000. Und obwohl die Unterneh-
mensgewinne 2004 drastisch zulegen – 
für die 30 Unternehmen im deutschen 
Aktienindex DAX werden Steigerungs-
raten von mehr als 50% prognosti-
ziert – ist bei den Körperschaftsteuer-
einnahmen laut Steuerschätzung nicht 
absehbar, dass sie sich wieder auf den 
Stand der 90er Jahre erholen.14 Wäre 
die Steuerbelastung deutscher Unter-
nehmen nicht in so drastischer Weise 
gesenkt worden, so hätte Deutschland 
übrigens kein Problem mit der Einhal-
tung der europäischen Maastricht-Kri-
terien über die zulässigen Haushaltsde-
fizite.

Das deutsche Steuerrecht bleibt 
nach dem Debakel von 2001 eine un-
übersichtliche Baustelle. Das Steuer-
vergünstigungsabbaugesetz von 2003 
sollte die Bemessungsgrundlage wieder 
verbreitern. Nach der ursprünglichen 
Fassung sollte es für 14 Mrd. EUR zu-
sätzliche Steuereinnahmen im Jahr sor-
gen, nachdem es von Lobbyisten und 
Opposition in die Mangel genommen 
wurde, bringt es aber in der abgespeck-
ten Variante nun nur noch geschätzte 
4,4 Mrd. EUR im Jahr ein. 

5 Deutschland: mit der Steuerre-
form in die Krise

5.1 Umschichtung auf Lohnsteuern und Sozialabgaben

Seit Jahren steigen laut volkswirt-
schaftlicher Gesamtrechnung die Un-
ternehmensgewinne, während aber die 
tatsächlichen Einnahmen aus Unter-

nehmenssteuern sinken. Die prozentu-
ale Belastung von Unternehmens- und 
Vermögenseinkommen wurde seit 1980 
auf inzwischen 16% mehr als halbiert. 

13 Der Grund: Seit der Steuerreform können Un-
ternehmen, die Gewinne als Rücklagen einbe-
halten hatten und erst jetzt ausschütten wol-
len, die Differenz zwischen dem damaligen und 
dem jetzigen, viel niedrigeren Steuersatz ausbe-
zahlt bekommen.

14 Die durchaus optimistische Prognose der Steu-
erschätzer für 2004 lautet auf 12,45 Mrd. EUR. 
2000, im Jahr vor der Steuerreform, beliefen 
sich die Einnahmen aus der Körperschaftsteu-
er aber auf 23,6 Mrd. EUR und 1990, vor der 
deutschen Vereinigung, auf 15,4 Mrd. EUR. 

Die Bundesregierung senkte 
den Körperschaftsteuersatz von 
40% für einbehaltene und 30% 
für ausgeschüttete Gewinne auf 
nunmehr 25%. Doch noch viel 
radikaler sanken die tatsächli-
chen Einnahmen aus der Kör-
perschaftsteuer: Im Jahr 2001 
waren sie negativ.
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Zugleich sind in Deutschland die 
Arbeitnehmer immer stärker belastet 
worden. Zwar ist der Anteil der Lohn-
steuern an den gesamten Steuerein-
nahmen nicht gestiegen. Doch der ers-
te Eindruck trügt: Die Belastung nahm 
an anderer Stelle zu, nämlich bei den 
Sozialabgaben. Von 1980 bis 2004 
stieg das Aufkommen aus Lohnsteuer 
und Sozialabgaben zusammen genom-
men von 150 Mrd. EUR auf 420 Mrd. 
EUR – also um 180%. Das Aufkom-
men aus Steuern auf Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit und Vermögen 
stieg im selben Zeitraum von 49 Mrd. 
EUR auf 69 Mrd. EUR – also um nur 
40%. Inflationsbereinigt ergibt das eine 
um 65% höhere Gesamtbelastung der 
Löhne, während die Belastung der Ein-
kommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen sogar um knapp 20% ver-

ringert wurde. Und das, obwohl gleich-
zeitig diese Einkommen deutlich stär-
ker gestiegen sind als die Löhne (Jarass, 
Obermair 2004b).

Dass die auf die Gewinne zu entrich-
tenden Steuern deutlich abnehmen, er-
klärt die Politik gern mit dem vagen 
Verweis auf die schwache Konjunktur 
– was allerdings kein überzeugendes 
Argument ist, denn sogar während der 
jüngsten Rezession stiegen die Unter-
nehmenserträge noch, nur eben langsa-
mer. Umgekehrt wird ein Schuh daraus: 
Die Konjunktur ist nicht zuletzt deswe-
gen so schwach, weil der verschuldete 
Staat kaum noch für Nachfrage sorgen 
kann, wie es eigentlich in einer Kon-
junkturdelle vernünftig wäre. 

5.2 Steueroase Deutschland

»Was Unternehmenssteuern anbe-
langt, ist Deutschland doch längst eine 
Steueroase. Ich veranlage selbst Un-

ternehmen und weiß wovon ich rede«, 
rief eine Finanzbeamtin auf dem Pers-
pektivenkongress von Attac, ver.di und 

Die Gewinne der Unternehmen 
wachsen, aber die darauf zu 
entrichtenden Steuern nehmen 
immer weiter ab.

Darstellung 5: Nominale Unternehmenssteuersätze in ausgewählten OECS Ländern
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anderen im Mai 2004. Selbst das wirt-
schaftsfreundliche Handelsblatt stell-
te angesichts der geringen Beiträge der 
Konzerne zur Staatsfinanzierung fest: 
»Die Steuerlast, über die die deutsche 
Wirtschaft klagt, ist eher ein Phantom-

schmerz« (Handelsblatt, 28.8.2001).
Der nominale Steuersatz für Kapital-

gesellschaften (Körperschaftsteuer plus 
Solidaritätszuschlag und Gewerbesteu-
er) ist in Deutschland mit durchschnitt-
lich 38,3% immer noch vergleichswei-
se hoch (siehe Darstellung 5). Diese 
Zahl lässt Wirtschaftsvertreter Kroko-
dilstränen über die unerträgliche Steu-
erlast vergießen. In der EU sei demnach 

Deutschland das Land mit der höchs-
ten Steuerlast für Unternehmen. 

Doch der Schein trügt. Denn der 
eigentlich anzuwendende Steuersatz 
und die tatsächliche Steuerbelastung 
klaffen meilenweit auseinander. Da 

die faktische Steuerbelastung neben 
dem Steuersatz auch von der Ermitt-
lung der Bemessungsgrundlage und 
damit von Faktoren wie Steuerermä-
ßigungen oder Spielräumen bei Ver-
lustverrechnung und Abschreibung 
abhängt und da überdies Informati-
onen über Steuerzahlungen und Ge-
winne von Unternehmen aus verschie-
denen Gründen (Steuergeheimnis, me-
thodische und statistische Probleme) 
nur schwer und lückenhaft zu bekom-
men sind, sind aussagekräftige Zahlen 
für einen internationalen Vergleich der 
effektiven Steuerlast jedoch außeror-
dentlich schwer zu ermitteln (siehe zu 
den diversen Methoden zur Ermittlung 
Schratzenstaller 2004).15 Hettich und 
Schmidt (2000) kommen in einer Ana-
lyse zu dem Schluss, dass in Deutsch-
land die effektiven Körperschaftsteuer-
sätze 1996 nur bei 23,5% lagen (sie-

15 Die Berechnung der impliziten Steuersätze 
auf Kapital, bei der die laut volkswirtschaftli-
cher Gesamtrechnung erzielten Gewinne und 
Vermögenseinkünfte und die darauf gezahl-
ten Steuern zueinander ins Verhältnis gesetzt 
werden, ist problematisch. Es ist kaum ab-
grenzbar, welche dieser Kapitaleinkünfte und 
die darauf gezahlten Steuern auf Private und 
welche auf Unternehmen entfallen. Nach der 
Berechnungsweise der OECD ist der implizite 
Durchschnittssteuersatz in zehn ausgewählten 
EU-Ländern bis 1980 kontinuierlich auf 62% 
gestiegen, um dann bis 1996 auf 36% zurück-
zugehen. Laut EU-Kommission, die dabei einer 
anderen Methodik folgt, lag der implizite Un-
ternehmenssteuersatz in der EU zwischen 1998 
und 2000 durchschnittlich bei nur 24,4% (statt 
nominaler 36,3%). 

16 Die Autoren beziehen dabei sämtliche Un-
ternehmenssteuerzahlungen auf die gesamten 
volkswirtschaftlichen Unternehmensgewinne.

Darstellung 6: Effektive Unternehmenssteuersätze in ausgewählten OECD-Ländern

Verschiedene Berechnungsme-
thoden zeigen, dass die tatsäch-
liche Steuerbelastung deutscher 
Konzerne so niedrig ist wie 
kaum in einem anderen Land.
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he Darstellung 6).16 Demnach ist »die 
effektive Körperschaftsteuerbelastung 
in Deutschland seit Beginn der achtzi-
ger Jahre stetig gesunken und im Jahre 
1996 so niedrig gewesen wie in kaum 
einem anderen Industrieland.« 

Da der nominale Steuersatz wenig 
aussagekräftig ist, müssen andere Da-
ten gesucht werden, um die Steuerbe-
lastung in verschiedenen Ländern zu 
vergleichen. Eine Möglichkeit ist es, 
das Körperschaftsteueraufkommen im 
Verhältnis zur gesamten Wirtschafts-
leistung – also dem BIP – dazustellen. 
Der Anteil der Körperschaftsteuerein-
nahmen am BIP sank nach OECD-An-
gaben in Deutschland zwischen 1965 
und 2000 von 2,5% auf 1,8% und 
brach dann mit Inkrafttreten der Steu-
erreform 2001 noch weiter auf 0,6% 
ein. Der internationale Vergleich ist 
bei diesen Daten allerdings auch nicht 
ganz unproblematisch, da der hierzu-
lande besonders zahlreich vertretene 
Mittelstand keine Körperschaftsteu-
ern, sondern Einkommensteuern auf 
seine Gewinne zahlt. Deshalb erscheint 
der Anteil von Körperschaftsteuerein-

nahmen in Deutschland niedriger als in 
den meisten anderen Ländern, in denen 
ein größerer Anteil der Unternehmen 
körperschaftsteuerpflichtig ist. Es lässt 
sich dennoch in Darstellung 7 deutlich 
ablesen, wie stark der Einbruch der 
Körperschaftsteuern in Deutschland 
seit den 60er Jahren im Vergleich zu 
anderen Ländern war.

Selbst wenn man Körperschaft- und 
Einkommensteuern (die nicht nur von 
Personengesellschaften, sondern auch 
von Privatpersonen gezahlt werden) 
zusammen betrachtet und zum BIP 
ins Verhältnis setzt, nimmt Deutsch-
land unter den OECD-Ländern ledig-
lich eine mittlere Position ein. Es sind 
hauptsächlich Schwellenländer wie 
Mexiko, Korea oder die Türkei und 
die osteuropäischen Transformati-
onsländer, die eine deutlich niedrigere 
Steuerbelastung aufweisen, während in 
den meisten klassischen Industriestaa-
ten die Unternehmens- und Einkom-
mensteuern gemessen am BIP zum Teil 
deutlich höher liegen als in Deutsch-
land.

Darstellung 7: Real bezahlte Steuern in ausgewählten  
OECD-Ländern
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Über die Steuermoral deutscher Un-
ternehmen lassen sich von Einzelfällen 
abgesehen, die gelegentlich an die Öf-
fentlichkeit dringen, nur schwer Aus-
sagen treffen. Aus den Jahresberich-
ten der Konzerne lassen sich die tat-
sächlich gezahlten Steuern nicht able-
sen. Die Differenz zwischen »Ergebnis 
vor Steuern« und »Ergebnis nach Steu-
ern« sagt nur etwas über die erwarte-
te, nicht die reale Steuerabführung aus, 
und das auch nicht nach Ländern auf-
gegliedert. Die eigentliche Steuerbilanz 
aber unterliegt dem Steuergeheimnis. 
Immerhin gelten ab 2005 einheitliche 
Bilanzierungsvorschriften (die Interna-
tional Financial Reporting Standards, 
IFRS) für alle EU-Konzerne, in denen 
die tatsächlich gezahlten Steuern auf-
geführt sein müssen. Anders als in den 
USA geht daraus aber nicht hervor, wie 

viel davon im Inland und wie viel im 
Ausland gezahlt wurde.

Erschwerend kommt hinzu, dass in 
Deutschland die Kapitalgesellschaften, 
also GmbH und AG, anders besteuert 
werden als Personengesellschaften wie 
KG oder GbR: Die einen zahlen Kör-
perschaftsteuer, die anderen Einkom-
mensteuer. Die gezahlten Einkommen-
steuern aber sind in der Steuerstatistik 
nicht nach Privatpersonen und Unter-
nehmen aufgeschlüsselt. Nach Anga-
ben von Eurostat (2004) dürften in 
Deutschland 21,4% der Einkommen-
steuern auf Personengesellschaften 
und Selbständige entfallen. So weit wie 
nach den vorliegenden Angaben über-
haupt möglich, haben Jarass und Ober-
mair (2004a+b) versucht, diese Zahlen 
sinnvoll zu interpretieren (siehe Dar-
stellung 8). 

Auffällig ist, dass die Gewinne der 
Kapitalgesellschaften, also der größe-
ren Konzerne, von 1997 bis 2003 al-
lem Gejammer zum Trotz kontinuier-
lich von 174 auf 220 Mrd. EUR an-
stiegen. Die Einkünfte der zumeist klei-
neren Personengesellschaften und der 
Selbständigen wiesen dagegen einen 
viel geringeren Zuwachs von 206 auf 
218 Mrd. EUR auf. 

Beim Vergleich der Gewinne mit 
den real gezahlten Steuern (inklusi-
ve Gewerbesteuern und Solidaritäts-
zuschlag), kommen die Autoren auf 
eine ganz andere Entwicklung: Trotz 

des Gewinnanstiegs um gut 26% führ-
ten die Kapitalgesellschaften fast 17% 
weniger Steuern ab, nämlich zuletzt 25 
Mrd. EUR. Die Personengesellschaften 
dagegen zahlten bei nur knapp 6% Ge-
winnzuwachs 12% mehr Steuern. 

Daraus folgt eine krasse Auseinan-
derentwicklung der steuerlichen Belas-
tung für große und kleine Unterneh-
men: Bei Kapitalgesellschaften fiel die 
reale Steuerrate von 17,3% auf 11,4%; 
bei Personengesellschaften und Selb-
ständigen dagegen ergab sich ein An-
stieg von 12,3% auf 13,1%. 

5.3 Die großen Konzerne sparen Steuern, die kleinen 
gucken in die Röhre 

Darstellung 8: Gewinne der deutschen Unternehmen und die von ihnen gezahlten Steuern

Die großen Unternehmen ver-
zeichneten trotz hoher Gewinn-
zuwächse eine sinkende Steu-
erbelastung. Bei den kleinen 
Firmen stieg die Steuerquote 
dagegen leicht an.

Den Konzernen ist nur schwer 
auf die Finger zu schauen, denn 
Steuerbilanzen unterliegen dem 
Steuergeheimnis.
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Nicht nur die im Vergleich zu den 
Körperschaftsteuern (25%) höheren 
Einkommensteuern (Spitzensatz 45%), 
die von Personengesellschaften gezahlt 
werden müssen, sind an dieser Be-
nachteiligung kleinerer Unternehmen 
schuld. Während Konzerne ganze Ab-
teilungen mit der »Steueroptimierung« 

beschäftigen und notfalls entweder ab-
wandern oder zumindest mit Abwan-
derung drohen können, stehen kleinen 
Landwirtschafts- und Produktionsbe-
trieben, Handwerkern oder Ladenbe-
treibern diese Möglichkeiten nicht zur 
Verfügung.

Steuerliche Extremfälle

DaimlerChrysler, »steueroptimiert« durch Auslandszukäufe: Konzernchef Jürgen 
Schrempp tat sich schon bei der Fusion von Daimler und Chrysler 1996 mit den Wor-
ten hervor: »In diesem Jahrhundert bekommt Herr Finanzminister Waigel von mei-
nem Konzern keinen Pfennig mehr.« Der Finanzminister wechselte, die Aussage hatte 
Bestand, jedenfalls beinahe: Der Konzern zahlte 1996 bis 2000 in Deutschland 0,1 
Mrd. EUR Steuern – und somit nur 0,4% seines Gewinns in Deutschland und 0,25% 
seiner weltweiten Gewinne. Bei der »Steueroptimierung« geholfen hat dem Konzern 
ein besonderes Bonbon im deutschen Steuerrecht: die steuerliche Absetzbarkeit von 
Ausgaben, die der Konzern für Firmenzukäufe tätigte, obwohl auf die Gewinne der im 
Ausland zugekauften Firmen umgekehrt in Deutschland keine Steuern gezahlt werden. 
Übrigens hatte Daimler auch vor der Fusion mit Chrysler dank der hohen Verlustvor-
träge aus der Übernahme von Teilen der AEG kaum Steuern gezahlt.

Deutsche Telekom, »steueroptimiert« durch Verlustvorträge: Die Telekom ist der 
größte Ausrutscher nach unten unter allen DAX-Unternehmen. Mit einem Verlust 
von zusammen 30 Mrd. EUR in den Jahren 2001 und 2002 zog sie im Alleingang den 
Durchschnitt der Ergebnisse aller 30 DAX-Unternehmen um die Hälfte herunter. Diese 
Megaverluste rührten vor allem aus dem Erwerb von großen ausländischen Beteiligun-
gen, darunter der US-Mobilfunkkonzern Voicestream, zu überhöhten Preisen her, die 
während des Telekombooms bezahlt wurden. Ein operativer Verlust aus der normalen 
Geschäftstätigkeit ergab sich nicht. Dennoch führten die rechnerischen Verluste aus 
der anschließend vorgenommenen Wertberichtigung dazu, dass dank der Möglichkeit 
des Verlustvortrags auch in den folgenden Jahren keine Steuern anfielen.

5.4 Schwarze Schafe unter den deutschen Konzernen

Die deutschen Kapitalgesellschaf-
ten zahlen, wie sich aus den oben ge-
nannten Zahlen ergibt, nicht einmal 
die Hälfte dessen, was sie unter An-
wendung des offiziellen Steuersatzes 
von 30-40% vor der Steuerreform und 
25% danach allein an Körperschaft-
steuer hätten zahlen sollen. Wie ist das 
möglich? 

Offenkundig gelingt es den Kon-
zernen, mit Hilfe der bekannten Steu-
ertricks wie Gewinntransfers ins Aus-
land, Fremdfinanzierung, Verlustver-
rechnung und der Bildung unversteuer-
ter stiller Reserven ihre Gewinne in der 
Steuerbilanz herunterzurechnen (siehe 
Kapitel 2). Wie genau sie das machen, 
ist auf Grund der mangelhaften Offen-
legungspflicht allerdings kaum zu er-
kennen. 

Die Untersuchung von Jarass und 
Obermair (2004a) zeigt eine diffe-
renzierte Entwicklung. Während laut 
volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung 
die durchschnittlichen Unternehmens-
gewinne in den vergangenen Jahren 
kontinuierlich zunahmen (siehe Kapi-
tel 5.3), erlitten die 30 im deutschen 
Aktienindex DAX geführten Großun-
ternehmen heftige Gewinneinbrüche 
– mit der Folge ebenso heftiger Steu-
errückgänge. Nur die Dividendenaus-
schüttungen blieben vom Einbruch 
seltsamerweise unberührt – dafür war 
anscheinend durchaus noch Geld da. 

Die heftigen Rückgänge bei Gewin-
nen und abgeführten Steuern gingen al-
17 Die durchschnittliche Steuerrate bezogen auf 

das handelsbilanzielle Ergebnis beträgt bei ih-
nen 34%, nur wenig unter dem nominalen 
Steuersatz von gut 38%.

Die massiven Rückgänge bei 
den Steuerzahlungen gehen auf 
das Konto einiger weniger deut-
schen Großkonzerne.
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lerdings im Wesentlichen auf das Kon-
to einiger weniger, großer Konzerne 
wie DaimlerChrysler sowie Deutsche 
Telekom und Deutsche Post, die sich 
übrigens beide immer noch zum Teil in 
Staatsbesitz befinden. Ein gutes Viertel 
der DAX-Unternehmen dagegen mach-
te ganz normale Gewinne und führte 

dafür brav seine Steuern ab, darunter 
SAP, Henkel, Metro und Schering.17 
Offensichtlich gibt es schwarze Scha-
fe unter den deutschen Konzernen, die 
sich bislang gut hinter der in Deutsch-
land üblichen Intransparenz in Steuer-
sachen verstecken können. 

5.5 Gewinne: ja, Steuern: nein 

Die von Jarass und Obermair analy-
sierten DAX-Unternehmen erwirtschaf-
teten ihre Gewinne überwiegend und 
mit wachsender Tendenz in Deutsch-
land. Nur gegenüber dem Finanzamt 
scheinen sie ihre Gewinne gerne an-
derswo zu melden, wo es billiger ist. 
Auch hier sind wegen der mangelnden 
Transparenz kaum konkrete Aussagen 
zu treffen. Doch gibt es Indizien: 

So nahm die Stadt München von 
den sieben dort niedergelassenen DAX-
Unternehmen im Jahr 2002 praktisch 
keine Gewerbesteuern mehr ein; nur 
die HypoVereinsbank meldete in ih-
rer Heimatstadt noch zu versteuernde 
Gewinne. BMW etwa erwirtschaftete 
2001 einen Rekordgewinn. Offenbar 
forderte der Autokonzern jedoch an 
allen seinen deutschen Standorten die 
Gewerbesteuervorauszahlung zurück. 
Das ist besonders dreist, weil gerade 
die von den Gemeinden erhobenen Ge-

werbesteuern direkt in die Infrastruk-
tur für die ansässigen Unternehmen 
fließen würden. Deshalb kann die Ge-
werbesteuer als eine Aufwendung auch 
von der Körperschaftsteuer abgesetzt 
werden.

DaimlerChrysler will auf Konzerne-
bene zuletzt 1992 Gewerbesteuern ab-
geführt haben. E.on und BMW sollen 
rückwirkend bis 1999 alle ihre Gewer-
besteuervorauszahlungen zurückgefor-
dert haben. Beide Unternehmen weisen 
dabei in ihren Bilanzen erhebliche Er-
tragsteuerzahlungen aus – nur eben of-
fenbar nicht in Deutschland. Möglich 
ist allerdings auch, dass die in den Bi-
lanzen ausgewiesenen Ertragsteuern in 
Wirklichkeit gar nicht an ein Finanz-
amt überwiesen wurden, sondern dass 
es sich bei ihnen nur um die rechne-
risch aus der Gewinn- und Verlustrech-
nung abgeleitete Steuerschuld handelt. 

BMW oder Daimler sahen sich  
trotz satter Gewinne anschei-
nend nicht in der Lage, vor Ort 
Gewerbesteuern zu zahlen.
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In der EU gibt es 25 verschiedene 
Steuersysteme, die historisch unter-
schiedlichen Bedürfnissen entsprangen. 
So ging es in Deutschland nach dem 
Krieg darum, beispielsweise den Berg-
bau oder die Anlage in Aktien zu för-
dern, um den Unternehmen Kapital zu 
verschaffen. England förderte den Auf-
bau eines Finanzzentrums, und Irland 

alles, was auch nur einen Job auf die 
Insel brachte. Je enger aber die EU zu-
sammenwuchs, desto leichter wurde es 
für Unternehmen, diese Unterschiede 
auszunutzen. Daher gibt es zwar seit 
langem Bemühungen in Richtung ei-
ner Harmonisierung der Steuersysteme 

– aber bislang noch wenig praktische 
Konsequenzen. 

6 Steuerwettbewerb in der EU

18 Eine Arbeitsgruppe hatte zuvor 66 verschiede-
ne schädliche Steuerpraktiken in Mitgliedslän-
dern aufgelistet, von einer Vorzugsbehandlung 
für Rückversicherer in Luxemburg bis zu den 
Steuerausnahmen für ausländische Holdings 
in den Niederlanden. Deutschland kam rela-
tiv glimpflich davon: Es wurde nur eine Regel, 
nämlich Steuervorteile für Kontroll- und Koor-
dinierungsstellen ausländischer Konzerne, mo-
niert.

6.1 Unfairer und ganz normaler Steuerwettbewerb 

Die EU unterscheidet dabei zwi-
schen »unfairem« und dem ganz nor-
malem, schleichenden Steuerwettbe-
werb. Schädlicher oder unfairer Wett-
bewerb liegt vor, wenn beispielsweise 
Steuervergünstigungen ganz spezifisch 
auf Investoren aus dem Ausland zuge-
schnitten sind und nicht gleichzeitig für 
inländische Firmen gelten oder wenn 
sie so auf bestimmte Aktivitäten aus-
gerichtet sind, dass dadurch Scheinak-
tivitäten und die Verschiebung von Ge-
winnen begünstigt werden. 

Berüchtigt ist das Beispiel der Bene-
lux-Länder. Belgien etwa bietet Kon-
zernen mit mehr als 500 Mio. US$ 
Umsatz an, ihre Finanzgeschäfte dort 
abzuwickeln. Diese so genannten Co-
ordination Centers müssen ihre Gewin-
ne nicht versteuern. Nur die völlig will-
kürliche Zahl von 8% der Sachkosten 
(ohne Personalaufwand) wird als Be-
messungsgrundlage für die mit 34% ei-
gentlich recht hohe belgische Körper-
schaftsteuer zu Grunde gelegt. 

Ein anderes Beispiel ist Irland. Die 
arme grüne Insel hat sich den Steu-
erwettlauf zu Nutze gemacht, in-
dem sie die brach liegenden Dubliner 
Docks 1987 in »International Finan-
cial Services Center« umtaufte. Das 
hieß nichts anderes, als dass hier eine 
Steueroase entstand, durch die Irland 
höchst erfolgreich in den Steuerbasen 
anderer Länder wilderte. Konzerne, 
die dort ihre Finanzgesellschaften ein-
richteten, mussten nur eine Mini-Steu-

er von 10% statt der damals in Irland 
sonst üblichen 40% entrichten. Immer-
hin entstanden so fast 50.000 Jobs im 
Finanzdienstleistungssektor der Insel.

Gegen den »unfairen« Wettbewerb 
geht die EU schon seit einiger Zeit vor, 
weil er eindeutig den Wettbewerb ver-
zerrt. Dem im Juni 2003 beschlossenen 
Verhaltenskodex (Code of Conduct) 
zur Beseitigung des schädlichen Steu-
erwettbewerbes zufolge sollen die EU-
Mitglieder keine neuen unfairen Steu-
erpraktiken mehr einführen und die 
vorhandenen bis Ende 2005 zumindest 
zurückführen.18

Irland reagierte auf die Anforderun-
gen, die unfairen Praktiken abzubauen, 
auf eine besonders perfide Art: Die Re-
gierung beschloss, einfach für alle Un-
ternehmen die Steuern auf nur mehr 
12,5% zu senken. Damit werden aus-
ländische Investoren nicht mehr ein-
seitig bevorzugt, und damit ist dieser 
Niedrigsteuersatz in den Augen der 
EU ganz legitim. Daher vermuten eini-
ge Finanzwissenschaftler, der europäi-
sche Code of Conduct zur Beseitigung 
unfairer Steuerpraktiken könnte eine 

Die EU findet Steuerwettbe-
werb bislang noch ganz in 
Ordnung und geht nur gegen 
Steuerdumping durch unfaire 
Tricks vor. Diesen Vorwurf aber 
können Mitgliedsstaaten ganz 
leicht umgehen: Sie müssen 
nur die »unfairen« steuerlichen 
Ausnahmen durch generelle 
Steuersenkungen ersetzen.
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ganz andere Wirkung als beabsichtigt 
haben: indem er nämlich den völlig 
normalen Steuerwettbewerb noch wei-
ter verschärft (Diaw, Gorter 2002). 

Während bis vor kurzem der »faire« 
Wettbewerb sogar eher positiv beurteilt 
wurde, ist in letzter Zeit jedoch durch 
den Beitritt zehn neuer Länder mit zum 
Teil sehr niedrigen Steuersätzen zur EU 
eine heftige Diskussion darüber ent-
brannt. Auf einmal erscheint der an-
gebliche Wettbewerb als das, was er in 
Wirklichkeit ist: Dumping. 

Schon vor ihrem Beitritt zur EU am 
1. Mai 2004 lockten einige osteuropäi-
sche Länder westliche Firmen nicht nur 
mit ihrem niedrigen Lohnniveau. Audi 
beispielsweise muss für seine Fabrik im 
ungarischen Györ bis 2008 weder Kör-
perschaft- noch kommunale Gewerbe-
steuern zahlen. Ähnlich hat Audi-Mut-
ter VW in der Slowakei zehn steuerfreie 
Jahre zugesichert bekommen. Die Fol-
ge ist zwar nicht unbedingt, dass Ar-
beitsplätze von Ingolstadt oder Wolfs-
burg einfach nach Osten verlegt wer-
den. Aber der Druck auf die Belegschaf-

ten im angeblichen Hochsteuer- und 
Hochlohnland Deutschland steigt. Die 
Bereitschaft der Gewerkschaften, sich 
bei der so genannten Flexibilisierung 
der Arbeitszeiten (gemeint ist Mehrar-
beit ohne Lohnausgleich) kompromiss-
bereit zu zeigen, nimmt auf diese Weise 
unfreiwillig zu. Die Globalisierungsfal-
le schnappt auch hier zu. 

Verteidigt werden die niedrigen 
Steuersätze in vielen neuen Mitglieds-
ländern als eine Art Rabatt, der wegen 
der schwachen Infrastruktur gewährt 
wird. An Stelle eines solchen »Rabatts« 
sollten jedoch direkte Beihilfen zur 
Verbesserung der Infrastruktur treten, 
so wie sie bei früheren Erweiterungs-
runden der EU in weit größerem Aus-
maß üblich waren. Zwar kosten die-
se Geld, doch die alten EU-Staaten er-
sparen sich dadurch die Abwanderung 
und entsprechende Erpressungsversu-
che ihrer Unternehmen sowie die rein 
bilanzielle Gewinnverschiebung in die 
Niedrigsteuerländer im eigenen Wirt-
schaftsraum und die damit einherge-
henden Steuerausfälle.

6.2 Rufe nach einer Mindeststeuer in der EU

Erste Rufe nach Einführung ei-
ner Mindeststeuer in der EU wurden 
schon 1975 laut. Damals schlug die 
Kommission eine Bandbreite der Kör-
perschaftssteuersätze zwischen 45% 
und 55% vor – geradezu unglaublich 
für heutige Verhältnisse. 1992 empfahl 
ein nach dem ehemaligen niederländi-
schen Finanzminister Onno Ruding be-
nannter Ausschuss eine Mindeststeuer 

von 30% zusammen mit einer Verein-
heitlichung der Bemessungsgrundlage. 
Alle diese Vorschläge wurden jedoch 
schnell begraben. Nicht einmal die 
lange angestrebte Harmonisierung der 
Zinsbesteuerung konnte bislang umge-
setzt werden, weil auch Nicht-EU-Län-
der wie vor allem die Schweiz einbezo-
gen werden sollen. 

Viele der neu in die EU aufge-
nommenen Staaten versuchen 
Investoren mit besonders nied-
rigen Steuersätzen zu locken. In 
den alten EU-Ländern schnappt 
die Globalisierungsfalle zu: Die 
Belegschaften vieler Konzerne 
geraten unter Druck wegen der 
im Standortvergleich angeblich 
untragbar hohen Kosten. 
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Doch mit der EU-Osterweiterung 
könnte sich die Bereitschaft zur einer 
engeren Kooperation in Steuerfragen 
erhöhen. Schon vor dem Stichtag 1. 
Mai 2004 haben sich in Deutschland 
Politiker von Bundeskanzler Gerhard 
Schröder bis zum CSU-Chef Edmund 
Stoiber für eine Mindeststeuer ausge-
sprochen, um ein Steuerdumping durch 
die neune Mitgliedsländer zu verhin-
dern. Wettbewerbskommissar Mario 
Monti hat unterdessen Überlegungen 
geäußert, ob das EU-Beihilferecht, das 
unfairen Wettbewerb durch Subventi-
onen verhindern soll, auch auf unfai-
re Steuerpraktiken angewendet werden 
könnte.

Denn während in Deutschland zu-
mindest die formale, von Unternehmen 
andauernd angeführte Steuerbelastung 
für Kapitalgesellschaften bei gut 38% 
liegt, liegt sie im Durchschnitt der neu-
en Mitgliedsländer unter 20%. Estland 
etwa stellt einbehaltene Unternehmens-
gewinne vollkommen steuerfrei, Litau-
en erhebt darauf nur eine 15%ige Steu-
er, und die Slowakei lockt mit einem 
einheitlichen Körperschaft- und Ein-
kommensteuersatz von nur 19%. 

Viele der neuen Mitgliedsländer ha-
ben folglich kaum noch Spielraum für 
Sozialausgaben und liegen jetzt schon 
mit ihren Haushaltsdefiziten weit über 
den Maastricht-Kriterien. Die Umsatz-
steuern sind meist horrend – 22% in 
Polen und Tschechien, 25% in Un-
garn –, was angesichts der geringen 
Kaufkraft in den meisten der Transfor-
mationsländern eine massive Belastung 
darstellt. Die einfachen Bürger müssen 
auf diese Weise einen hohen Preis für 
die Industrieansiedlungspolitik ihrer 
Regierungen zahlen.

Finanzminister Hans Eichel sorg-
te sich in einem Interview (Spiegel 
18/2004), »ob wir die niedrigen Steu-
ersätze, gerade in den Beitrittsländern, 
auch noch durch Zuschüsse über die 

EU finanzieren«. Im Handel sei Dum-
ping zudem auch verboten. Warum 
dann nicht bei den Steuern? Eichel und 
sein französischer Kollege Nicolas Sar-
kozy forderten daher die EU-Kommis-
sion auf, möglichst bald konkrete Vor-
schläge für eine einheitliche steuerli-
che Bemessungsgrundlage zu erarbei-
ten, die möglichst auch Mindeststeu-
ersätze enthalten sollten. Sarkozy for-
derte sogar, Staaten mit allzu niedrigen 
Steuersätzen die EU-Strukturhilfen zu 
streichen: »Es ist unseren Bürgern nur 
schwer zu erklären, dass diese Länder 
reich genug sind, ihre Steuern zu sen-
ken, aber arm genug, um EU-Struktur-
hilfen zu bekommen« (Neue Zürcher 
Zeitung, 11.9.2004).

Im Juli 2004 antwortete Binnen-
marktkommissar Frits Bolkestein je-
doch lapidar: »Es ist nicht die Aufga-
be der europäischen Kommission, den 
Regierungen zu sagen, wie hoch die 
Unternehmenssteuersätze sein sollten.« 
Dieser Meinung schlossen sich zwei 
Monate später die Finanzminister der 
meisten EU-Mitgliedsstaaten an. Der 
Einführung von europaweiten Min-
deststeuersätzen erteilten sie eine kla-
re Absage. Immerhin wollen sie einmal 
prüfen lassen, ob man die Bemessungs-
grundlage für die von Unternehmen zu 
versteuernden Gewinne vereinheitli-
chen könnte. Immerhin würde dadurch 
leichter vergleichbar, welche Steuerzah-
lungen Unternehmen in welchem Land 
tatsächlich zu entrichten haben. Selbst 
mit dieser Idee können sich Länder wie 
Irland oder die Slowakei, die durch be-
sonders unternehmensfreundliche Steu-
ersysteme Investitionen anziehen wol-
len, bislang nicht anfreunden. Auch 
Großbritannien lehnt jegliche Schritte 
in Richtung einer Harmonisierung ka-
tegorisch ab. In Steuerangelegenheiten 
gilt in der EU jedoch das Einstimmig-
keitsprinzip. 

Die Finanzminister Deutsch-
lands und Frankreichs sind mit 
ihrem Vorschlag, Steuerdum-
ping in der EU durch eine Har-
monisierung der Steuersätze 
zu verhindern, bis auf weiteres 
gescheitert.
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Die USA bieten interessantes An-
schauungsmaterial für Steuerwettbe-
werb und Steuervermeidung. Denn sie 
haben ein ganz anderes Steuersystem 
als Deutschland – und trotzdem die 
gleichen Probleme. 

Im Prinzip gibt es zwei Möglichkei-
ten, multinationale Unternehmen zu 
besteuern: Entweder der Heimatstaat 
des betreffenden Konzerns stellt die im 
Ausland erwirtschafteten Gewinne von 
der Steuer frei, so wie in Deutschland. 
Oder der Staat erhebt Steuern auf die 
gesamten weltweiten Erträge des Kon-
zerns (worldwide taxation), erlaubt 
diesem aber, die von Tochterfirmen 
bereits im Ausland gezahlten Steuern 
zu Hause von den Steuern abzusetzen 
(Anrechnungsverfahren). Dies ist das 
Prinzip der USA, auch als Wohnsitz-
landprinzip bekannt.

Praktisch sieht das so aus: Sagen wir 
ein US-Unternehmen hat eine Tochter 
in Irland, wo nur 12,5% Steuern fällig 
werden. In den USA aber beträgt der 
Körperschaftsteuersatz 35%. Bei ei-
nem Gewinn der Tochter von 100.000 
US$ zahlt das Unternehmen also in Ir-
land zwar nur 12.500 US$, muss aber 
22.500 US$ an den US-Fiskus nachzah-
len. Theoretisch wäre damit das Pro-
blem der Gewinnverschiebung ins Aus-

land gelöst. In der Realität ist es das 
leider nicht. 

Immer mehr US-Konzernen gelingt 
es, nicht nur inländische Steuerschlupf-
löcher auszunutzen, sondern auch die 
niedrigeren Steuersätze anderer Länder. 
So vermerkte General Electric in sei-
nem Jahresbericht 2003, dass die Ver-
minderung der Steuerquote von 28,3% 
im Jahr 2001 auf nun 21,7% auf »den 
wachsenden Anteil von Gewinnen aus 
niedriger besteuerten internationa-
len Geschäftstätigkeiten« zurückzu-
führen sei. Microsoft erzielte nach In-
formationen von Citizens for Tax Ju-
stice im Boomjahr 1999 zwar Gewinne 
von 12,3 Mrd. US$ in den USA, zahlte 
aber nichtsdestotrotz überhaupt keine 
Steuern, ganz legal. »Mining of the tax 
code«, also gewissermaßen die Gold-
suche in den labyrinthischen und sehr 
ergiebigen Stollen der Steuergesetze, ist 
zu einer der lukrativsten Einnahme-
quellen von Unternehmensberatungen 
geworden. Seit 1962 ging der Anteil 
der Unternehmenssteuern an den Ge-
samteinnahmen des amerikanischen 
Staates mysteriöserweise um zwei Drit-
tel zurück. Der Anteil, der von Privat-
personen abkassiert wurde, stieg dage-
gen um 17% (Gonsalves 2004).

7 Das Beispiel USA: anderes Steuer-
system, gleiches Problem

7.1 Milliardengewinne und 0 US$ Steuern

1986 war das Problem der Steuer-
vermeidung durch Unternehmen so 
schlimm geworden, dass die USA eine 
Mindeststeuer einführten, die so ge-
nannte alternative minimum tax.19 Da-

mals war gerade eine Untersuchung he-
rausgekommen, wonach mehr als die 
Hälfte der 250 größten Unternehmen 
in mindestens einem der vorangegan-
genen fünf Jahre überhaupt keine Steu-
ern an die Bundesregierung gezahlt hat-
ten, sondern sogar Rückerstattungen in 
Anspruch genommen hatten.

Allerdings fanden die Konzerne of-
fensichtlich bald Mittel und Wege, 
auch die Mindeststeuer zu umgehen. 
Das Haushaltsbüro des US-Kongres-
ses legte im April 2004 erneut einen 
Bericht vor, wonach die Lage noch 

19 Für die so genannte alternative minimum tax 
muss für jedes Unternehmen zweimal die Steu-
er berechnet werden: a) zu dem in den USA üb-
lichen Körperschaftsteuersatz von 35%, wobei 
von allen legalen Möglichkeiten der Steuerer-
mäßigung Gebrauch gemacht werden darf; und 
b) zu einem ermäßigten Satz von 20%, aber 
unter Weglassung all dessen. Letzteres ist die 
alternative Mindeststeuer, die dann fällig wird, 
wenn a kleiner als b ist.

In den USA werden sämtliche 
Gewinne von international ope-
rierenden Konzernen besteuert. 
Auch die im Ausland erwirt-
schafteten Gewinne müssen zu 
Hause nachversteuert werden. 
Die Gewinnverschiebung in 
Niedrigsteuerländer soll sich so 
nicht mehr lohnen. 

Die Einführung einer Mindest-
steuer konnte das Problem 
Steuervermeidung nicht lösen.
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Besonders beliebt bei US-Konzer-
nen ist die Abwanderung in Steueroa-
sen, vor allem Bermuda. Mit dem Pro-
forma-Umzug in die Karibik können 
die US-Konzerne problemlos das in 
den USA geltende System der weltwei-
ten Besteuerung umgehen – auch dann, 
wenn außer einem Briefkasten und viel-
leicht einem Anwalt und ein paar Tele-
fonistinnen gar keine Angestellten der 

Firma auf der jeweiligen Karibikinsel 
arbeiten.

Der amerikanische Mischkonzern 
Tyco, der das Steuersparen bis an 
den Rand der Legalität (und zumin-
dest was seinen Ex-Chef Dennis Koz-

viel schlimmer war als 1986, vor Ein-
führung der Mindeststeuer. 61% al-
ler US-Unternehmen (!) führten zwi-
schen 1996 und 2000 überhaupt keine 
Steuern mehr an die Bundesregierung 
ab (Wall Street Journal 6.4.2004). Zur 
Erinnerung: Die späten Neunzigerjah-
re waren in den USA eine ungeheure 
Boomphase. 

Im Haushaltsjahr 2003 nahm der 
US-Fiskus nur mehr 132 Mrd. US$ aus 
Unternehmenssteuern ein, 36% we-
niger als im Jahr 2000. Unternehmen 
trugen nur noch rund 7% zum gesam-
ten Steueraufkommen des Bundes bei 

– nach 23% im Jahr 1960 und 13% 
1980. Aktiengesellschaften führten im 
Jahr 2002 gerade einmal 12% ihrer 
ausgewiesenen Gewinne als Steuern ab. 
In den 50er Jahren zahlten US-Unter-
nehmen dagegen im Schnitt noch 49% 
Steuern und 38% in den 60ern (Fried-
man 2003).20 Wohltuend wirkte sich 
dies auf die Bilanzen der Unternehmen 
aus. Wenn US-Firmen jetzt noch ge-
nauso viele Steuern zahlen würden wie 
1990, so würden die Gewinne insge-
samt 13% niedriger ausfallen, berech-
nete das US-Wirtschaftsministerium 
(Wall Street Journal, 13.4.2004). 

20 Der Effekt der Steuergeschenke der Regierung 
George W. Bush an die Konzerne, wie etwa 
noch großzügigere Abschreibungsregeln, sind 
dabei noch nicht einmal berücksichtigt, da sich 
die meisten davon erst nach 2003 auswirken.

7.2 Ab nach Bermuda

Darstellung 9: Unternehmenssteuer in den USA

Zahlreiche US-Konzerne sind in-
zwischen in der Karibik zu Hau-
se – wenn auch nur auf dem 
Papier. Die Gewinne werden 
weiterhin in den USA erwirt-
schaftet, aber der US-Fiskus hat 
keinen Zugriff mehr darauf.
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lowski anbelangt, weit darüber hinaus) 
trieb, hatte sich so nach Bermuda ab-
gesetzt. 1997 erwarb er eine Firma na-
mens ADT, die dort schon registriert 
war. Der Deal wurde so gestaltet, dass 
formal ADT Tyco schluckte, sodass 
anschließend automatisch der gesam-
te Konzern nach Bermuda umgezogen 
war, ohne dass ein einziger Mitarbeiter 
den Ort wechselte. 2001 schätzte der 
Konzern, dass er dadurch allein in je-
nem Jahr 400 Mio. US$ einsparte.

Die ebenfalls in Bermuda ansässi-
ge Unternehmensberatung Accentu-

re – mit nicht einmal einem Dutzend 
Angestellten in Bermuda, aber 25.000 
in den USA – bekam 2004 von der US-
Regierung einen milliardenschweren 
Auftrag für die Einrichtung eines gi-
gantischen Computerüberwachungs-
systems für alle Reisenden in die USA. 
Dass ein Konzern, der selber gar keine 
Steuern in den USA zahlt, rund 15 Mrd. 
US$ aus US-Steuergeldern bezahlt be-
kommt, ist zwar im Kongress kurz zur 
Sprache gekommen, hatte aber weiter 
keine Auswirkungen. 

Foreign Sales Corporations

Die USA sind in Steuerfragen wie viele Länder Opfer und Täter zugleich. So betrieben 
sie bislang ganz bewusst Steuerdumping, indem sie amerikanischen Konzernen offizi-
ell erlaubten, in Steueroasen Auslandsgesellschaften zu gründen. Über diese Töchter 
können die Konzerne dann die Erlöse aus Exporten abrechnen – zum Steuersatz der 
jeweiligen Steueroase, also oft null. Durch diese Steuerersparnis konnten US-Konzerne 
ihre Waren auf dem Weltmarkt entsprechend billiger als konkurrierende Hersteller aus 
anderen Ländern anbieten. Dem US-Kongress zufolge konnte so zum Beispiel Boeing 
in den letzten 6 Jahren 1,1 Mrd. US$ an Steuern sparen, General Electric eine Milliarde 
und Microsoft eine halbe Milliarde. Dies ist ein Wettbewerbsvorteil, dem europäische 
Firmen nichts Vergleichbares entgegenzusetzen haben. Die EU reichte deshalb bei der 
Welthandelsorganisation (WTO) Klage ein und bekam Recht. Als die Europäer darauf-
hin Anfang 2004 Strafzölle gegen rund 1800 verschiedene amerikanische Exportgüter 
verhängten, lenkten die USA ein – allerdings auf ihre Art. 

Nun sollen laut Beschluss des Senats für das gesamte produzierende Gewerbe die Kör-
perschaftsteuern gesenkt werden. Da Steuersenkungen, die im In- und Ausland pro-
duzierenden Unternehmen gleichermaßen zukommen, nicht als wettbewerbswidrig 
angesehen werden, kann die EU dagegen nun nicht mehr klagen. Immerhin fällt die 
geplante Steuerminderung – von 35% auf 32% ab dem Jahr 2007 – deutlich gerin-
ger aus als von manchen Politikern gefordert. Nachdem Präsident George Bush durch 
gigantische Einkommensteuersenkungen den Haushalt schon tief in die roten Zahlen 
getrieben hatte, schien mehr einfach nicht mehr drin zu sein. 

7.3 Die Steuermoral der Konzerne als Politikum

Die Unternehmensbesteuerung wird 
dennoch zunehmend zum Politikum in 
den USA, ja sie ist sogar zum Thema 
im Präsidentschaftswahlkampf 2004 
geworden. So versprach Kandidat John 
Kerry, erst einmal die derzeitige Praxis 
einzuschränken, wonach ausländische 
Tochtergesellschaften von US-Konzer-
nen vom US-Fiskus de facto weitge-
hend verschont bleiben. 

Denn zwar bedeutet das in den USA 
geltende Prinzip der weltweiten Be-
steuerung, dass US-Firmen ausländi-
sche Gewinne zu Hause nachversteu-
ern müssen. Aber dies passiert erst, 
wenn die Gewinne in die USA zurück 

transferiert werden. Wenn die Firmen 
aber ihre Gewinne in den Niedrigsteu-
erländern einfach reinvestieren, entfällt 
die Nachzahlung. Dadurch entsteht 
ein gewaltiger Anreiz, im Ausland zu 
investieren, während zugleich in den 
USA Arbeitsplätze wegfallen. Der US-
Markt kann schließlich aus dem Aus-
land ebenso gut bedient werden. Mit 
dem Argument Arbeitplätze lässt sich 
jedoch derzeit gut Politik machen. Ker-
ry hat daher nun im Widerspruch zu 
allen internationalen Gepflogenheiten 
gedroht, die Auslandsgewinne ameri-
kanischer Konzerne auch dann zu be-
steuern, wenn sie im Ausland bleiben.

Anders als in Deutschland, wo 
Politiker sich allzu oft die Forde-
rung der Konzerne nach niedri-
geren Steuern zu eigen machen, 
haben US-Politiker das Thema 
Steuerflucht für sich entdeckt. 
Schließlich stehen Arbeitsplätze 
auf dem Spiel.
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Nicht nur Politiker, auch die US-Ge-
werkschaften haben die Steuerflucht 
als Thema entdeckt. Viele von ihnen 
haben für ihre Mitglieder große Be-
träge in Pensionsfonds angelegt. Auf 
Hauptversammlungen versuchen die 
Gewerkschafter, ihre Stimmen dazu zu 
nutzen, die in Steueroasen wie Bermu-
da und Barbados abgewanderten Un-
ternehmen zur Rückkehr in die USA zu 
zwingen. Zwar gelingt das selten ge-
nug, doch immerhin führte die Kampa-
gne der Gewerkschaften gegen Werk-

zeugmacher Stanley Works (zusammen 
mit einer Klagedrohung durch den 
Staatsanwalt von Connecticut, dem ur-
sprünglichen Heimatstaat des Unter-
nehmens) dazu, dass die Firma wieder 
aus Barbados in die USA zurückkehrte. 
Auch einige öffentliche Pensionsfonds, 
die US-Bundesstaaten für ihre Beamten 
und Angestellten eingerichtet haben, 
haben ihre Einflussnahme auf steuer-
flüchtige Firmen angekündigt (siehe 
dazu www.OffshoreOn.com).

7.4 Warum das Wohnsitzlandprinzip der USA nicht so 
funktioniert, wie es sollte

Immer wieder wird das in den USA 
geltende Wohnsitzlandprinzip (coun-
try of residence principle) als proba-
tes Mittel gegen Steuervermeidung und 
Steuerwettbewerb angepriesen. Denn 
wenn sämtliche Auslandsgewinne hin-
terher im Heimatland nachversteuert 
werden müssen, dann lohnt es sich ja 
gar nicht mehr, Gewinne in Niedrig-
steuerländer zu verschieben. Dann hät-
ten auch andere Länder, zumal Ent-
wicklungsländer, keinen Grund mehr 
zu dem Versuch, durch immer weite-
re Steuersenkungen Investoren anzu-
locken. So könnte auch der Steuersen-
kungswettlauf der Staaten untereinan-
der gebremst werden. Doch in der Pra-
xis funktioniert es leider nicht so. 

Problem Nr. 1: Konzerne schum-
meln und mogeln, wo sie können, um 
möglichst hohe Steuerzahlungen im 
Ausland zu melden und diese dann in 
den USA von ihren Steuern abzuset-
zen. So hinterzogen beispielsweise die 
Ölkonzerne Chevron und Texaco über 
Jahrzehnte in großem Umfang Steuern, 
bis ihnen Wissenschaftler – und nicht 
etwa überforderte Finanzbeamte oder 
Steuerprüfer – im Rahmen einer langen 
Recherche eher zufällig auf die Schli-
che kamen. 

Der Trick funktionierte so, dass die 
gemeinsame Tochterfirma Caltex in In-
donesien systematisch zu viele Steuern 
zahlte (mit Hilfe der Transferpreisme-
thode kamen in Wirklichkeit die Mut-
terkonzerne in gewinn- und damit steu-
ermindernder Weise für die Zahlungen 
auf). Der indonesische Staat revan-
chierte sich für die Extrasteuereinnah-

men, indem er Caltex weit mehr Öl für 
die Weiterleitung an Chevron und Te-
xaco zuschob, als nach den Förderver-
trägen vorgesehen war. D.h. in Wirk-
lichkeit kaufte die Ölfirma für das Geld 
zusätzliches Öl ein, und die Bezahlung 
wurde nur pro forma in der Form von 
Steuern geleistet. Da aber die Caltex-
Mütter die vermeintlich in Indonesien 
gezahlten Steuern im Rahmen des An-
rechnungsverfahrens gegenüber dem 
US-Fiskus geltend machen konnten, 
konnten sie ihre Steuerschuld zwischen 
1970 und 2000 insgesamt um satte 
3,25 Mrd. US$ reduzieren (Gramlich 
2004). Bei einem ähnlichen Manöver 
wurde jüngst die Ölservicefirma Halli-
burton erwischt, als sie in Nigeria hin-
terzogene Steuern daheim in den USA 
steuerlich geltend machen wollte (siehe 
Kasten »Steuertricks in Entwicklungs-
ländern«).

Problem Nr. 2: Die US-Konzerne 
müssen, wie erwähnt, ihre in Niedrig-
steuerländern erzielten Gewinne in den 
USA so lange nicht nachversteuern, wie 
sie diese Gewinne nicht repatriieren, 
sondern weiter im Ausland reinvestie-
ren. Diese Methode der Steuervermei-
dung ist im Gegensatz zur vorgenann-
ten nicht einmal illegal. Eine Lösung, 
wie sie Präsidentschaftskandidat John 
Kerry vorschwebt, die Gewinne von 
ausländischen Töchtern auch dann zu 
besteuern, wenn das Geld im Ausland 
verbleibt, dürfte für kleinere Länder, 
deren langer Arm nicht in fremde Län-
der reicht, schwer umsetzbar sein. 

Großbritannien, das wie die USA 
das Wohnsitzlandprinzip anwendet, 

Theoretisch kann das in den 
USA gültige Steuersystem den 
Steuersenkungswettlauf ver-
hindern helfen. Doch in der 
Praxis fällt es Unternehmen 
leicht, die Regeln zu umgehen. 
Sie täuschen zum Beispiel hohe 
Steuerzahlungen im Ausland 
vor und setzen die angeblichen 
Zahlungen zu Hause in den USA 
von den Steuern ab. Oder sie 
lassen ihre im Ausland erzielten 
Gewinne einfach im Ausland 
und entgehen so der Nachver-
steuerung in den USA. Oder 
sie wandern gleich ganz in ein 
Steuerparadies ab – zumindest 
pro forma.
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hat dieses Problem zwar wenigstens 
teilweise eingedämmt, indem es eine 
Hinzurechnungssteuer (controlled fo-
reign corporation – oder CFC – rule) 
anwendet. Wenn im Ausland die Steu-
ersätze mehr als 25% unter dem bri-
tischen Niveau liegen, dann greift der 
britische Fiskus in jedem Fall zu, selbst 
wenn die Gewinne der Auslandstochter 
nicht repatriiert wurden. Doch auch 
diese Maßnahme hilft nur begrenzt. 
Zum einen nutzen britische Konzerne 
dann eben Investitionen in Länder, de-
ren Steuersatz nicht ganz ein Viertel 
unter dem britischen Satz von derzeit 
30% liegt und die damit nicht unter die 
CFC-rule fallen – beispielsweise Slowe-
nien. 

Oder, noch wirkungsvoller, sie in-
vestieren in Länder wie die USA, die 
wegen ihres formal hohen Steuersat-
zes ebenfalls nicht von der britischen 
Hinzurechnungsbesteuerung betroffen 
sind. Von den USA aus können die bri-
tischen Firmen dann ungehemmt in ein 
Drittland mit weit niedrigeren oder am 
besten gleich gar keinen Steuern inves-
tieren. Denn in den USA gilt das CFC-
System nicht, d.h. die im Drittland ge-
machten Gewinne brauchen nicht ver-
steuert zu werden, wenn sie nicht repa-
triiert werden. Daheim in Großbritan-
nien meldet die Firma dann wahrheits-
gemäß, dass sie in den USA brav alle 
anfallenden Gewinne – auch die, die 
in den USA gar nicht besteuert wurden 
– nach den dortigen Regeln versteu-
ert hat. So schaffte es die britische Fir-
ma Virgin Atlantic, im Jahr 2001 nur 
100.000 Pfund Steuern auf Gewinne 
von 45,5 Mio. Pfund zu entrichten, um 
dann 2002 und 2003 gar keine Steuern 
mehr zu zahlen (Murphy 2004). 

Das Wohnsitzlandprinzip hilft auch 
nicht, wenn es um die Besteuerung der 
Gewinne ausländischer Konzerne in 
Großbritannien geht. Eine Untersu-
chung der Financial Times zeigte, dass 
acht der 20 größten ausländischen Fir-
men in Großbritannien mit Hilfe der 
Transferpreis- und der Unterkapitali-
sierungsmethode so gut wie überhaupt 
keine Steuern in ihrem Gastland abführ-
ten (Financial Times 20.+21.7.2004). 
So habe etwa die Supermarktkette 
Asda, seit sie vom US-Konzern Wal-
Mart übernommen wurde, ihre Gewin-

ne von über 600 Mio. Pfund mit Hilfe 
von Zinsüberweisungen an die ameri-
kanische Mutter auf 200 Mio. Pfund 
heruntergerechnet. Die britische Toch-
ter von General Electric bringt es auf 
diese Wiese sogar dauerhaft zu steuer-
lich sehr vorteilhaften Verlusten.

Problem Nr. 3: Schließlich gibt es 
den noch viel radikaleren, aber den-
noch immer häufiger gewählten Aus-
weg, dass viele Multis nun nicht nur 
Töchter, sondern gleich ihren Hauptsitz 
in Niedrigsteuerländer verlegen. Die 
Vermutung, dass das schwierig sei, weil 
es mit einem gigantischen Umzugsauf-
wand verbunden wäre, haben Konzer-
ne wie Tyco längst widerlegt. Auch die 
Überlegung der Deutschen Bank, mit 
Hilfe einer Auslandsfusion den Haupt-
sitz in Form einer Holding ins steuer-
günstigere Ausland zu verlegen, dürfte 
ohne größere Umstände vonstatten ge-
hen. 

In Deutschland erschwerte zwar 
bislang die so genannte Wegzugsbe-
steuerung den Schein-Wegzug von Fir-
men, indem sie in diesem Fall die Auf-
deckung und Versteuerung der stillen 
Reserven vorschrieb. Doch diese Pra-
xis wurde (nach einem Urteil des Eu-
ropäischen Gerichtshofs gegen das 
entsprechende französische Gesetz im 
März 2004) von der EU-Kommission 
als wider die Niederlassungsfreiheit 
moniert. Die Bundesregierung kündig-
te daraufhin an, man wolle einer Klage 
aus dem Weg gehen und freiwillig das 
Außensteuergesetz ändern. Schließlich 
sei Deutschland keine steuerpolitische 
Festung, hieß es aus dem Finanzminis-
terium, und man werde sich dem Steu-
erwettbewerb stellen. Schon durch die 
Steuerreform waren Unternehmen üb-
rigens Wege eröffnet worden, mit for-
malen Tricks wie Einbringungen fak-
tisch ihre stillen Reserven ins Ausland 
zu verlagern und nach einer Schamfrist 
von sieben Jahren steuerfrei in Deutsch-
land zu realisieren. 

Um mit dem Wohnsitzlandprinzip 
tatsächlich Steuerflucht und Steuer-
wettlauf zu unterbinden, müssten alle 
drei genannten Schlupflöcher gestopft 
werden. Ein mehr als schwieriges Un-
terfangen, das bislang keinem der Län-
der, die das Prinzip anwenden, gelun-
gen ist (siehe auch Kapitel 9.4).

Auch Großbritannien hat mit 
dem so genannten Wohnsitz-
landprinzip Steuerflucht und 
Steuervermeidung nicht verhin-
dern können.
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Kann der Staat seine Investitionen 
nicht durch Steuereinnahmen decken, 
bleibt ihm nur die Verschuldung. Steu-
erflucht und Steuersenkungswettbe-

werb auf der einen Seite und Schulden-
krise auf der anderen stehen daher in 
einem engen Zusammenhang.

8 Entwicklungsländer im globalen 
Steuerwettbewerb

8.1 Die besondere Verwundbarkeit der Entwicklungs-
länder

Entwicklungsländer sind besonders 
verwundbar durch Steuerflucht und 
Steuervermeidung. Da viele von ihnen 
nicht über die Ressourcen verfügen, 
schlagkräftige Finanzbehörden aufzu-
bauen und die nötigen Steuerprüfun-
gen durchzuführen, fällt es multinati-
onalen Unternehmen mit ihren Heer-
scharen von Steuerexperten und Unter-
nehmensberatern relativ leicht, Steuern 
zu »sparen«. Da andererseits in armen 
Ländern die Umwälzung von Steuern 
auf Arbeit und Konsum nur sehr einge-
schränkt möglich ist, hat der Staat hier 
kaum Gelegenheiten, die dadurch ent-
stehenden Einkommensausfälle ander-
weitig auszugleichen. 

Schätzungen gehen davon aus, dass 
den Entwicklungsländern durch Steu-
ervermeidung Einnahmen verloren ge-
hen, die vermutlich noch über den Zu-
flüssen aus Entwicklungshilfe liegen 
(Tax Justice Network 21.3.2003). Die 
Brasilianische Zentralbank meldete, 
dass 2001 netto rund 4 Mrd. US$ al-
lein in die beiden Steueroasen Bahamas 
und Cayman-Inseln überwiesen wur-
den (Friedrich-Ebert-Stiftung 2003). In 
Ecuador trug die Kapitalflucht Ende 
der 90er Jahre zu einer massiven Fi-
nanzkrise bei. Die Banken des Lan-
des wurden gerettet – die Sozialaus-
gaben fielen 1999 binnen eines Jahres 
von 36% auf 29% des Jahresbudgets 
(ibid.).

Allein die Verfügbarkeit von Steuer-
oasen dürfte in Ländern mit schwach 
ausgeprägtem Justizsystem das Pro-
blem der Korruption noch verschärfen. 
So vermutet die Weltbank, dass die 
Kosten für von ihr finanzierte Straßen-
bauprojekte in Indonesien durch fällige 
Schmiergelder um 30% in die Höhe ge-
trieben wurden. Während dieses Geld 
sofort in Steueroasen abfloss, müssen 
die Indonesier dadurch fast ein Drittel 
höhere Kredite als nötig für diese Stra-
ßen abstottern (Komisar 2003). 

Kapitalabflüsse aus Entwicklungs-
ländern beliefen sich laut Weltbank 
(World Development Finance 2002) 
zwischen 1980 und 1999 auf 1,244 
Bio. US$ oder pro Jahr durchschnitt-
lich 622 Mrd. US$. Das entspricht fast 
einem Fünftel des gesamten Bruttoin-
landsprodukts dieser Länder von 1999 
oder knapp einem Zehntel der inlän-
dischen Ersparnisse der Entwicklungs-
länder in diesen zwei Jahrzehnten. Al-
lerdings sagt die Zahl nichts darüber 
aus, wie viel davon in Steueroasen floss. 
Klar ist, dass ein Viertel der Abflüsse 
aus den Schwellenländern Direktinves-
titionen und offizielle Portfolioinves-
titionen im Ausland waren; die restli-
chen 75% führt die Weltbank bezeich-
nenderweise als »Sonstige« und »fal-
sche oder fehlende Angaben«.

Während die internationalen 
Organisationen genauestens 
über die Schulden der Entwick-
lungsländer informiert sind, 
liegen über Steuereinnahmen 
und Steuerflucht kaum Daten 
vor. Schätzungen zufolge gehen 
dem Süden höhere Summen 
durch Steuervermeidung ver-
loren, als an Entwicklungshilfe 
dorthin fließt.
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Während es unumstritten sein dürf-
te, dass die Existenz von Steueroasen 
fast immer von Nachteil für Entwick-
lungsländer sein dürfte (mit Ausnahme 
der wenigen, die sich selbst als solch 
eine Steueroase profilieren), ist die 
Wirkung des ganz normalen globalen 
Steuerwettbewerbs auf ärmere Länder 
nicht so eindeutig. 

Klar ist zwar, dass durch den Steuer-
wettbewerb die Steuersätze in Entwick-
lungsländern sinken. So fiel der durch-
schnittliche Steuersatz, den in Entwick-
lungsländern operierende Tochterge-
sellschaften von US-Konzernen zahlen, 
zwischen 1983 und 1996 von 54% auf 
nur mehr 28% (Oxfam 2000). Nicht 
so klar ist, ob dadurch diese Länder 
auch tatsächlich rückläufige Steuerein-
nahmen aufweisen. 

Einige Steuerexperten argumentie-
ren nämlich, dass es gerade die Ent-
wicklungsländer sind, die vom Steu-
erwettbewerb profitieren, da niedrige 
Steuern oft ihre beste – und mangels 
ausreichender Haushaltsmittel für an-
dere Subventionen einzige – Chance 
sind, ausländische Investitionen anzu-
ziehen. So bietet China ausländischen 
Konzernen eine Rückerstattung von 
40% der gezahlten Steuern, wenn der 
Gewinn im Land reinvestiert wird. In-
dien stellt Gewinne ausländischer Un-
ternehmen in der Tourismusbranche 
frei, sofern diese dafür Devisenein-
nahmen ins Land bringen (UNCTAD 
2000). 

Je mehr Investoren im Land aktiv 
sind, desto mehr Steuern fließen dem 
Fiskus im Prinzip zu. Und selbst wenn 
die Investoren im Gastland dann nur 
minimale Steuern zahlen, so ist die 
Hoffnung, dass dennoch Arbeitsplät-
ze geschaffen werden, günstigstenfalls 
Know-how transferiert wird oder der 
Zukauf von Rohstoffen und lokalen 
Vorprodukten zusätzliche Einnahmen 
bringt. Auch dies würde mittelfristig 
zu steigenden Steuereinnahmen führen 
(siehe Biswas 2002). Wenn das betref-
fende Land dann in der wirtschaftli-
chen Entwicklung aufgeholt hat, kön-
ne es immer noch die Steuern wieder 
anheben – so geschehen zum Beispiel 
in Singapur, das die Steuererleichterun-
gen für Investoren in technologischen 

Schlüsselbranchen in den vergangenen 
Jahren zurücknahm.

Doch scheint diese Hypothese all-
zu optimistisch. So ist für die Entwick-
lungsländer oft nicht feststellbar, bis 
zu welchem Grad Steueranreize sich in 
volkswirtschaftlichen Nutzen überset-
zen lassen, und ab wo die Auslandsin-
vestoren, die sowieso investiert hätten, 
einfach nur unverdiente »windfall pro-
fits« einstreichen. Auf Grund des Wett-
bewerbs um Investoren und der Er-
pressbarkeit vieler dieser Länder dürfte 
der Anteil der windfall profits, denen 
kein zusätzlicher Nutzen für das Land 
mehr gegenüber steht, recht hoch sein. 

Eine Untersuchung der Unterneh-
mensberatung McKinsey über die Fis-
kalpolitik der Schwellenländer China, 
Brasilien, Indien und Mexiko ergab 
vielmehr, dass der Steuerwettlauf mehr 
Nachteile als Vorteile bringt: »Belieb-
te Anreize wie Steuerbefreiungen, fi-
nanzielle Subventionen oder kostenlo-
ses Land haben oft nur dazu geführt, 
den Wert von Investitionen zu min-
dern, die ohnehin getätigt werden wür-
den.« (Farrell 2004) Gleichzeitig sei in 
den meisten Fällen nicht erkennbar ge-
wesen, dass die Anreize das Investiti-
onsvolumen nennenswert oder in sinn-
voller Weise beeinflusst hätten. Durch 
die Steueranreize aber entstünden nicht 
nur Einnahmeausfälle, sondern über-
dies auch noch hohe administrative 
Kosten. 

Als ein Beispiel führt McKinsey Bra-
silien an. Durch hohe Anreize für in-
ternationale Konzerne sei es der Regie-
rung gelungen, Manaus in ein Zentrum 
der Produktion von Unterhaltungs-
elektronik zu verwandeln. Aber die ab-
geschiedene Lage mitten im Amazo-
nasbecken führt zu einem fünfprozen-
tigen Aufschlag auf die Transportkos-
ten. Zugleich erhöhen sich die Kosten, 
weil wegen der extrem langen Liefer-
zeiten überdurchschnittlich viele Tei-
le auf Lager gehalten werden müssen. 
Die Unternehmensberater stellen Chi-
na als Positivbeispiel dagegen, das aus-
ländische Investoren weniger durch 
Steuervorteile lockt, als vielmehr durch 
gut ausgebildete Arbeitskräfte und eine 
gute Infrastruktur. 

8.2 Steuerwettbewerb als Chance für Entwicklungs-
länder?

Dass Entwicklungsländer vom 
Steuerwettbewerb profitieren, 
indem sie durch niedrige Steu-
ern Investoren anziehen, ist ein 
Mythos. Selbst die Unterneh-
mensberatung McKinsey sieht 
in zu niedrigen Steuern mehr 
Nach- als Vorteile.
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Überdies sind Entwicklungslän-
der genauso bedroht durch den Steu-
ersenkungswettlauf wie Industrielän-
der. Südafrika beispielsweise sorgt sich, 
dass das gar nicht weit entfernt liegen-
de Mauritius Unternehmen mit Kör-
perschaftsteuersätzen von teilweise nur 
1,5% oder in bestimmten Branchen 
völliger Steuerbefreiung lockt, wäh-
rend Unternehmen in Südafrika mit 
30% zur Kasse gebeten werden (Fried-
rich-Ebert-Stiftung 2003). Das erinnert 
an die Sorgen Deutschlands gegenüber 
seinen östlichen Nachbarn – nur dass 
die Differenz der Zinssätze noch extre-
mer ist.

Mangels eigener wirtschaftlicher 
Potenz sind Entwicklungsländer zu-
dem noch erpressbarer als die meisten 
Industrieländer. So konnte der Berg-

baukonzern Anglo American die sam-
bische Regierung so weit unter Druck 
setzen, dass diese einer Senkung des 
Körperschaftsteuersatzes von üblicher-
weise 35% auf 25% zustimmte, um die 
Übernahme der Konkola-Kupfermine 
durch den Konzern nicht zu gefährden 
(Oxfam 2000). Die Mine wurde 2002 
übrigens trotzdem geschlossen, was 
das Land in eine ökonomische und so-
ziale Krise stürzte. 

Zusätzlich zu den Problemen des 
Steuerwettbewerbs leiden viele Ent-
wicklungsländer unter ihrer gerin-
gen administrativen Kapazität, Steu-
ern auch einzutreiben, vor allem wenn 
Korruption im Spiel ist. So weist die 
Oxfam-Studie darauf hin, dass vie-
le Länder im Süden nicht nur absolut, 
sondern auch im Verhältnis zu ihrer 

Steuertricks in Entwicklungsländern

Nigeria Die US-amerikanische Ölfirma Halliburton soll mit Hilfe von Schmiergeldern 
versucht haben, die Zahlung seiner Steuerschulden in Nigeria zu umgehen. 5 Mio. 
US$ Steuern soll der Konzern, dessen früherer Chef der US-Vizepräsident Dick Cheney 
war, im Jahr 2003 in Nigeria hinterzogen haben. Dies war ans Licht gekommen, weil 
das Unternehmen die gar nicht gezahlten Steuern trotzdem in den USA bei den dorti-
gen Finanzbehörden als steuermindernd geltend machen wollte (All Africa, 28.5.2003, 
Alexander’s Gas & Oil Connections 13.6.2003).

Vietnam In Vietnam haben die Steuerbehörden jüngst Transferpreise zu untersuchen 
begonnen. Der Regierung war aufgefallen, dass zwei Drittel aller multinationalen Kon-
zerne noch viele Jahre, nachdem sie in Vietnam investierten, Verluste meldeten. Doch 
trotz der Verluste seien dieselben Konzerne finanzkräftig genug gewesen, um ihre 
Investitionen aufzustocken. »Wir haben gute Gründe zu der Annahme, dass zumin-
dest einige von ihnen die Transferpreismethode genutzt haben, um Steuern zu hinter-
ziehen«, sagte der Leiter der für ausländische Investoren zuständigen Steuerbehörde 
in Ho-Chi-Minh-Stadt, Phan Hien Minh (Saigon Times, 21.8.2003). Ein neues Gesetz, 
das die Abgleichung firmeninterner Verrechnungspreise mit Marktpreisen vorsieht, ist 
2004 in Kraft getreten. 

China Chinesische Statistiken belegen, dass ausgerechnet die winzigen Virgin Islands 
eines der wichtigsten Herkunftsländer von Direktinvestitionen in China zu sein schei-
nen. Dahinter steht eine massive Kapitalflucht aus Hongkong und auch von den 
neuen superreichen Unternehmern in China. Diese legen ihr Kapital in Steuerparadie-
sen an und reinvestieren von da aus in China. Mit Hilfe von Transferpreisen wird dann 
der erzielte Gewinn wieder in die Steueroase verschoben – den chinesischen Steuerbe-
hörden werden anhaltende Verluste gemeldet (Tax Justice Network Newsletter, Sept. 
2003).

Mauritius Im Bemühen, eine technologische Infrastruktur zu schaffen, versucht die 
kleine Inselnation Mauritius vor allem indische Software-Unternehmen als Investo-
ren anzulocken. Solchen Unternehmen bietet die Regierung einen Steuersatz von null 
bis zum Jahr 2008. Dieses Steuerdumping mag verständlich sein, kann man doch den 
weniger entwickelten Ländern schlecht das Recht absprechen, Chancen für die Ent-
wicklung einer High-Tech-Branche zu nutzen. Doch ohne Kontrolle der Zivilgesell-
schaft drängt sich der Verdacht auf, dass hier eine Regierung vor allem dem erpresseri-
schen Druck von international agierenden Konzernen nachgab (ibid.). 

8.3 Fehlende Einnahmen für die Entwicklung

Entwicklungsländer haben oft 
noch mehr Schwierigkeiten als 
Industrieländer, fällige Steuern 
auch einzutreiben. Zudem sind 
arme Länder noch leichter er-
pressbar als reiche.
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Wirtschaftsleistung niedrigere Steuer-
einnahmen als die meisten Industrie-
länder einkassieren: In den Industrie-
ländern machen die Steuereinnahmen 
26% des Bruttoinlandsprodukts aus, 
in den gering entwickelten Ländern da-
gegen 11%. 

Diese Einnahmen aber fehlen für 
die Erfüllung staatlicher Aufgaben. 
So können Industrieländer im Schnitt 

12% ihres Bruttoinlandsprodukts für 
Gesundheitsversorgung und Bildung 
ausgeben, Entwicklungsländer dage-
gen nur 4%. Angesichts des geringen 
Sozialprodukts vieler Entwicklungs-
länder sind das pro Kopf 3251 US$ im 
Norden gegenüber 11 US$ im Süden. 
Das ist es, was fehlende Steuereinnah-
men konkret bedeuten.

8.4 Die Einnahmeverluste des Südens 

Die Auswirkungen der Steuerflucht 
und Steuervermeidung von multinatio-
nalen Konzernen auf Entwicklungslän-
der sind bisher kaum untersucht wor-
den. Lediglich die britische Organisa-
tion Oxfam hat eine konkrete Schät-
zung vorgelegt über den Umfang ent-
gangener Steuerzahlungen (Oxfam 
2000).

Im ersten Schritt wurde bei dieser 
Berechnung der Bestand an Direktin-
vestitionen in Entwicklungsländern 
untersucht. Diese hatten im Jahr 1998 
laut UNCTAD World Investment Re-
port eine Summe von 1,219 Bio. US$. 

Im zweiten Schritt wurde eine Anla-
genrendite festgestellt. Laut Weltbank 
dürften dies Renditen von 16% bis 
18% bezogen auf das investierte Kapi-
tal sein. Oxfam hält diese Angaben al-
lerdings für zu niedrig. Denn viele Un-
ternehmen weisen in ihren Bilanzen 
durch alle möglichen Tricks niedrigere 
Gewinne aus, um auf diese Weise auf 
niedrigere Steuern zu kommen. Oxfam 
setzt daher eine Anlagenrendite von 
20% an. 

Im dritten Schritt wurde ein durch-
schnittlicher Unternehmenssteuersatz 
angenommen. Hier wurde der dama-
lige OECD-Durchschnitt von 35% zu 
Grunde gelegt. KPMG zufolge unter-
scheiden sich die nominalen Durch-
schnittssteuersätze von Entwicklungs-
ländern tatsächlich nur unwesentlich 
von denen in Industrieländern.

16% Rendite bei einer Gesamtin-
vestitionssumme von 1,219 Bio. US$ 
ergeben Gewinne von 195 Mrd. US$; 
bei angenommenen 20% Rendite wä-
ren es 244 Mrd. US$. Wird daran ein 
Steuersatz von 35% angelegt, müssten 
die Entwicklungsländer also zwischen 
68,25 Mrd. US$ und 85,4 Mrd. US$ an 
Steuern einnehmen. 

Die Realität sieht anders aus. Höchs-
tens 50 Mrd. US$ kassieren Entwick-
lungsländer laut Oxfam tatsächlich pro 
Jahr von multinationalen Firmen – ein 
Fehlbetrag von bis zu 35,4 Mrd. US$. 

Doch damit nicht genug. Durch Ka-
pitalflucht in Steueroasen entgehen den 
Entwicklungsländern überdies auch 
noch Steuereinnahmen aus Kapitaler-
trägen. Oxfam nennt Schätzungen für 
das Jahr 1990, wonach Bürger in Ent-
wicklungsländern 700 Mrd. US$ außer 
Landes verbrachten und anlegten (UN-
Generalsekretär Kofi Annan nannte 
dagegen nur eine Summe von 200 Mrd. 
US$. Da aber es das Wesen von Steu-
erhinterziehung ist, illegal zu sein, sind 
genauere Schätzungen kaum möglich.). 
Geht man hier von einer durchschnitt-
lichen Rendite von 10% aus, die mit 
einer Kapitalertragsteuer von 20% be-
legt werden könnte (entsprechend ei-
nem EU-Vorschlag), dann entgehen 
den Entwicklungsländern dadurch wei-
tere 14 Mrd. US$ an Steuern. 

Unternehmen- und Kapitalertrag-
steuerausfälle zusammen summieren 
sich somit auf zwischen 32 Mrd. US$ 
und annähernd 50 Mrd. US$. Letzte-
res wäre genug Geld, um zwei Drittel 
der Kosten abzudecken, die laut Welt-
bank für eine medizinische Grundver-
sorgung der Bevölkerung in den Ent-
wicklungsländern nötig wären.

Auf Grund der äußerst mangelhaften 
Datenlage ist eine Aktualisierung dieser 
Studie schwierig. Das Tax Justice Net-
work plant eine Neuauflage bis Som-
mer 2005. Für das Jahr 2002, das Letz-
te, für das Daten vorliegen, lässt sich 
festhalten, dass der Bestand an Direkt-
investitionen in Entwicklungsländern 
auf 2,34 Bio. US$ angewachsen ist. 
Der durchschnittliche Steuersatz in 
der OECD hat sich auf 33% vermin-

Die britische Organisation 
Oxfam hat versucht abzuschät-
zen, welche Einnahmen den 
Entwicklungsländern durch 
Steuervermeidung und Steu-
erflucht tatsächlich verloren 
gehen. Die vorsichtige Antwort: 
bis zu 50 Mrd. US$ im Jahr – 
genug Geld, um zwei Drittel der 
Kosten abzudecken, die für eine 
medizinische Grundversorgung 
nötig wären. 
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dert. Bei gleichen Renditeannahmen 
(16-20%) ergäben sich daraus theore-
tisch jährliche Steuereinnahmen von 
124-154 Mrd. US$. Die tatsächlichen 
Unternehmenssteuereinnahmen der 
Entwicklungsländer summieren sich 
laut IWF (2002) auf rund 130 Mrd. 
US$. Das klingt gut, doch diese Sum-
me umfasst die Steuerzahlungen nicht 
nur der aus-, sondern auch der inlän-
dischen Unternehmen. Allein von den 

ausländischen Investoren müssten die 
Entwicklungsländer aber, wie gezeigt, 
schon 124-154 Mrd. US$ bekommen. 
Dass die einheimischen Unternehmen 
so gut wie überhaupt keine Steuern ge-
zahlt haben sollen, ist keine plausib-
le Annahme, zumal diese viel weniger 
Möglichkeiten als Großkonzerne ha-
ben, ihre zu versteuernden Gewinne 
klein zu rechnen.
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Die Nationalstaaten müssen kei-
ne hilflosen Opfer der multinationa-
len Konzerne sein, die ihrerseits selbst 
oft nur vom Konkurrenzdruck Getrie-
bene sind. Es gibt eine große Zahl von 
Vorschlägen und Strategien, wie dem 
Problem des rückläufigen Beitrags von 

Konzernen zu den Staatseinnahmen zu 
begegnen ist – von systemimmanenten 
Verbesserungen auf nationaler Ebene 
bis hin zur Reform der weltweiten Be-
steuerung. Die Wichtigsten sollen im 
Folgenden vorgestellt werden.

9 Was tun?

9.1 In Deutschland 

Transparenz und demokratische 
Kontrolle herstellen

In Deutschland ist das Thema Steu-
erflucht privater Anleger nach Luxem-
burg und in die Schweiz schon länger 
in der politischen Diskussion. Doch 
um die ganz normale Steuervermei-
dung von Konzernen ist es erstaunlich 
still. Selbst nach der kurzen Aufregung 
um den vermeintlichen Ausrutscher 
Vodafone (siehe Kasten »Wie multina-
tionale Konzerne Steuern aus dem Weg 
gehen«) wiegelten Politiker schnell ab: 
alles in Ordnung mit dem deutschen 
Steuerrecht. Das deutliche Signal: Dis-
kussion nicht erwünscht. Das muss 
sich ändern.

Dass in den USA ganz anders als in 
Deutschland das Thema Steuervermei-
dung durch Konzerne zum Politikum 
sogar im Präsidentschaftswahlkampf 
geworden ist, liegt nicht zuletzt dar-
an, dass dort dank strengerer Bilan-
zierungsregeln und dank Recherche 
von politischen Initiativen und Behör-
den die Tatsachen viel bekannter sind 
als hierzulande. Dem General Accoun-
ting Office (das für den US-Kongress 
recherchiert und im April 2004 ent-
hüllte, dass gut 60% aller US-Konzer-
ne keine Steuern zahlten) oder dem Of-
fice of Management and Budget (das 
den Präsidenten berät) vergleichbare 
Forschungseinrichtungen wären da-
her ein nützliches Instrument auch für 
deutsche Politiker. Zudem gibt es in 
den USA nicht diese heilige Ehrfurcht 
vor Bank- und Steuergeheimnis, die in 

Deutschland auf Grund eines falsch 
verstandenen Datenschutzbedürfnisses 
vorherrscht, welches anscheinend die 
Daten der Wirtschaft und der Großan-
leger ohne Abwägung der daraus ent-
stehenden Kosten automatisch für be-
sonders schützenswert erachtet.

Als aller erste Maßnahme muss in 
Deutschland die notwendige Transpa-
renz hergestellt werden, die erkennen 
lässt, welche Unternehmen wo wie viel 
an Steuern zahlen. Eine öffentliche und 
politische Diskussion der Steuerproble-
matik ist nur möglich, wenn die Unter-
nehmen, die Steuern so oft als Argu-
ment für Standortentscheidungen an-
führen, dabei auch mit offenen Karten 
spielen.21 Für alle ausländischen Töch-
ter und Niederlassungen müssten zu-
dem Bilanzen veröffentlicht werden, 
aus denen hervorgeht, wie viele Ge-
schäfte konzernintern und wie viele ge-
genüber Dritten stattfanden. Die Ver-
öffentlichung dieser Zahlen würde die 
Anwendung der Transferpreismethode 
zumindest erschweren.

Zur Transparenz könnte auch bei-
tragen, die Frequenz von Steuerprü-
fungen zu erhöhen. Die finden bei gro-
ßen Unternehmen im Schnitt alle fünf, 
bei mittleren sogar nur alle zwölf Jahre 
statt. Die in Deutschland vorhandenen 
21 Eine Aufdeckung der Steuerbilanz hätte auch 

positive Auswirkungen auf die viel zitierte Cor-
porate Governance. So könnte eine ungewöhn-
lich hohe Diskrepanz zwischen Steuer- und 
Handelsbilanz ein Frühindikator sein, wenn 
mit den Büchern etwas nicht stimmt. Zumin-
dest die Erfahrungen aus dem Fall Enron drän-
gen diese Vermutung auf.

Mehr Transparenz und Aufklä-
rung sind ein erster Schritt da-
hin, die Steuervermeidung der 
Konzerne anzugehen.
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11.000 Betriebsprüfer sammelten 2002 
zusätzlich 13 Mrd. EUR ein, das sind 
fast 1,2 Mio. EUR mehr Steuern pro 
Prüfer (ver.di 2003). 

Übrigens könnte sich die Bundesre-
gierung auch in anderer Hinsicht ein 
Beispiel an den USA unter der Regie-
rung von Bill Clinton nehmen. Der sa-
nierte den Haushalt nicht nur durch 
Ausgabenkürzungen, sondern insbe-
sondere durch Steuererhöhungen vor 
allem für Besserverdienende. Wider die 
herrschende Lehrmeinung erstickten 
die Steuererhöhungen die Konjunktur 
keineswegs. Der Staat hatte dank re-
lativ hoher Kapitalertragsteuern am 
Börsenboom der 90er Jahre kräftig 
Anteil. In Deutschland wäre das gar 
nicht möglich gewesen, weil hier Ak-
tienkursgewinne jenseits der einjähri-
gen Spekulationsfrist großzügig steuer-
frei bleiben.

Steuerschlupflöcher schließen 

Außerdem ist der Wust von Ausnah-
men und Steuerschlupflöchern zu lich-
ten, der deutschen Konzernen beson-
ders günstige Verrechnungsmöglich-
keiten bietet. Dazu gehört die steuerli-
che Organschaft, die die Verrechnung 
von Gewinnen und Verlusten zwischen 
Unternehmensteilen ermöglicht. Nur 
wenn mehrere juristisch selbständige 
Unternehmen auch faktisch eine wirt-
schaftliche Einheit mit gemeinsamen 
Zielen bilden, macht es Sinn, dass sie 
auch ihre Gewinne und Verluste steu-
erlich zusammenfassen können. In den 
USA etwa muss der Organträger min-
destens 80% der Anteile an den Ge-
sellschaften der Organschaft halten. 
Deutschland fordert nur eine mehr als 
50%ige Beteiligung. Der Nachweis, 
dass die Mitglieder der Organschaft 
eine wirtschaftliche und organisatori-
sche Einheit bilden, ist sogar weggefal-
len. Wenigstens diese Vereinfachungen 
müssen rückgängig gemacht werden. 

Ebenso müssen die Verlustvorträge 
aus früheren Jahren stärker begrenzt 
werden, als das die Anfang 2004 in 
Kraft getretene Neuregelung vorsieht. 
Diese stellt wenigstens sicher, dass nur 
noch Verluste von bis zu einer Mio. 
EUR in späteren Jahren voll von der 
Steuer abgesetzt werden können. Von 
den darüber hinaus gehenden Gewin-
nen muss das Unternehmen künftig 
40% versteuern, d.h. es kann auf die-

se Weise seine Steuern nicht mehr auf 
null reduzieren. Insofern kommt die-
se Maßnahme einer indirekten Min-
deststeuer gleich. SPD-Parteichef Franz 
Müntefering hat bereits eine Anhebung 
auf wenigstens 50% gefordert.22 Dies 
allein bedeutet aber nur eine zeitliche 
Streckung der Verlustanrechnung. Zu 
fordern ist aber eine zeitliche Begren-
zung etwa auf fünf Jahre wie in vielen 
anderen Ländern üblich. 

Aufwendungen für Auslandsbeteili-
gungen, deren Gewinne in Deutschland 
nicht versteuert werden, dürfen nicht 
länger steuerlich abzugsfähig sein. 

Zudem muss die zu Anfang 2002 
abgeschaffte Besteuerung von Gewin-
nen aus der Veräußerung von Unter-
nehmensanteilen wieder eingeführt 
werden. Auch der Vodafone-Skandal 
zeigt die Bedeutung dieser Maßnahme: 
Die Anteilseigner, die ihre Mannes-
mann-Aktien an Vodafone verkauften 
– darunter die Allianz –, strichen sat-
te Gewinne ein, die sie nicht versteuern 
mussten. Die damalige Aktienkursstei-
gerung kam also allein den Aktionä-
ren zugute. Die Verluste durch die an-
schließend vorgenommene Wertberich-
tigung möchte der Mobilfunkkonzern 
dagegen, indem er sie von der Steu-
er absetzt, voll auf die Allgemeinheit 
überwälzen. 

Die Wertberichtigung ist daher ein 
weiteres Thema für Reformen. Es ist 
nicht einzusehen, dass ein rein bilanzi-
eller Wertverlust des Vermögens sofort 
zu einem Steuerabzug führen soll. Dies 
sollte erst bei einem Verkauf an Dritte 
geschehen, wenn der Wertverlust, der 
ja möglicherweise nur zeitlich begrenzt 
ist, realisiert wird. 

Übrigens würde eine Vereinfachung 
des Steuerrechts nebenher auch zu ho-
hen Kosteneinsparungen für die Unter-

22 Der Chef des Bundesverbandes der deutschen 
Industrie, Michael Rogowski, reagierte auf 
entsprechende Forderungen des SPD-Finanzex-
perten Joachim Poß mit den Worten: »Bisher 
galt, dass nur Gewinne besteuert werden; Herr 
Poß will Scheingewinne besteuern.« (Berli-
ner Zeitung 22.6.2004) Ein wenig schwer fällt 
es schon, sich vorzustellen, wie ein deutscher 
Konzern gegenüber seinen Aktionären auf der 
Hauptversammlung dann nach Rogowskis Lo-
gik die Rückkehr in die Gewinnzone darstel-
len müsste. Vielleicht so: »Meine Damen und 
Herren, verkneifen Sie sich den Applaus, wir 
wissen ja alle, dass das nur Scheingewinne sind, 
und daher werden wir Manager selbstverständ-
lich auch auf unsere Erfolgsprämien verzich-
ten.« 

In der Bundesrepublik wäre 
schon einiges gewonnen, wenn 
der Wust von Ausnahmen und 
Schlupflöchern gelichtet würde. 
Vergünstigungen sind nur dann 
zu rechtfertigen, wenn sie an 
die Schaffung von Arbeitsplät-
zen geknüpft werden.
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nehmen führen, durch die zumindest 
ein Teil der höheren Steuerzahlungen 
ausgeglichen würde.

Wenn überhaupt irgendwelche steu-
erlichen Vergünstigungen für Unter-
nehmen erwogen werden, dann sollte 
die Beschäftigungsförderung im Vor-
dergrund stehen. Das bedeutet, pro-
duktive Investitionen sollten gezielt ge-
fördert werden – etwa durch verbesser-
te Abschreibungsmöglichkeiten für In-
vestitionsgüter. 

Wertschöpfung an der Quelle 
besteuern

Bislang werden Dividenden, Zin-
sen und Lizenzgebühren in dem Staat 
versteuert, in dem der Empfänger sitzt, 
denn dieser Staat will verständlicher-
weise am Reichtum des Kapitalgebers 
teilhaben. Nur die verbleibenden Un-
ternehmensgewinne werden in dem 
Staat versteuert, in dem sich die Pro-
duktionsstätte befindet. Doch im Zeit-
alter der Globalisierung, die die grenz-
überschreitende Verschiebung von Ge-
winnen und bei Bedarf die Verlegung 
der ganzen Firma ermöglicht, funktio-
niert dieses klassische System nicht 
mehr, sondern ist eine Einladung zur 
Steuervermeidung. 

Gerade bei international tätigen 
Konzernen sollte die gesamte im Inland 
erwirtschaftete Wertschöpfung künftig 
an der Quelle besteuert werden – un-
abhängig davon, ob der Eigentümer 
des Betriebs im In- oder Ausland sitzt 
und ob die Erträge mit Fremd- oder Ei-
genkapital erwirtschaftet wurden. D.h. 
es müssen dann nicht nur die Gewin-
ne versteuert werden, sondern im Ge-
gensatz zur bisherigen Regelung auch 
die abgeführten Lizenzgebühren und 
Schuldzinsen. Denn auch diese sind 
ja nichts anderes als Erträge, die der 
Betrieb erwirtschaftete, nur eben aus 
Fremdkapital. Diese Maßnahme wür-
de die Anwendung der Fremdfinanzie-
rungsmethode (siehe Kapitel 2.3) sinn-
los werden lassen.

Mindeststeuer einführen

Für Unternehmen muss wenigstens 
auf nationaler Ebene eine Mindeststeu-
er eingeführt werden, die es ihnen un-
möglich macht, ihre Steuern durch ge-
schicktes Ausnutzen von Vergünstigun-
gen und Schlupflöchern auf null zu re-

duzieren, obwohl sie Gewinne machen. 
Die Beschränkung der Verlustvorträge 
(siehe oben: Steuerschlupflöcher schlie-
ßen) ist wenigstens ein erster Schritt 
dahin, dass Steuern nicht mehr so ein-
fach auf null heruntergerechnet wer-
den können. Nun muss eine vergleich-
bare Regelung auch für andere Arten 
der Gewinnverrechnung, die wie bei-
spielsweise die Organschaft eine Re-
duktion der Steuerlast auf null ermög-
lichen, eingeführt werden. 

Hohe Einkommen und Kapital-
erträge stärker besteuern

Ergänzt werden sollten diese Maß-
nahmen erstens durch eine stärkere 
Progression bei den Einkommensteu-
ern, um Bezieher von besonders ho-
hen Einkommen wie die oft obszön 
gut bezahlten Top-Manager von Groß-
unternehmen stärker zur Kasse zu bit-
ten. Dies würde nicht nur zusätzliche 
Einnahmen für den Fiskus bringen, es 
würde es auch für Unternehmen unin-
teressanter machen, ihre Einnahmen in 
Form von Gehalt und Prämienzahlun-
gen auf ihre Manager umzuverteilen 
und so ihre Gewinne und damit Steu-
ern zu reduzieren. 

Zweitens müssen Kapitalerträge hö-
her besteuert werden. Es ist nicht ein-
zusehen, dass die formalen Eigner eines 
Unternehmens, also die Aktionäre, nur 
in geringem Maß an den Kosten für 
staatliche Leistungen beteiligt werden, 
die schließlich wiederum »ihrem« Un-
ternehmen und damit ihren Erträgen 
zu Gute kommen. Eine wenigstens eu-
ropaweite Harmonisierung der Kapi-
talertragsteuern ist dann umso nötiger, 
um die Steuerflucht nach Luxemburg 
oder in die Schweiz einzudämmen.

Genau wie in den USA müssen nicht 
nur Dividenden, sondern insbesondere 
auch die bei einem Verkauf von Aktien 
durch Kurssteigerungen erzielten Ge-
winne von den Steuern erfasst werden. 

Die aber sind in Deutschland nach Ab-
lauf der einjährigen Spekulationsfrist 
steuerfrei. Kaum noch jemand inves-
tiert aber allein auf Grund hoher Di-
videnden; einige sehr erfolgreiche Un-
ternehmen vor allem im Technologie-
sektor schütten gar keine Dividenden 
mehr aus. Hingegen tun Unternehmen 
alles, um ihre Aktienkurse in die Höhe 
zu treiben. Da sie dabei auch die öf-
fentliche Infrastruktur nutzen, sollten 

Das nationale Steuersystem 
muss der Globalisierung besser 
Rechnung tragen. Eine Min-
deststeuer ist zwar keine hinrei-
chende Maßnahme, um Steuer-
vermeidung zu verhindern, aber 
dennoch ein notweniger erster 
Schritt.
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die resultierenden Kurssteigerungen 
von der Steuer erfasst werden.

Die eigentliche Besteuerung der Un-
ternehmensgewinne wird damit stärker 
an den Punkt verlagert, wo die Gewin-
ne Individuen – den Managern und An-
teilseignern des Unternehmens – zuflie-
ßen. Dafür spricht auch ein steuersys-
tematisches Argument: Unternehmen 
wälzen ihre Kosten, auch die Steuern, 

ohnehin so weit wie möglich um auf 
die Kunden (durch höhere Preise), die 
Beschäftigten (durch niedrigere Löhne) 
und ihre Anteilseigner (durch geringe-
re Gewinnausschüttungen). Sinnvoller 
wäre es, gezielt Steuern von Anteils-
eignern und den Beschäftigten mit ho-
hen Einkommen zu erheben und damit 
Lohnabhängige und Verbraucher zu 
entlasten. 

9.2 International

Internationaler Informations-
austausch 

Wie bei anderen durch die neoli-
berale Globalisierung aufgeworfenen 
Problemen zeigt sich auch in der Fra-
ge der Konzernbesteuerung, dass die 
nationalstaatliche Regulierung mit der 
Internationalisierung der Wirtschaft 
nicht Schritt gehalten hat. Um es mit 
dem grenzenlos mobilen Kapital auf-
nehmen zu können, müssen auch die 
Steuerbehörden über die nationalen 
Grenzen hinaus denken. Transparenz 
ist der größte Feind der Steueroasen 
und Steuerverkürzer. 

Ein erster Schritt sind internationa-
le Abkommen über gegenseitigen In-
formationsaustausch, sodass es Kon-
zernen weniger leicht fällt, Staaten ge-
geneinander auszuspielen. In begrenz-
tem Umfang versucht dies bereits die 
OECD, aber nur in Hinblick auf Steu-
eroasen, und die EU in Hinblick auf 
private Kapitalerträge. In jedem Fall 
muss der Informationsaustausch, der 
in Europa ab 2005 für Zinseinkünfte 
von Privatpersonen gelten soll, auf alle 
Arten von Kapitaleinkünfte ausgedehnt 
werden. 

International einheitliche Regeln 
über die Erstellung von Steuerbilanzen 
sind darüber hinaus sinnvoll, um die 
grenzüberschreitend ausgetauschten 
Daten vergleichbar zu machen. 

Unterstützenswert ist in diesem Zu-
sammenhang eine gemeinsame Initia-
tive von Mitarbeitern der OECD, des 
IWF und der Weltbank vom März 
2002 für einen internationalen Dialog 
über Steuerfragen. Nationale Steuerbe-
hörden aus Nord und Süd und interna-
tionale Organisationen sollen demnach 
kooperieren, um den durch die Globa-

lisierung eingeschränkten steuerpoli-
tischen Handlungsspielraum der Re-
gierungen wieder auszuweiten (www1.
worldbank.org/publicsector/tax/dia-
logue.htm). 

Am Ende eines solchen Prozesses 
könnte im Idealfall dann ein multila-
terales Abkommen stehen, in dem sich 
alle Staaten auf die Abschaffung unfai-
rer Steuerpraktiken verpflichten. 

Internationale Standards für 
Steuersätze und Bemessungs-
grundlagen 

Internationale Mindeststandards für 
die Festlegung der Steuersätze und Be-
messungsgrundlage sowie für die Be-
rechnung von Transferpreisen können 
anders als rein nationale Regelungen 
durch globale Konzerne weniger leicht 
unterwandert werden, da keine Flucht 
vor ihnen mehr möglich ist. Unbedingt 
nötig ist es in einem solchen Fall, die 
Steuersätze und die Bemessungsgrund-
lagen gleichzeitig zu harmonisieren. 
Denn wenn nur die Steuersätze verein-
heitlicht würden, würde sich der Steu-
erwettbewerb eben auf die Anwendung 
der Bemessungsgrundlagen verschie-
ben und vice versa. Eine Harmonisie-
rung der Bemessungsgrundlagen, wie 
von den EU-Finanzministern jetzt er-
wogen, ist daher ein sinnvoller, aber 
längst noch nicht hinreichender Schritt. 
Doch ist auch die Einführung von Min-
deststeuersätzen nicht ohne Gefahren: 
Der globale Steuerwettbewerb könn-
te dazu führen, dass sich recht schnell 
auch alle Staaten mit höheren Steuer-
sätzen an die Minimalstandards nach 
unten anpassen müssen. Die Mindest-
steuer darf daher nicht zu niedrig ange-
setzt werden.

Ein internationaler Informati-
onsaustausch würde es Kon-
zernen erschweren, Staaten 
gegeneinander auszuspielen. 
Darauf aufbauend müsste ein 
internationaler Dialog über 
Unternehmensbesteuerung 
stattfinden. Ziel ist es, zu inter-
national einheitlichen Regeln 
zu kommen, so dass Konzernen 
die Möglichkeit der Abwande-
rung ins Ausland oder die Dro-
hung damit genommen wird. 
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Auf EU-Ebene ist eine Mindeststeu-
er von 30% zu fordern. Diese Zahl er-
scheint für heutige Verhältnisse hoch, 
ist aber mitnichten radikal. Vor kaum 
mehr als einem Jahrzehnt, im Jahr 
1992, hatte der hochrangige Ruding-
Ausschuss der EU genau dies vorge-
schlagen. 30% ist übrigens auch das 
Niveau, das Attac und ver.di (2004) in 
ihrem gemeinsamen Konzept für eine 
»Solidarische Einfachsteuer« ansetzen. 

Internationale Steuerbehörde 

Während Preisdumping im Inland 
durch das Wettbewerbsrecht und auf 
dem Weltmarkt durch die Regeln der 
WTO unterbunden wird, gilt Steu-
erdumping als völlig legitim. Um das 
zu ändern, müssen internationale Re-
geln für den Steuerwettbewerb her. 
Und ähnlich wie es für die Setzung und 
Einhaltung der Regeln innerhalb des 
Zoll- und Handelsabkommens eine ei-
gene Organisation gibt, die WTO, soll-
te es eine Regulierungsstelle für den in-
ternationalen Steuerwettbewerb geben: 
eine internationale Steuerbehörde. 

Diese muss nicht die nationalen Fi-
nanzämter ersetzen, denn das dürfte 
wenig praktikabel sein. Zu ihren Auf-
gaben würde es vielmehr gehören, re-
gulierend in den Steuerwettbewerb ein-
zugreifen und Steuerdumping zu ver-
hindern. Sie müsste die Einhaltung in-
ternationaler Abkommen überprüfen, 
den Informationsaustausch koordinie-
ren und den nationalen Finanzämtern 
bei Bedarf Hilfestellungen geben. 

Die Behörde könnte auch als eine Art 
Ersatz-Finanzamt einspringen, wenn 
sich nationale Regierungen weigern, in 
Offshore-Zentren Steuern zu erheben. 
Allein die Drohung, dass dort gepark-
tes Kapital spätestens beim Verlassen 
der Steueroase einer internationalen 
Besteuerung unterliegen würde, dürfte 
schon dafür sorgen, dass das Interesse 
der jeweiligen Regierung wächst, selbst 
Steuern zu erheben. 

Wie viele andere internationale Or-
ganisationen, die über keine Sanktions-
möglichkeiten verfügen, dürfte aller-
dings auch eine solche Steuerorganisa-
tion ein zahnloser Tiger bleiben, wenn 
ihr nicht Instrumente wie Auflagen, 
Verbote und das Verhängen von Stra-
fen an die Hand gegeben werden.

Träumerei? Eine Steuerexperten-
gruppe des Wirtschafts- und Sozial-

rats bei den Vereinten Nationen schlug 
schon Ende 2003 die Gründung einer 
entsprechenden neuen UN-Unterglie-
derung vor. Zuvor hatte bereits Uno-
Generalsekretär Kofi Annan die Idee 
geäußert, die bestehende ad-hoc-Steu-
erexpertengruppe in eine permanente 
zwischenstaatliche Institution oder in 
eine UN-Kommission umzuwandeln. 

Dies ist allein schon deswegen wün-
schenswert, damit nicht die OECD die 
einzige Organisation bleibt, die sich in-
ternational um Steuerfragen kümmert. 
Eine Bevormundung der restlichen 
Welt durch die 30 Industrieländer der 
OECD ist nicht zu rechtfertigen. 

Steueroasen austrocknen

Eigentlich ist es fast erstaunlich, dass 
es klassische Steueroasen noch gibt. Es 
wäre nämlich ein (relativ) Leichtes, sie 
auszutrocknen; da müssten nicht ein-
mal alle Länder kooperieren. Steuero-
asen können schließlich nur gedeihen, 
wenn sie an die internationalen Finanz-
märkte angeschlossen sind. Die Dro-
hung, die Verbindung zu den Märkten, 
in denen die tatsächlichen Finanztrans-
aktionen stattfinden – London, New 
York, Tokio und einige andere – zu 
kappen, müsste eigentlich genügen, die 
Steueroasen zum Einlenken zu bringen. 
Das wissen die Steueroasen auch. Fast 
alle waren daher schnell bereit zu koo-
perieren, als die OECD ein paar halb-
herzige Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Steueroasen einleitete (siehe Kapi-
tel 3.3).

Unabhängig davon kann aber auch 
schon auf nationaler Ebene mit ersten 
Maßnahmen begonnen werden. Als 
erstes sollten die Doppelbesteuerungs-
abkommen mit Steuerparadiesen ge-
kündigt werden.23 Die deutsche Hin-
zurechnungsbesteuerung, die speziell 
auf Anlagen in Niedrigsteuerländern 
ausgerichtet ist und bei der neuerdings 
Doppelbesteuerungsabkommen nicht 
mehr zu Ausnahmen führen, sollte un-
bedingt ausgebaut werden (siehe Kapi-
tel 2.1). Sie ist übrigens ein gutes Bei-
spiel dafür, dass Regierungen bei der 
Bekämpfung von Steuervermeidung 

23 Auch die Bundesrepublik unterhält mit eini-
gen Steuerparadiesen Doppelbesteuerungsab-
kommen. Nicht nur die Schweiz oder Irland 
befinden sich darunter, sondern selbst von der 
OECD angeprangerte Länder wie Malta, Mau-
ritius oder Liberia.

Die Instrumente, um Steuero-
asen das Handwerk zu legen, 
gibt es. Was fehlt, ist der politi-
sche Wille dazu.
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nicht auf internationale Koordinierung 
warten müssen. 

Ein zweiter Schritt wäre dann, sol-
chen Ländern, die ihrerseits mit Steu-
eroasen Abkommen haben, zumindest 
mit der Kündigung von Doppelbesteu-
erungsabkommen zu drohen. Denn 
andernfalls wäre es für Konzerne ein 
Leichtes, ihre Gewinne über ein Dritt-
land, mit dem noch ein Abkommen be-
steht, in Steueroasen zu verschieben. 

In den Industrieländern, in denen 
fast alle große Banken ansässig sind, 
müssen die Bankenaufsichtsbehörden 
durch entsprechende Vorschriften da-
für sorgen, dass diese Banken nicht 
länger die Kapitalflucht aus Entwick-
lungsländern organisieren. 

Die einfachste und zugleich wohl 
durchschlagendste Methode, Kapital- 
beziehungsweise Steuerflucht zu unter-
binden, wäre die Einführung internati-
onaler Steuernummern. Dann könnte 

beispielsweise eine US-Bank dazu ge-
zwungen werden, den argentinischen 
Steuerbehörden Meldung über die Ka-
pitaleinkünfte argentinischer Steuer-
bürger in den USA zu machen – so wie 
es die US-Banken für US-Bürger gegen-
über dem US-Finanzamt bereits tun 
müssen. Wäre solch ein System inter-
national in Kraft, wären die USA kei-
ne Steueroase für Ausländer mehr, und 
Argentinien wäre wahrscheinlich die 
Zahlungsunfähigkeit erspart geblie-
ben. Da solch ein internationales Steu-
ernummersystem allerdings leicht mit 
dem Datenschutz kollidiert, sollte es 
nur eine Notmaßnahme sein. Interna-
tionale Abkommen wären vorzuzie-
hen, die zumindest eine Abführung von 
Quellensteuern auf alle Erträge (Ge-
winne oder Zinsen) vorsehen, so wie es 
für Privatkonten die EU derzeit mit der 
Schweiz anstrebt.

9.3 Auf Konzernebene

Ethik-Kodizes 

Codes of Conduct sind allenfalls ein 
sehr bescheidenes Mittel zur Verbesse-
rung der Zahlungsmoral der Unterneh-
men. Ihr Nutzen liegt eher darin, dass 
sie ein wichtiger Ansatz für die Öffent-
lichkeitsarbeit sein können. So kann 
die Anti-Sweatshop-Bewegung das Ma-
nagement großer Bekleidungshersteller 
wie etwa Nike immer wieder an deren 
eigenen Verhaltenskodizes messen. 

Ein anderes Beispiel ist der Corpo-
rate-Governance-Kodex der Bundes-
regierung. Unternehmen müssen sich 
zwar nicht an diesen Transparenz-Ko-
dex halten, aber wenn sie es nicht tun, 
müssen sie diese Tatsache gegenüber 
der Öffentlichkeit darlegen und be-
gründen. Da dies unter PR-Gesichts-
punkten eher ungünstig ist, besteht ein 
gewisser Druck, sich den in dem Kodex 
aufgeführten Offenlegungspflichten zu 
unterwerfen.

Warum sollte es da keinen durch 
Sanktionsmöglichkeiten scharf ge-
machten Steuerzahler-Kodex für Un-
ternehmen geben? Darin würden diese 
sich verpflichten, bestimmte Daten aus 
ihrer Steuerbilanz und alle Geschäfts-

beziehungen mit Steueroasen publik zu 
machen. 

Sinnvoll wäre auch der Druck von 
Seiten ethischer Investmentfonds, die 
neben Aspekten wie Umwelt, Sozial-
standards, Rüstung auch die Steuermo-
ral von Unternehmen als Anlagekriteri-
um einführen sollten.

Publish What You Pay 

Nachdem bekannt wurde, dass der 
US-Ölkonzern Halliburton in Nigeria 
durch Bestechung 5 Mio. US$ Steu-
ern zu hinterziehen versuchte, reagier-
ten zehn zumeist britische Investment-
fonds im Mai 2003 mit einem Aufruf: 
Die Fonds, darunter ISIS Asset Ma-
nagement und Dresdner RCM, forder-
ten multinationale Unternehmen dazu 
auf, alle Zahlungen an Regierungen of-
fen zu legen. »Legitime Zahlungen wie 
Steuern und Gebühren für Lizenzen 
oder Förderrechte können auf Grund 
ihrer Größe und ihrer vertraulichen 
Handhabung Missbrauch Tür und Tor 
öffnen und Korruption, Armut und 
Konflikte in Entwicklungsländern för-
dern«, heißt es in dem Aufruf. Dies sei 
nicht nur aus ethischen Gründen ver-
werflich, sondern stelle auch »ein sig-

Verhaltenskodizes für Unterneh-
men sind eine sehr bescheidene 
Forderung, die aber zumindest 
für die Öffentlichkeitsarbeit wir-
kungsvoll sein kann.
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nifikantes Geschäftsrisiko« dar (Reu-
ters, 20.5.2003). Die Fondsmanager 
richten sich mit ihrer Initiative haupt-
sächlich an Öl- und Bergbaukonzerne, 
da diese Branchen gerade für viele der 
ärmsten Länder eine wesentliche Ein-
kommensquelle darstellen. 

Damit hat die NGO-Kampagne 
»Publish What You Pay« Unterstüt-
zung von unerwarteter Seite bekom-
men. Auch diese Kampagne betont, der 
»Mangel an Transparenz erleichtert 

Unterschlagung, Korruption und Steu-
erhinterziehung«. Würden die Einnah-
men, die Entwicklungsländer in Form 
von Steuern, Gebühren und anderen 
Zahlungen insbesondere von den Roh-
stoffkonzernen erhalten, transparent 
verwaltet, könnten sie einen wichtigen 
Beitrag zu Wachstum und Armutsmin-
derung beitragen (siehe dazu www.pu-
blishwhatyoupay.org/resources/info.
shtml). 

9.4 Im Steuersystem

Umstellung des Steuersystems 
auf das Wohnsitzlandprinzip 

In der Literatur wird der Vorschlag, 
vom in der Bundesrepublik gültigen 
Quellenprinzip auf das Wohnsitzland-
prinzip (country of residence princip-
le) umzusteigen, immer wieder ger-
ne als elegante Lösung des Steuerver-
meidungsproblems gehandelt. Hierbei 
werden auch die von Konzerntöchtern 
im Ausland erzielten Gewinne von der 
Steuer im Wohnsitzland der Konzern-
mutter erfasst (siehe Kapitel 7). 

Der Vorteil: Wenn nachversteuert 
wird, lohnt sich die Gewinnverschie-
bung in Niedrigsteuerländer nicht 
mehr. Entwicklungsländer müssten 
nun endlich nicht mehr die Steuersätze 
der Industrieländer unterbieten, um In-
vestitionen anzuziehen. Doch hat die-
ses System gewaltige Haken, wie unter 
anderem die USA und Großbritannien, 
wo dieses System schon jetzt gilt, erfah-
ren mussten. 

Das Wohnsitzlandprinzip kann of-
fenbar nur funktionieren, wenn drei 
Bedingungen erfüllt sind: Erstens müs-
sen auch nicht-repatriierte Gewinne 
nachversteuert werden, zweitens muss 
der Wegzug des Firmensitzes verhindert 
werden, und drittens müssen Schein-
Steuerzahlungen im Ausland, die dann 
zu Hause von der Steuer abgesetzt wer-
den, unterbunden werden. 

Auch wenn es steuerrechtliche Mit-
tel gibt, diese drei Bedingungen we-
nigstens zum Teil zu erfüllen – von der 
Hinzurechnungs- und Wegzugsbesteue-
rung bis zu mehr Steuerprüfungen und 
der Anwendung des arm’s length prin-
ciple – so würde das Steuersystem da-

durch immer noch komplexer werden. 
Je komplexer und unübersichtlicher 
die Regeln aber sind, desto zahlreicher 
die Schlupflöcher und Gelegenheiten 
zur kreativen Auslegung dieser Regeln 
– bei der die großen Buchprüfungsfir-
men gerne behilflich sind. Gerade insti-
tutionell schwache Entwicklungsländer 
können die Einhaltung der komplizier-
ten Regeln selten so gut kontrollieren, 
dass sie nicht von geschickten Konzer-
nen mit ihren großen Steuer- und Fi-
nanzabteilungen leicht umgangen wer-
den können.

In der Realität wird die Wegzugs-
besteuerung ohnehin gerade durch die 
EU-Rechtssprechung eliminiert, und 
die Hinzurechnungsbesteuerung hat 
sich im Falle Großbritanniens als nicht 
sehr schlagkräftig erwiesen (siehe Ka-
pitel 7). Von der Überlastung der Steu-
erbehörden und den Schwierigkeiten 
bei der Anwendung des arm’s length 
principle ganz zu schweigen (siehe Ka-
pitel 2.2).

Gerade für Entwicklungsländer ist 
es mangels ausreichender finanzieller 
und personeller Ausstattung der Steu-
erbehörden praktisch unmöglich zu 
verhindern, dass Unternehmen durch 
die Transferpreismethode ihre Gewin-
ne verlagern. Selbst wenn es die An-
wendung des Wohnsitzlandes in den 
meisten Industrieländern dann den 
Entwicklungsländern möglich macht, 
ihre eigenen Steuersätze festzulegen, so 
nützt dies in der Praxis wenig. Denn 
auf jede Steuererhöhung in einem Ent-
wicklungsland werden die ansässigen 
Unternehmen durch die Verschiebung 
von Gewinnen in ein Land mit niedri-
geren Steuern reagieren.

Die Frage, ob eine Umstellung 
auf das etwa in den USA und 
Großbritannien gültige Wohn-
sitzlandprinzip dem Steuersen-
kungswettlauf ein Ende bereiten 
kann, ist sehr umstritten. Steu-
erexperten in den betreffenden 
Ländern erscheint die Antwort 
eindeutig: Auch da, wo das 
Wohnsitzlandprinzip schon Re-
alität ist, ist Steuerflucht und 
Steuervermeidung keineswegs 
unterbunden worden. Zu groß 
sind die Probleme bei der prak-
tischen Umsetzung.
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Wenn aber das Wohnsitzlandprinzip 
bestenfalls eine schwierig zu bewerk-
stelligende Lösung der Probleme dar-
stellt, dann muss über einfachere Al-
ternativen nachgedacht werden. Solch 
eine Alternative ist das System der ein-
heitsmäßigen Besteuerung.

Einheitsmäßige Besteuerung

Die einheitsmäßige Besteuerung 
oder unitary taxation zielt ähnlich wie 
das Wohnsitzlandprinzip darauf ab, 
Steuervermeidung durch Gewinnver-
schiebung zu verhindern. Doch geht sie 
dabei anders vor: Die Gewinne sämt-
licher Teilgesellschaften und Töchter 
eines Konzerns werden unabhängig 
vom Standort zusammenaddiert und 
versteuert. Die auf diese Weise zusam-
mengekommenen Steuereinnahmen 
werden anschließend nach einer vor-
her festgelegten Formel auf alle Länder 
verteilt, in denen der Konzern Betriebs-
stätten oder sonstige Niederlassungen 
hat (im Fachjargon wird diese Vorge-
hensweise formulary apportionment 
genannt). Der Anteil der Gewinne, für 
den jedes der Länder Steuern kassie-
ren kann, könnte sich nach dem dort 
jeweils erzielten Anteil des Gesamtum-
satzes, nach dem Kapital der Firma 
oder der Zahl der Mitarbeiter berech-
nen oder einer Mischung daraus. Egal, 
wohin ein Konzern nun also seine Ge-
winne verschiebt, der Steuersatz ist im-
mer der Gleiche. 

Dass die unitary taxation schon jetzt 
in 16 US-Bundesstaaten angewandt 
wird, zeigt, dass für eine solche Maß-
nahme nicht unbedingt eine schwer zu 
realisierende weltumspannende Eini-
gung nötig ist.24

Die einheitsmäßige Besteuerung 
kann auf unterschiedlichen Stufen an-
gewandt werden. So kann die Bemes-
sungsgrundlage für jedes Unternehmen 
nach den Regeln seines jeweiligen Hei-
matlandes festgesetzt werden, bevor 

eine Aufteilung auf die verschiedenen 
Staaten erfolgt, in denen das Unterneh-
men aktiv ist. Jeder dieser Staaten wür-
de dann seinen eigenen Steuersatz auf 
seinen Teil der Gewinne anlegen. 

In einem weitergehenden Schritt 
könnte eine harmonisierte Bemessungs-
grundlage zur Basis gemacht werden, 
wie es etwa in der EU möglich wäre. 
Und schließlich könnte es eine EU-wei-
te oder sogar OECD-weite einheitliche 
Besteuerung international tätiger Un-
ternehmen geben, bei der sowohl die 
Bemessungsgrundlage, als auch der 
Steuersatz harmonisiert sind. Die EU 
könnte beispielsweise ihr Budget durch 
eine solche Steuer finanzieren.

In der Tat gibt es in der EU Über-
legungen in diese Richtung. Die Euro-
päische Kommission hat bereits ein Pi-
lotprojekt für mittelständische Betriebe 
vorgeschlagen, an dem sich Mitglieds-
staaten auf freiwilliger Basis beteiligen 
können. Ziel dieses Projekts ist dabei 
weniger größere Steuergerechtigkeit, 
als vielmehr eine buchhalterische Ver-
einfachung für kleinere Unternehmen, 
die dennoch grenzüberschreitend tätig 
sein wollen. 

Die einheitsmäßige Besteuerung 
würde so auch für größere Unterneh-
men Vorteile haben, denn auch wenn 
dadurch einige Steuervermeidungsstra-
tegien unterbunden würden, so würden 
sich zugleich die Kosten der Firmen für 
die Steuerbuchhaltung enorm reduzie-
ren. Durch die Vereinfachung ergibt 
sich auch eine Entlastung für die gera-
de in Entwicklungsländern oft schlecht 
ausgestatteten Finanzbehörden.

Der Kommissionsvorschlag für die 
Formel zur Gewinnaufteilung basiert 
auf der Wertschöpfung, die im jewei-
ligen Land stattfindet. Im Gegensatz 
zu einer Aufteilung nach Arbeitskräf-
ten, Umsatz oder investiertem Kapital 
empfiehlt sich dieser Ansatz jedoch für 
eine weltweite unitary taxation weni-
ger. Denn wenn es nach der Wertschöp-
fung geht, werden Länder mit kapital-
intensiver Industrie gegenüber solchen 
mit arbeitsintensiver Wirtschaft bevor-
zugt. Dies würde zu einer Benachteili-
gung von Entwicklungsländern führen. 
Der Süden würde dagegen bevorzugt, 
wenn in der Formel die Beschäftigten-
zahl besonders berücksichtigt wird.

Auch wenn die einheitsmäßige Be-
steuerung viele der bisherigen Proble-
me löst, so ist auch sie dennoch nicht 

24 Kalifornien war schon vor dem Zweiten Welt-
krieg mit der einheitsmäßigen Besteuerung vor-
angeprescht. In den 30er-Jahren suchte die Re-
gierung des Bundesstaats ein Mittel dagegen, 
dass die Hollywood-Filmstudios trotz ihrer 
großen Erfolge seltsamerweise überhaupt kei-
ne zu versteuernden Einnahmen in Kalifornien 
zu haben schienen. Sie hatten nämlich einfach 
ihren Filmvertrieb im benachbarten Nevada re-
gistriert, wo die Steuern weit niedriger waren 
und wohin dann alle Einnahmen aus den Fil-
men flossen. 

Das alternative System der ein-
heitsmäßigen Besteuerung sieht 
vor, dass die weltweiten Gewin-
ne eines Konzerns zusammen-
addiert und besteuert werden. 
Die Steuern werden anschlie-
ßend nach einer festen Formel 
auf die einzelnen Länder aufge-
teilt. Damit wäre die Verschie-
bung von Gewinnen zwecklos. 
Die EU stellt inzwischen Überle-
gungen in diese Richtung an.
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ganz unproblematisch. So lange jeder 
Staat seinen eigenen Steuersatz auf sei-
nen Anteil der Unternehmensgewinne 
anwenden kann, so lange wird es auch 
noch einen Steuerwettbewerb geben. 
Immerhin findet dieser dann um reale 
Investitionen statt und nicht mehr um 
rein bilanzielle Gewinnverschiebungen. 

Um den Regierungen zumal in Ent-
wicklungsländern einen weiteren Steu-
ersenkungswettlauf zu ersparen, sind 
jedoch ergänzende Maßnahmen nö-

tig. Am sinnvollsten wären zweifellos 
international gültige Mindeststeuer-
sätze, doch sind diese mit den bekann-
ten Problemen der politischen Umsetz-
barkeit behaftet. Eine Alternative wäre 
eine Kombination von einheitsmäßi-
ger Besteuerung und Besteuerung nach 
dem Wohnsitzlandprinzip, d.h. auch 
der im Ausland versteuerte Gewinn-
anteil müsste im Heimatland des Kon-
zerns nach dem dort gültigen Steuer-
satz nachversteuert werden. 

9.5 Forderungskatalog und Handlungsperspektiven

Maßnahmen gegen Steuerflucht und 
Steuervermeidung von Konzernen kön-
nen und sollten also auf verschiedenen 
Ebenen ansetzen.

Auf nationaler Ebene:

• Konzerne zur Veröffentlichung von 
steuerrelevanten Daten zwingen,

• gesetzliche Steuerschlupflöcher 
schließen, 

• im Inland erwirtschaftete Wert-
schöpfung im Inland versteuern, 
einschließlich abgeführter Schuld-
zinsen und Lizenzgebühren,

• Unternehmen durch eine Mindest-
steuer daran hindern, ihre Steuer-
zahlungen auf null zu reduzieren,

• hohe Einkommen und Kapitalerträ-
ge höher besteuern und eine Steuer 
für Kursgewinne einführen.

Auf internationaler Ebene:

• Abkommen über den grenzüber-
schreitenden Informationsaustausch 
von Steuerbehörden schließen,

• für Steuersätze und Bemessungs-
grundlagen europäische oder noch 
besser internationale Mindeststan-
dards festlegen,

• Steuerdumping durch eine internati-
onale Steuerbehörde unterbinden,

• Steueroasen von den internationa-
len Finanzmärkten abschneiden,

• internationale Steuernummern ein-
führen.

Auf Konzernebene:

• Einen sanktionsbewehrten Steuer-
zahler-Kodex für Unternehmen ein-
führen,

• Unternehmen müssen alle Zahlun-
gen an die Regierungen von Ent-
wicklungsländern veröffentlichen 
(publish what you pay).

Auf Ebene des Steuersystems:

• Steuersystem auf einheitsmäßige 
Besteuerung (unitary taxation) um-
stellen, um die Gewinnverschiebung 
von Konzernen nutzlos zu machen. 
Steuerwettbewerb verhindern ent-
weder durch internationale Min-
deststeuersätze oder durch Nach-
versteuerung der Unternehmensge-
winne im Heimatland. 

Damit sich die Steuerpolitik ändert, 
muss sich die Zivilgesellschaft ein Mit-
spracherecht erkämpfen, sodass eine 
demokratische Kontrolle möglich ist 
und die Politik nicht länger durch mul-
tinationale Konzerne diktiert wird. 
Möglich wird dies durch ein Engage-
ment bei Attac und dem Tax Justice 
Network. 

In Deutschland ist zu diesem Thema 
vor allem die Kampagne Stopp Steuer-
flucht der Attac-AG Finanzmärkte ak-
tiv (www.attac.de/steuerflucht/index.
php). Zusammen mit ver.di hat Attac 
bereits ein Konzept für eine »solidari-
sche Einfachsteuer« erstellt (www.at-
tac.de/aktuell/steuer.pdf). 

Das globale Netzwerk für Steuerge-
rechtigkeit hat sich das Ziel gesetzt, die 
Auswirkungen der Steuervermeidung 
und Steuerflucht auf die Entwicklungs-

Politische Kampagnen können 
an mehreren Punkten ansetzen: 
bei den nationalen Regierungen, 
den Konzernen und bei interna-
tionalen Organisationen.
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politik, die Demokratie, öffentliche 
Dienste und die Armutsbekämpfung 
öffentlich zu machen. Es will den Kon-
takt zwischen Interessierten weltweit 
fördern, besonders zwischen Nord und 
Süd, Forschung und Diskussionen an-

regen und nationale und regionale 
Kampagnen unterstützen (www.taxju-
stice.net/g/about/index.php). WEED 
unterstützt die Arbeit des Tax Justice 
Network.
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Anrechnungsverfahren: In Ländern wie den USA, in denen das ➞Wohnsitzlandprinzip 
gilt, müssen Konzerne zwar die Gewinne ihrer Auslandstöchter zu Hause versteuern, kön-
nen sich dabei aber die im Ausland gezahlten Steuern anrechnen lassen.

Arm’s length principle: siehe ➞Fremdvergleichsprinzip

Außensteuergesetz: Das »Gesetz über die Besteuerung bei Auslandsbeziehungen« regelt 
die Besteuerung im Fall von Geschäftsbeziehungen und Verflechtungen mit dem Ausland 
sowie beim Wegzug von Steuerpflichtigen ins Ausland (siehe ➞Wegzugsbesteuerung).

Bemessungsgrundlage: Die Summe, auf die Steuern als prozentualer Anteil erhoben wer-
den. Bei der ➞Umsatzsteuer etwa ist die Bemessungsgrundlage das Entgelt für gelieferte 
Güter oder Dienstleistungen, bei der ➞Körperschaftsteuer der Unternehmensgewinn. 

Code of Conduct: Freiwilliger Verhaltenskodex, in dem Unternehmen bestimmte Selbst-
verpflichtungen eingehen – etwa die Einhaltung der Kernarbeitsnormen wie das Verbot 
von Kinderarbeit und Diskriminierung.

Coordination Centers: Ausgelagerte Unternehmensbereiche, in denen die Unterneh-
mensfinanzen gemanagt werden und die dann in manchen Ländern, insbesondere Bel-
gien, besondere Steuervorteile genießen. 

Corporate-Governance-Kodex: Von einer Regierungskommission ausgearbeitete Selbst-
verpflichtung für Unternehmen, die für mehr Transparenz im Management sorgen soll, 
beispielsweise durch die Offenlegung von Vorstandsgehältern. 

Doppelbesteuerungsabkommen: Meist bilaterale Abkommen zwischen Staaten, die 
gewährleisten sollen, dass im Ausland lebende Bürger oder im Ausland aktive Unterneh-
men für jede Steuerart nur in einem Land herangezogen und somit nicht doppelt besteu-
ert werden.

Eingangssteuersatz: Der niedrigste Steuersatz bei der ➞Lohn- und Einkommensteuer 
(16% 2004 und 15% ab 2005), der ab einem Einkommen von EUR 7664 greift und von 
da aus ansteigt bis zu einem ➞Spitzensteuersatz von 45% (42% ab 2005). 

Einheitsmäßige Besteuerung (unitary taxation): Ein System zur Besteuerung internati-
onal tätiger Konzerne. Die Gewinne sämtlicher Konzernteile in In- und Ausland werden 
im ersten Schritt addiert und versteuert. Im zweiten Schritt werden die so zusammen 
gekommenen Steuern nach einer vorher vereinbarten Formel auf alle Staaten aufgeteilt, 
in denen der Konzern Niederlassungen hat.

Einkommensteuer: Steuer, die auf das Einkommen von natürlichen Personen erhoben 
wird. Sie fällt an auf Einkünfte aus Gewerbebetrieben (➞Personengesellschaften), aus 
selbständiger und nichtselbständiger Arbeit (siehe ➞Lohnsteuer), aus Kapitalvermögen 
(siehe ➞Kapitalertragsteuer), Vermietung und Verpachtung sowie Land- und Forstwirt-
schaft. 

Fremdfinanzierung: Die Unternehmensfinanzierung durch Kredite oder Anleihen.

Fremdfinanzierungsmethode: Eine Konzerntochter in einem Land mit hohen Unterneh-
menssteuersätzen wird von der Mutterfirma mit wenig eigenem Kapital ausgestattet, so 
dass sie bei der Mutter Schulden aufnehmen muss (➞Fremdfinanzierung). Die dafür fälli-
gen Zinsen senken den Gewinn der Tochter und damit die Steuerbelastung.

Fremdvergleichsprinzip (arm’s length principle): Mit Hilfe dieses Prinzips wollen Steuer-
behörden die Steuervermeidung durch die ➞Transferpreismethode verhindern. Unter-
nehmen müssen für ihre ➞internen Verrechnungspreise demnach die auf dem Weltmarkt 
üblichen Preise zu Grunde legen.

Geldwäsche: Durch illegale Aktivitäten erworbene Einnahmen werden in legalen 
Geschäften angelegt, so dass die Gelder in den legalen Geldkreislauf eingeschleust wer-
den und ihre ursprüngliche Herkunft verschleiert wird.

Glossar
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Gewerbesteuer: Steuer, die alle Gewerbebetriebe (also ➞Personen- und Kapitalgesell-
schaften) von ihrem Ertrag an die Gemeinde abführen müssen, in der sie ansässig sind.

Handelsbilanz: Nach bestimmten Bilanzierungsvorschriften wie den ➞International 
Financial Reporting Standards erstellte Aufstellung der Vermögenswerte und Schulden 
eines Unternehmens, die der Ermittlung des Jahres- oder Quartalsergebnisses dient (im 
Gegensatz zur ➞Steuerbilanz).

Hedgefonds: Investmentfonds, die ursprünglich durch Termingeschäfte Anlagevermögen 
gegen starke Kursschwankungen absichern sollten. Mittlerweile werden sie vor allem zu 
hochriskanten Spekulationen auf steigende oder fallende Kurse von Wertpapieren, Devi-
sen oder Rohstoffen genutzt.

Hinzurechnungsbesteuerung: Wenn bei einer ausländischen Konzerntochter in einem 
Niedrigsteuerland keine erkennbaren Geschäfte mit Dritten stattfinden, dann werden die 
dort erzielten Einnahmen dem Gewinn der deutschen Konzernmutter zugerechnet und 
nach dem deutschen Steuersatz versteuert. Damit soll die rein bilanzielle Abwanderung in 
Niedrigsteuerländer verhindert werden. 

Holding: Eine Gesellschaft, deren einzige Funktion es ist, Beteiligungen an anderen 
Unternehmen zu halten.

Indirekte Steuern: Oberbegriff über alle Steuern, die der Hersteller eines Gutes oder der 
Dienstleister (im Gegensatz zu ➞Einkommen- oder Körperschaftsteuern) auf die Endkun-
den überwälzen kann – etwa Versicherungssteuer und ➞Umsatzsteuer. 

International Financial Reporting Standards (IFRS): Bilanzierungsvorschriften, die für alle 
➞Kapitalgesellschaften in der EU ab 2005 verbindlich sind.

Interne Verrechnungspreise: Die Preise, die ein Konzern für Lieferungen von Waren und 
Dienstleistungen von einer Konzerntochter zur anderen, berechnet (siehe ➞Transferpreis-
methode und ➞Fremdvergleichsprinzip).

Joint-Venture: Eine gemeinsam von zwei oder mehreren Unternehmen betriebene Toch-
tergesellschaft.

Kapitalertragsteuer: Steuer, die auf Einkünfte auf Kapitalvermögen erhoben wird (siehe 
➞Einkommensteuer). Die Kapitalertragsteuer auf Zinseinkünfte beträgt in Deutschland 
30% und auf Dividenden 20%. 

Kapitalgesellschaft: Unternehmen, das als eigenständige juristische Person rechtsfähig 
ist und deren Gesellschafter nicht persönlich haften (im Gegensatz zur ➞Personengesell-
schaft). Dazu gehört insbesondere die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) 
und die Aktiengesellschaft (AG).

Körperschaftsteuer: Von ➞Kapitalgesellschaften auf den Gewinn zu entrichtende Steuer 
von derzeit einheitlich 25%. 

Lohnsteuer: Steuer, die bei Arbeitnehmern als Abzug vom Arbeitslohn einbehalten wird 
(siehe ➞Einkommensteuer).

Mehrwertsteuer: siehe ➞Umsatzsteuer. Meist ist die vom Endverbraucher gezahlte Steuer 
damit gemeint – in Deutschland derzeit bei den meisten Gütern 16%, bei Lebensmitteln 
und Büchern 7%. 

Nominaler Steuersatz: Der gesetzlich vorgeschriebene Steuersatz (bei ➞Körperschaft-
steuern beispielsweise 25%) ohne irgendwelche Ermäßigungen oder Abschreibungsmög-
lichkeiten (beispielsweise für die in vorangegangenen Jahren gemachten Verluste) – im 
Gegensatz zum real bezahlten Satz, der meist wesentlich niedriger liegt.

Organschaft: Mehrere rechtlich selbständige Firmen, die sich zu einer wirtschaftlichen 
Einheit zusammenschließen und damit als einheitliches Steuersubjekt behandelt werden.

OECD Model Tax Convention: Vom Industrieländerclub ausgearbeitetes Musterabkom-
men, das als Grundlage für bilaterale Steuerabkommen zwischen einzelnen Staaten die-
nen soll (siehe ➞Doppelbesteuerungsabkommen). 

Offshore: Eigentlich sind damit lediglich Geschäfte außerhalb des eigenen Staatsgebiets 
gemeint (ursprünglich vor allem Einkäufe der im Ausland stationierten US-Armee). Inzwi-
schen bezieht sich der Begriff vor allem auf Investitionen in ➞Steueroasen, etwa durch 
die Gründung von Offshore-Gesellschaften oder die Geldanlage in Offshore-Investment-
fonds.
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Personengesellschaft: Meist mittelständische Unternehmen oder Familienbetriebe, bei 
denen die Mitglieder oder Gesellschafter im Vordergrund stehen und persönlich haften. 
Dazu zählen insbesondere die Kommanditgesellschaft (KG), Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts (GbR) und die Offene Handelsgesellschaft (OHG). Personengesellschaften zahlen 
anders als ➞Kapitalgesellschaften keine ➞Körperschaftsteuern, sondern ➞Einkommen-
steuern.

Quellenprinzip: Das u.a. in der Bundesrepublik gültige Prinzip der Besteuerung internati-
onal tätiger Konzerne. Demnach werden Erträge grundsätzlich in dem Land versteuert, in 
dem sie erwirtschaftet wurden. 

Quellensteuer: Hierbei handelt es sich um keine eigene Steuer, sondern vielmehr um eine 
Erhebungsart: Die Steuer wird bei der Entstehung von Einkünften abgeführt und nicht 
erst, wenn das Einkommen beim Empfänger angekommen ist. Gemeint ist oft die Steuer 
auf Zinserträge, die direkt von der Bank abgeführt wird.

Solidarische Einfachsteuer: Ein von Attac und ver.di 2004 gemeinsam ausgearbeitetes 
Konzept für ein gerechteres Steuersystem, in dem alle Einkommen und Unternehmens-
gewinne gleichmäßig (und im Fall der privaten Einkommen progressiv) besteuert werden 
bei gleichzeitiger Abschaffung der zahlreichen Ausnahmen und steuerlichen Vergünsti-
gungen.

Solidaritätszuschlag: Ein zur Finanzierung der Einheit Deutschlands zu allen fälligen 
➞Körperschaft-, ➞Lohn- und Einkommensteuern hinzuaddierter Steueraufschlag von 
5,5%. 

Spitzensteuersatz: Der maximale Satz der Einkommensteuer, der ab einem Einkommen 
von 52.152 EUR greift und 2004 bei 45% lag (42% ab 2005).

Steuerbilanz: Die durch Anwendung der steuerrechtlichen Vorschriften (beispielsweise 
über die Bewertung und Abnutzung von Investitionsgütern) modifizierte ➞Handelsbilanz, 
die zur Berechnung der Steuerpflicht des jeweiligen Unternehmens herangezogen wird.

Steueroase (Steuerparadies): Ein Land oder eine als ➞Offshore-Gebiet deklarierte 
Gerichtsbarkeit (wie z.B. die britische Kanalinsel Jersey), in der von ausländischen Investo-
ren besonders niedrige Steuersätze oder gar keine Steuern erhoben werden.

Steuervergünstigungsabbaugesetz: Bundesgesetz von 2003, mit dem diverse Steuerver-
günstigungen und –schlupflöcher abgeschafft wurden. Es sieht unter anderem strengere 
Nachweispflichten über konzerninterne Verrechnungspreise vor (siehe ➞Transferpreisme-
thode) sowie Einschränkungen bei der Verwendung von ➞Verlustvorträgen zur Minde-
rung der Steuerschuld. 

Stille Reserven: Wertzuwächse von Vermögenswerten, die nicht durch Verkauf realisiert 
werden und nicht in der Unternehmensbilanz berücksichtigt werden und die damit steu-
erfrei bleiben.

Transferpreismethode: Indem Unternehmen ihre ➞internen Verrechnungspreise manipu-
lieren, können sie zu versteuernde Gewinne dahin verschieben, wo die Steuersätze am 
niedrigsten sind. Wenn etwa ein Konzern Vorprodukte von einer in einer ➞Steueroase 
ansässigen Tochterfirma zu überhöhten Preisen kauft, vermindert sich dadurch sein zu 
versteuernder Gewinn. Zugleich steigt der Gewinn der Tochter, auf den nur geringe oder 
keine Steuern anfallen.

Umsatzsteuer: Eine prozentual auf jeden getätigten Umsatz erhobene Steuer, in Deutsch-
land im allgemeinen 16%. Anders als die Endverbraucher, die den vollen Satz zahlen 
müssen, können Unternehmer die Steuer meist als durchlaufenden Posten behandeln 
(d.h. sie können sich die Umsatzsteuer, die sie etwa beim Kauf von Vorprodukten oder 
beim Einkauf von Dienstleistungen selbst zahlen mussten, vom Finanzamt rückerstatten 
lassen).

Unitary taxation: siehe ➞einheitsmäßige Besteuerung

Unternehmenssteuer: Oberbegriff über die Steuern, die Unternehmen zahlen müssen, 
also ➞Körperschaftsteuer bei ➞Kapitalgesellschaften oder ➞Einkommensteuer bei ➞Per-
sonengesellschaften.

Unterkapitalisierungsmethode: siehe ➞Fremdfinanzierungsmethode.

Verlustvortrag: Ein aus dem Vorjahr übernommener Verlust, der in den Folgejahren 
gegen die Gewinne aufgerechnet werden kann, um so die Steuerschuld zu mindern. 
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Verbrauchssteuer: Steuern, die beim Konsum von Gütern ansetzen – etwa Mineralöl- 
oder Tabaksteuern (siehe ➞indirekte Steuern).

Wegzugsbesteuerung: Im ➞Außensteuergesetz festgelegte Steuerregel, die den Wegzug 
Steuerpflichtiger ins Ausland unattraktiv machen soll. Hält ein Steuerpflichtiger Beteili-
gungen an einer deutschen ➞Kapitalgesellschaft, muss er beim Wohnsitzwechsel ins Aus-
land den nicht realisierten Wertzuwachs aus der Beteiligung (siehe ➞stille Reserven) ver-
steuern. (Normalerweise fallen Steuern dagegen nur an, wenn der Wertzuwachs durch 
Verkauf auch tatsächlich realisiert wurde.)

Wertberichtigung: Korrektur des Wertansatzes von Vermögenswerten oder Wirtschafts-
gütern in den Unternehmensbilanzen.

Wohnsitzlandprinzip: Prinzip der Besteuerung von Gewinnen, die Tochterfirmen heimi-
scher Konzerne im Ausland erzielt haben. In zahlreichen Ländern wie den USA und Groß-
britannien müssen die Konzerne die Gewinne der Auslandstöchter im Heimatland nach 
dem dort gültigen Steuersatz nachversteuern (und können sich dabei meist die im Aus-
land bereits gezahlten Steuern anrechnen lassen, siehe ➞Anrechnungsverfahren).



weed wurde 1990 gegründet und ist eine unabhängige Nichtregierungsorganisation. Wir sind mit dem 
Ziel angetreten, in der Bundesrepublik Deutschland mehr Bewusstsein für die Ursachen der weltwei-
ten Armuts- und Umweltprobleme zu schaffen. weed engagiert sich in nationalen und internationalen 
Netzwerken und führt Organisationen und Initiativen in Nord und Süd zusammen.

Weltwirtschaft, Ökologie  
& Entwicklung

Themenschwerpunkte:
• Internationale Verschuldung, Entschuldungsini-

tiativen und die Rolle Deutschlands

• IWF und Weltbank: Politik, Projekte und Pro-
gramme

• Reform und Demokratisierung der internatio-
nalen Finanzmärkte

• Internationale Handelspolitik und WTO

• Nord-Süd-Politik der Europäischen Union

• Internationale Umwelt- und Entwicklungs-
politik

Die Instrumente unserer Arbeit:
• Wir erstellen Recherchen, Hintergrundmateri-

alien und Arbeitspapiere, z.B. den periodisch 
erscheinenden » weed-Schuldenreport «.

• weed führt Kampagnen durch, informiert poli-
tische Entscheidungsträger und interveniert in 
politische Entscheidungsprozesse.

• Wir wollen Bewusstsein schaffen durch die 
Veranstaltung von Seminaren, Workshops 
und Tagungen. Wir kooperieren intensiv mit 
Medien und betreiben Öffentlichkeitsarbeit.

• weed arbeitet in nationalen und internationalen 
NRO-Netzwerken mit.  

Schreiben Sie uns oder rufen Sie 
einfach an:
weed 
Torstr. 154, D-10115 Berlin

Tel.: +49 - (0)30 - 27 58 - 21 63 
Fax: +49 - (0)30 - 27 59 - 69 28

weed 
Bertha-von-Suttner Platz 13, 53111 Bonn

Tel.: +49 - (0)228 - 766 13 - 0 
Fax: +49 - (0)228 - 766 13 - 13

weed@weed-online.org 
www.weed-online.org

weed bewegt – bewegen Sie weed!

Unterstützen Sie die Arbeit von weed und 
spenden Sie:
Bank für Sozialwirtschaft (BLZ 100 205 00) 
Konto-Nr. 3220600

oder online Spenden http://www.weed-online.
org/about/spenden/index.html

Werden Sie Mitglied:
Einfach das Formular zum Beitritt unter http://
www.weed-online.org/about/join.html ausfüllen.

Bestellungen: WEED, Torstr. 154, 10115 Berlin, Fax: 030/27596928, 

oder http://www.weed-online.org/publikationen/bestellung/

Bestellungen: WEED, Torstr. 154, 10115 Berlin, Fax: 030/27596928, 

oder http://www.weed-online.org/publikationen/bestellung/

Neuerscheinung:

Schuldenreport 2004  
Die Entwicklungsblockade, Finanz-
märkte und Verschuldung 
Fakten _ Analysen _ Alternativen

Aus dem Inhalt:

• Deutschlands Rolle als Gläubiger

• Argentinien – Staatsbankrott nach 
IWF-Rezept

• Post-Monterrey-Prozess

• Währungskrisen, Bankenkrisen und Basel II 

• Gender-Perspektive auf Kapitalflüsse

AutorInnen: Elmar Altvater, Jürgen Kaiser, Lydia Krüger, Peter 
Wahl, Brigitte Young u.a.

88 S., Preis: 7,00 Euro (Mitglieder: 5,50 Euro), zzgl. Versand-
kosten

Neuerscheinung:

GATS lokal – Privatisierung in der 
Kommune und die Rolle des GATS

Aus dem Inhalt:

• Daseinsvorsorge und die Aufgabe 
der Kommune

• Ursachen der Privatisierung

• Beispiele für Privatisierungen: von 
der Müllverbrennung in Köln zu den 
Berliner Wasserbetrieben

• Folgen von Privatisierung und Kommerzialisierung

• Die Auswirkungen des GATS auf die Kommune

• Widerstand gegen lokale Privatisierungsprojekte

• Der Blick ins europäische Ausland: GATS-freie Zonen

• Alternativen zu Privatisierung und Kommerzialisierung

AutorInnen: Christina Deckwirth, Dominik Fette und Werner 
Rügemer

36 S., Preis: 3, 00 Euro (Mitglieder 2,00 Euro), zzgl. Versand-
kosten
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